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Bei den Gefahrengruppen gemäß §§ 1 bis 4 und 6 handelt es
sich um rechtlich selbstständige Verträge.

Soweit die Versicherung gegen eine oder mehrere Gefah ren-
gruppen nicht genommen ist, entfallen die diese Gefahren
betreffenden Bestimmungen.

§ 1 Feuerversicherung

1. Der Versicherer leistet Entschädigung für versicherte
Sachen, die durch

a) Brand,

b) Blitzschlag,

c) Explosion,

d) Anprall oder Absturz eines Flugkörpers, seiner Teile oder
seiner Ladung,

e) Löschen, Niederreißen oder Ausräumen infolge eines
dieser Ereignisse 

zerstört oder beschädigt werden oder abhanden kommen.

2. Brand ist ein Feuer, das ohne einen bestimmungsgemäßen
Herd entstanden ist oder ihn verlassen hat und das sich aus
eigener Kraft auszubreiten vermag.

Brandschäden an Räucher-, Trocken- und sonstigen ähn-
lichen Erhitzungsanlagen und deren Inhalt sind auch dann zu
ersetzen, wenn der Brand innerhalb der Anlagen ausbricht.

3. Blitzschlag ist der unmittelbare Übergang eines Blitzes auf
Sachen.

Blitzschlag ist nicht schon dann bewiesen, wenn während
eines Gewitters Überspannungsschäden an elektronischen
oder elektrischen Einrichtungen eintreten.

4. Explosion ist eine auf dem Ausdehnungsbestreben von Gasen
oder Dämpfen beruhende, plötzlich verlaufende Kraft äuße -
rung.

Eine Explosion eines konstant unter Gas- oder Dampfdruck
stehenden Behälters liegt nur vor, wenn seine Wandung in

einem solchen Umfang zerrissen wird, dass ein plötzlicher
Ausgleich des Druckunterschiedes innerhalb und außerhalb
des Behälters stattfindet.

Entsteht im Innern eines Behälters eine Explosion durch
chemische Umsetzung, so ist ein dadurch an dem Behälter
entstehender Schaden auch dann zu ersetzen, wenn dessen
Wandung nicht zerrissen ist.

Schäden durch Unterdruck sind nicht versichert.

5. Die Versicherung erstreckt sich nicht auf

a) Brandschäden, die an versicherten Sachen dadurch ent-
stehen, dass sie einem Nutzfeuer oder der Wärme zur
Bearbeitung oder zu sonstigen Zwecken ausgesetzt wer-
den; dies gilt auch für Sachen, in denen oder durch die
Nutzfeuer oder Wärme erzeugt, vermittelt oder weiter -
geleitet wird;

b) Sengschäden, außer wenn diese dadurch verursacht
wurden, dass sich eine versicherte Gefahr gemäß Nr. 1
verwirklicht hat;

c) Schäden, die an Verbrennungskraftmaschinen durch die
im Verbrennungsraum auftretenden Explosionen, sowie
Schäden, die an Schaltorganen von elektrischen Schaltern
durch den in ihnen auftretenden Gasdruck entstehen;

d) Schäden, die durch die Wirkung des elektrischen
Stromes an elektrischen Einrichtungen mit oder ohne
Feuererscheinung entstehen (z. B. durch Überstrom,
Überspannung, Isolationsfehler, wie Kurz-, Windungs-,
Körper- oder Erdschluss, unzureichende Kontaktgabe,
Versagen von Mess-, Regel- oder Sicherheits einrichtun -
gen);

e) Blitzschäden an elektrischen Einrichtungen, es sei denn,
dass der Blitz unmittelbar auf diese Sachen übergegan-
gen ist.

6. Folgeschäden sind durch Nr. 5 a und 5 c nicht ausgeschlos-
sen.

Durch Nr. 5 d und 5 e sind Folgeschäden nicht ausgeschlos-
sen, soweit sie Folgeschäden von Brand- und Explosions -
schäden sind.
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Die Ausschlüsse gemäß Nr. 5 a bis 5 d gelten nicht für
Schäden, die dadurch verursacht wurden, dass sich an
anderen Sachen eine versicherte Gefahr gemäß Nr. 1 ver-
wirklicht hat.

7. Nicht versichert sind ohne Rücksicht auf mitwirkende
Ursachen Schäden durch Erdbeben.

§ 2 Einbruchdiebstahl- und Raubversicherung

1. Versicherte Gefahren

Der Versicherer leistet Entschädigung für versicherte
Sachen, die durch

a) Einbruchdiebstahl,

b) Vandalismus nach einem Einbruch,

c) Raub innerhalb eines Gebäudes oder Grundstücks,

d) Raub auf Transportwegen

e) Vandalismus im Zusammenhang mit einem Raub

oder durch den Versuch einer solchen Tat abhanden kom-
men, zerstört oder beschädigt werden.

Jede der in a bis e genannten Gefahren ist nur versichert,
wenn dies vereinbart ist; Vandalismus nach einem Einbruch
nur in Verbindung mit einer Einbruchdiebstahlversicherung
gemäß a, Vandalismus im Zusammenhang mit einem Raub
nur in Verbindung mit einer Raubversicherung gemäß c.

2. Versicherungsschutz besteht nur, solange sich die versicher-
ten Sachen innerhalb des Versicherungsortes befinden, und
wenn alle Voraussetzungen eines Einbruchdiebstahls (Nr. 3),
eines Raubes (Nr. 5 oder Nr. 6), eines Vandalismus nach einem
Einbruch (Nr. 4) oder Vandalismus im Zusammenhang mit
einem Raub (Nr. 8) innerhalb des Versicherungsortes – bei
mehreren Versicherungsorten innerhalb desselben Versiche -
rungs ortes – verwirklicht worden sind. Bei Raub auf Trans -
port  wegen ist der Ort maßgebend, an dem die transportier-
ten Sachen sich bei Beginn der Tat befunden haben.

Nicht versichert sind Sachen, die an den Ort der Heraus -
gabe oder Wegnahme erst auf Verlangen des Täters heran-
geschafft werden, es sei denn, das Heranschaffen erfolgt
nur innerhalb des Versicherungsortes, an dem auch die
Drohung ausgesprochen worden ist.

3. Einbruchdiebstahl

Einbruchdiebstahl liegt vor, wenn der Dieb

a) in einen Raum eines Gebäudes einbricht, einsteigt oder
mittels falscher Schlüssel oder anderer Werkzeuge ein-
dringt; ein Schlüssel ist falsch, wenn die Anfertigung des-
selben für das Schloss nicht von einer dazu berechtigten
Person veranlasst oder gebilligt worden ist; der Gebrauch
eines falschen Schlüssels ist nicht schon dann bewiesen,
wenn feststeht, dass versicherte Sachen abhanden ge -
kom men sind;

b) in einem Raum eines Gebäudes ein Behältnis aufbricht
oder falsche Schlüssel (siehe a) oder andere Werkzeuge
benutzt, um es zu öffnen;

c) aus einem verschlossenen Raum eines Gebäudes Sachen
entwendet, nachdem er sich in das Gebäude einge-
schlichen oder dort verborgen gehalten hatte;

d) in einem Raum eines Gebäudes bei einem Diebstahl auf
 frischer Tat angetroffen wird und eines der Mittel gemäß
Nr. 5 a aa oder 5 a bb anwendet, um sich den Besitz des
gestohlenen Gutes zu erhalten;

e) in einen Raum eines Gebäudes mittels richtiger Schlüssel
eindringt oder dort ein Behältnis mittels richtiger Schlüs -
sel öffnet, die er durch Einbruchdiebstahl oder außerhalb
des Versicherungsortes durch Raub an sich gebracht
hatte;

werden jedoch Sachen entwendet, die gegen Einbruch -
dieb stahl nur unter vereinbarten zusätzlichen Voraus -
setzungen eines besonderen Verschlusses versichert
sind, so gilt dies als Einbruchdiebstahl nur, wenn der
Dieb die richtigen Schlüs sel des Behältnisses erlangt hat
durch

aa) Einbruchdiebstahl gemäß Nr. 3 b aus einem Behält -
nis, das mindestens die gleiche Sicherheit wie die
Behält nisse bietet, in denen die Sachen versichert
sind;

bb) Einbruchdiebstahl, wenn die Behältnisse, in denen die
Sachen versichert sind, zwei Schlösser besitzen und
alle zugehörigen Schlüssel, Schlüssel zu verschiede-
nen Schlössern voneinander getrennt, außerhalb des
Ver siche rungsortes verwahrt werden;

cc) Raub außerhalb des Versicherungsortes; dem Raub
eines Schlüssels steht es gleich, wenn der Täter
gegenüber dem Versicherungsnehmer oder einem
seiner Arbeit nehmer eines der Mittel gemäß Nr. 5 a
aa oder Nr. 5 a bb anwendet, um die Öffnung eines
Kombinationsschlosses zu ermöglichen;

f) in einen Raum eines Gebäudes mittels richtiger Schlüssel
eindringt, die er – auch außerhalb des Versicherungs -
ortes – durch Diebstahl an sich gebracht hatte, voraus-
gesetzt, dass weder der Versicherungsnehmer noch der
Gewahrsams inhaber den Diebstahl der Schlüssel durch
fahrlässiges Ver halten ermöglicht hatte.

4. Vandalismus nach einem Einbruch
Vandalismus nach einem Einbruch liegt vor, wenn der Täter
auf eine der in Nr. 3 a, 3 e oder 3 f bezeichneten Arten in den
Ver sicherungsort eindringt und versicherte Sachen vorsätz-
lich zerstört oder beschädigt.

5. Raub
a) Raub liegt vor, wenn

aa) gegen den Versicherungsnehmer Gewalt angewen-
det wird, um dessen Widerstand gegen die Weg -
nahme versicherter Sachen auszuschalten. Gewalt
liegt nicht vor, wenn versicherte Sachen ohne Über-
windung eines bewussten Widerstandes entwendet
werden (einfacher Diebstahl / Trickdiebstahl);

bb) der Versicherungsnehmer versicherte Sachen her-
ausgibt oder sich wegnehmen lässt, weil eine Gewalt-
tat mit Gefahr für Leib oder Leben angedroht wird,
die innerhalb des Versicherungsortes – bei mehreren
Ver sicherungsorten innerhalb desjenigen Versiche -
rungs ortes, an dem auch die Drohung ausgespro-
chen wird – verübt werden soll;

cc) dem Versicherungsnehmer versicherte Sachen weg -
genommen werden, weil sein körperlicher Zustand
unmittelbar vor der Wegnahme infolge eines Unfalls
oder infolge einer nicht verschuldeten sonstigen
Ursache wie beispielsweise Ohnmacht oder Herz -
infarkt beeinträchtigt und dadurch seine Wider stands-
kraft ausgeschaltet ist.

b) Dem Versicherungsnehmer stehen Arbeitnehmer und
sonstige geeignete Personen gleich, denen er die Obhut
über die versicherten Sachen vorübergehend überlassen
hat. Das gleiche gilt für Personen, die durch den Ver siche-
rungsnehmer mit der Bewachung der als Versicherungs -
ort vereinbarten Räume beauftragt sind.

6. Raub auf Transportwegen

Für Raub auf Transportwegen gilt abweichend von Nr. 5:

a) Dem Versicherungsnehmer stehen sonstige Personen
gleich, die in seinem Auftrag den Transport durchführen.
Dies gilt jedoch nicht, wenn der Transportauftrag durch
ein Unter nehmen durchgeführt wird, das sich gewerbs-
mäßig mit Geld transporten befasst.

b) Die den Transport durchführenden Personen, gegebe -
nen falls auch der Versicherungsnehmer selbst, müssen
für diese Tätigkeit geeignet sein.

c) In den Fällen von Nr. 5 a bb liegt Raub nur vor, wenn die
angedrohte Gewalttat an Ort und Stelle verübt werden
soll.

7. Durchführung der Transporte

a) Wenn der Versicherungsnehmer bei der Durchführung
des Transports nicht persönlich mitwirkt, leistet der Ver -
sicherer Entschädigung bis zu 12.500 EURO je Versiche -
rungsfall auch für Schäden, die ohne Verschulden einer
der den Transport ausführenden Personen entstehen
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aa) durch Erpressung gemäß § 253 StGB, begangen an
diesen Personen;

bb) durch Betrug gemäß § 263 StGB, begangen an die-
sen Personen;

cc) durch Diebstahl von Sachen, die sich in unmittel -
barer körperlicher Obhut dieser Person befinden;

dd) dadurch, dass diese Personen nicht mehr in der Lage
sind, die ihnen anvertrauten Sachen zu betreuen.

b) Für Schäden durch Raub auf Transportwegen leistet,
soweit nicht etwas anderes vereinbart ist, der Versicherer
Entschädigung

aa) über 25.000 EURO nur, wenn der Transport durch
mindestens zwei Personen durchgeführt wurde;

bb) über 50.000 EURO nur, wenn der Transport durch
mindestens zwei Personen und mit Kraftwagen
durchgeführt wurde;

cc) über 125.000 EURO nur, wenn der Transport durch
mindestens drei Personen und mit Kraftwagen
durchgeführt wurde;

dd) über 250.000 EURO nur, wenn der Transport durch
mindestens drei Personen mit Kraftwagen und
außerdem unter polizeilichem Schutz oder unter
besonderen, mit dem Versicherer vorher für den
Einzelfall oder für mehrere Fälle schriftlich vereinbar-
ten Sicherheitsvorkehrungen durchgeführt wurde.

Soweit b Transport durch mehrere Personen voraussetzt,
muss gemeinschaftlicher Gewahrsam dieser Personen an
den versicherten Sachen bestehen. Gewahrsam haben nur
Personen, die sich unmittelbar bei den Sachen befinden.

Soweit c Transport mit Kraftwagen voraussetzt, zählt der
Fahrer nicht als den Transport durchführende Person.
Jedoch muss er als Fahrer von Geldtransporten geeignet
sein.

Gewahrsam an Sachen in Kraftwagen haben nur die Per so -
nen, die sich in oder unmittelbar bei dem Kraftwagen befin-
den.

8. Vandalismus im Zusammenhang mit einem Raub

Vandalismus im Zusammenhang mit einem Raub liegt vor, 
wenn der Täter den Tatbestand eines Raubes gemäß Ziffer 5
a aa bis cc erfüllt und dabei versicherte Sachen innerhalb
des Versicherungsortes vorsätzlich zerstört oder beschädigt.

9. Geschäftsfahrräder

a) Ist die Betriebseinrichtung versichert, so erstreckt sich
der Versicherungsschutz auch auf einfachen Diebstahl
von Geschäftsfahrrädern.

b) Versicherungsort ist die Bundesrepublik Deutschland.

c) Entschädigung für einfachen Diebstahl wird nur geleistet,
wenn

aa) das Fahrrad zur Zeit des Diebstahls in verkehrs -
üblicher Weise durch ein Schloss gesichert war und
wenn außerdem

bb) entweder der Diebstahl zwischen 6 Uhr und 22 Uhr
verübt wurde oder sich das Fahrrad zur Zeit des
Diebstahls in Gebrauch befand.

d) Für die mit dem Fahrrad lose verbundenen und regel -
mäßig seinem Gebrauch dienenden Sachen besteht Ver -
sicherungsschutz nur, wenn sie zusammen mit dem
Fahrrad abhanden gekommen sind.

e) Entschädigung für einfachen Diebstahl wird, auch wenn
mehrere Fahrräder abhanden gekommen sind, je Ver -
sicherungsfall nur bis zu 250 EURO geleistet.

f) Der Versicherungsnehmer hat Unterlagen über den Her -
steller, die Marke und die Rahmennummer der versicher-
ten Geschäftsfahrräder zu beschaffen und aufzubewah-
ren.

Verletzt der Versicherungsnehmer diese Obliegenheit, so
kann er Entschädigung nur verlangen, soweit er die genann-
ten Merkmale anderweitig nachweisen kann.

g) Der Versicherungsnehmer hat den Diebstahl unverzüglich
der zuständigen Polizeidienststelle anzuzeigen und dem

Versicherer einen Nachweis dafür zu erbringen, dass das
Fahrrad nicht innerhalb von drei Wochen seit Anzeige
des Diebstahls wiederherbeigeschafft wurde.

10. Nicht versichert sind ohne Rücksicht auf mitwirkende
Ursachen Schäden durch

a) vorsätzliche Handlungen von Personen, die mit dem
Versicherungsnehmer in häuslicher Gemeinschaft leben
oder bei ihm wohnen, es sei denn, dass dadurch die Tat
weder ermöglicht noch erleichtert wurde;

b) vorsätzliche Handlungen von Arbeitnehmern des Ver -
siche rungsnehmers oder solchen Personen, die gemäß
Nr. 5, letzter Absatz, diesen gleichgestellt sind, es sei
denn, dass die Tat nur außerhalb des Versicherungsortes
oder nur zu einer Zeit vorbereitet und begangen worden
ist, zu der die als Versicherungsort vereinbarten Räume
für diese Personen geschlossen waren;

c) Raub auf Transportwegen, wenn und solange eine  größere
als die vereinbarte Zahl von Transporten gleichzeitig
unter wegs ist, oder wenn der Schaden durch vorsätz liche
Handlung einer der mit dem Transport beauftragten Per -
sonen entstanden ist;

d) Brand, Explosion oder bestimmungswidrig austretende
Leitungswasser, auch wenn diese Schäden infolge eines
Einbruchdiebstahls oder Raubes entstehen; für Schäden
gemäß Nr. 7 a dd gilt dieser Ausschluss nicht;

e) Erdbeben.

11. Nicht versichert sind ferner Rückgeldgeber, wenn der Geld -
behälter nicht entnommen ist sowie verschlossene Registrier-
kassen.

§ 3 Leitungswasserversicherung

1. Der Versicherer leistet Entschädigung für versicherte Sachen,
die durch Leitungswasser zerstört oder beschädigt werden
oder abhanden kommen.

2. Leitungswasser ist Wasser, das aus

a) den fest verlegten Zu- oder Ableitungsrohren der Was ser -
versorgung,

b) den sonstigen mit dem Rohrsystem fest verbundenen
Einrichtungen der Wasserversorgung,

c) den Anlagen der Warmwasser- oder Dampfheizung 

bestimmungswidrig ausgetreten ist. 

Wasserdampf steht Wasser gleich.

3. Der Versicherer leistet Entschädigung für versicherte Sachen,
die infolge eines Versicherungsfalles nach Nr. 2 a bis c durch
Niederreißen oder Ausräumen zerstört oder beschädigt wer-
den.

4. Nicht versichert sind ohne Rücksicht auf mitwirkende
Ursachen Schäden durch

a) Plansch- oder Reinigungswasser;

b) Wasser aus Sprinklern oder aus Düsen von Beriese lungs -
anlagen;

c) Grundwasser, stehendes oder fließendes Gewässer,
Hoch wasser oder Witterungsniederschlag oder einen
durch diese Ursachen hervorgerufenen Rückstau;

d) Schwamm;

e) Erdsenkung oder Erdrutsch, es sei denn, dass Leitungs -
wasser (Nr. 2) die Erdsenkung oder den Erdrutsch verur-
sacht hat;

f) Brand, Blitzschlag, Explosion, Anprall oder Absturz eines
Flugkörpers, seiner Teile oder seiner Ladung, ferner
durch Löschen, Niederreißen oder Ausräumen bei diesen
Ereignissen;

g) Erdbeben.

5. Nicht versichert sind ferner Schäden an Sachen in Gebäuden,
die nicht bezugsfertig sind.
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§ 4 Sturm- und Hagelversicherung

1. Der Versicherer leistet Entschädigung für versicherte Sachen,
die durch Sturm oder Hagel zerstört oder beschädigt wer-
den oder abhanden kommen.

2. Sturm ist eine wetterbedingte Luftbewegung von mindestens
Windstärke 8.

3. Ist diese Windstärke für den Versicherungsort nicht feststell-
bar, so wird Sturm unterstellt, wenn der Versicherungs -
nehmer nachweist, dass

a) die Luftbewegung in der Umgebung des Versicherungs -
ortes Schäden an Gebäuden in einwandfreiem Zustand
oder an ebenso widerstandsfähigen anderen Sachen
angerichtet hat oder

b) der Schaden wegen des einwandfreien Zustandes des
versicherten Gebäudes oder des Gebäudes, in dem sich
die versicherten Sachen befinden, nur durch Sturm ent-
standen sein kann.

4. Versichert sind nur Schäden, die entstehen

a) durch unmittelbare Einwirkung des Sturmes oder Hagels
auf versicherte Sachen;

b) dadurch, dass der Sturm Gebäudeteile, Bäume oder
andere Gegenstände auf versicherte Sachen wirft;

c) als Folge eines Sturm- oder Hagelschadens gemäß a
oder b an versicherten Sachen oder an Gebäuden, in
denen sich die versicherten Sachen befinden;

d) durch Niederreißen oder Ausräumen versicherter Sachen
infolge eines Ereignisses gemäß a bis c.

5. Nicht versichert sind ohne Rücksicht auf mitwirkende
Ursachen Schäden durch

a) Sturmflut,

b) Lawinen,

c) Eindringen von Regen, Hagel, Schnee oder Schmutz
durch nicht ordnungsgemäß geschlossene Fenster,
Außentüren oder andere Öffnungen, es sei denn, dass
diese Öffnungen durch Sturm oder Hagel entstanden
sind und einen Gebäudeschaden darstellen,

d) Brand, Blitzschlag, Explosion, Anprall oder Absturz eines
Flugkörpers, seiner Teile oder seiner Ladung, ferner
durch Löschen, Niederreißen oder Ausräumen bei diesen
Ereignissen,

e) Erdbeben.

6. Nicht versichert sind ferner Schäden an Sachen in
Gebäuden, die nicht bezugsfertig sind.

§ 5 Betriebsunterbrechungsversicherung (Klein-BU und
Mittlere BU)

1. Die Betriebsunterbrechungsversicherung gilt nur für die
Gefahrengruppen gemäß §§ 1 bis 4, für die sie vereinbart ist.

Wird der im Versicherungsvertrag bezeichnete Betrieb des
Versicherungsnehmers durch einen Sachschaden gemäß
§§ 1 bis 4 unterbrochen und ist die Betriebsunterbrechungs -
versicherung für diejenige Gefahrengruppe vereinbart, unter
die der dem Grunde nach entschädigungspflichtige Sach -
schaden fällt, so ersetzt der Versicherer den dadurch ent ste -
hen den Unterbrechungsschaden im Betrieb des Ver siche -
rungs nehmers.

2. Nur in Verbindung mit den Gefahrengruppen gemäß §§ 1 bis 4
wird ein Unterbrechungsschaden auch dann ersetzt, wenn
der Sachschaden dem Grunde nach zwar entschädigungs-
pflichtig ist, aber Gebäude oder bewegliche Sachen betrifft,
die dem Betrieb des Versicherungsnehmers dienen und
durch diesen Versicherungsvertrag nicht versichert sind.

3. Unterbrechungsschäden infolge Sachschadens an Urkun den,
Akten, Plänen, Geschäftsbüchern, Karteien, Zeichnun gen,
Lochkarten, Magnetbändern, Magnetplatten oder sonstigen
Datenträgern sind versichert.

Der Versicherungsnehmer hat jedoch von den in Abs. 1 ge -
nannten Unterlagen und Datenträgern Duplikate anzuferti-
gen und diese so aufzubewahren, dass sie im Fall eines
Sach schadens voraussichtlich nicht gleichzeitig mit den
Originalen zerstört oder beschädigt werden oder abhanden
kommen können. Als Duplikate gelten auch Urbelege oder
damit vergleichbare Unterlagen, die ohne nennenswerte
Zeitverzögerung und ohne große Kosten eine Rekonstruk -
tion ermöglichen.

Unterbrechungsschäden durch Verlust oder Änderung
gespeicherter Informationen ohne gleichzeitige Beschädi -
gung des Datenträgermaterials werden nicht ersetzt.

Kündigungsrecht bei Obliegenheitsverletzung
Verletzt der Versicherungsnehmer vorsätzlich oder grob fahr-
lässig eine Obliegenheit gemäß Nr. 3 Abs. 2, die er vor Ein -
tritt des Versicherungsfalles gegenüber dem Versicherer zu
erfüllen hat, so kann der Versicherer innerhalb eines Monats,
nachdem er von der Verletzung Kenntnis erlangt hat, den
Vertrag fristlos kündigen. Das Kündigungsrecht des Ver siche -
rers ist ausgeschlossen, wenn der Versicherungs nehmer
beweist, dass er die Obliegenheit weder vorsätzlich noch
grob fahrlässig verletzt hat.

Leistungsfreiheit bei Obliegenheitsverletzung
Verletzt der Versicherungsnehmer eine Obliegenheit vorsätz-
lich, so ist der Versicherer von der Verpflichtung zur Leistung
frei. Bei grob fahrlässiger Verletzung der Obliegenheit ist der
Versicherer berechtigt, seine Leistung in dem Verhältnis zu
kürzen, das der Schwere des Verschuldens des Versiche -
rungs nehmers entspricht. Das Nichtvorliegen einer groben
Fahrlässigkeit hat der Versicherungsnehmer zu beweisen.

Außer im Falle einer arglistigen Obliegenheitsverletzung ist
der Versicherer jedoch zur Leistung verpflichtet, soweit der
Versicherungsnehmer nachweist, dass die Verletzung der
Obliegenheit weder für den Eintritt oder die Feststellung des
Versicherungsfalles noch für die Feststellung oder den Umfang
der Leistungspflicht des Versicherers ursächlich ist.

4. Unterbrechungsschaden ist der entgehende Betriebsgewinn
und der Aufwand an fortlaufenden Kosten in dem versicher-
ten Betrieb.

Versichert sind der Gewinn aus dem Umsatz der hergestell-
ten Erzeugnisse und der gehandelten Waren sowie der
Gewinn aus Dienstleistungen und die Kosten des versicher-
ten Betriebes.

Der Versicherer haftet für den Unterbrechungsschaden, der
innerhalb von 12 Monaten seit Eintritt des Sachschadens
entsteht (Haftzeit).

5. Der Versicherer leistet keine Entschädigung, soweit der
Unterbrechungsschaden erheblich vergrößert wird

a) durch außergewöhnliche Ereignisse, die während der
Unterbrechung eintreten;

b) durch behördlich angeordnete Wiederaufbau- oder
Betriebsbeschränkungen;

c) dadurch, dass dem Versicherungsnehmer zur Wieder -
herstellung oder Wiederbeschaffung zerstörter, beschä-
digter oder abhanden gekommener Sachen nicht recht-
zeitig Kapital zur Verfügung steht.

6. Nicht versichert sind

a) Aufwendungen für Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe sowie
für bezogene Waren, soweit es sich nicht um Aufwen -
dun gen zur Betriebserhaltung oder um Mindest- oder Vor-
haltegebühren für Energiefremdbezug handelt;

b) Umsatzsteuer, Verbrauchssteuern und Ausfuhrzölle;

c) Ausgangsfrachten, soweit keine fortlaufenden vertrag-
lichen Zahlungsverpflichtungen entgegenstehen und
Paketporti;

d) umsatzabhängige Versicherungsbeiträge;

e) umsatzabhängige Lizenzgebühren und umsatzabhängige
Erfindervergütungen;

f) Gewinne und Kosten, die mit dem versicherten Fabrika -
tions-, Handels- oder Gewerbebetrieb nicht zusammen-
hängen, beispielsweise aus Kapital-, Spekulations- oder
Grundstücksgeschäften.
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§ 6 Glasversicherung

1. Glasversicherung

1.1 Der Versicherer leistet Entschädigung für versicherte Sachen,
die durch Bruch (Zerbrechen) zerstört oder beschädigt wer-
den. Die Leistung erfolgt in Naturalersatz, sofern sich aus
§ 18 Nr. 3 nichts anderes ergibt.

1.2 Versichert sind die im Versicherungsvertrag bezeichneten,
fertig eingesetzten oder montierten

a) Scheiben, Platten und Spiegel aus Glas,

b) Scheiben, Platten und Spiegel aus Kunststoff,

c) Platten aus Glaskeramik,

d) Glasbausteine und Profilbaugläser,

e) Lichtkuppeln aus Glas oder Kunststoff,

f) sonstige Sachen.

Nicht versichert sind Sachen, die bereits bei Antragstellung
beschädigt sind.

1.3 Schäden durch Brand, Blitzschlag, Explosion, Anprall oder
Absturz eines Flugkörpers, seiner Teile oder seiner Ladung
sowie Schäden durch Löschen, Niederreißen oder Aus räumen
sind mitversichert.

1.4 Die Versicherung erstreckt sich nicht auf

a) Beschädigungen von Oberflächen oder Kanten (z. B.
Schrammen, Muschelausbrüche);

b) Undichtwerden der Randverbindungen von Mehr scheiben-
lsolierverglasungen;

c) Erdbeben.

2. Werbeanlagenversicherung

2.1 Versichert sind die im Versicherungsvertrag näher bezeich-
neten Werbeanlagen, und zwar

a) Leuchtröhrenanlagen (Hochspannungsanlagen);

b) Firmenschilder;

c) Transparente.

2.2 Der Versicherer leistet Ersatz

a) bei Leuchtröhrenanlagen (Hochspannungsanlagen) für
Schäden durch Zerbrechen der Röhren (Systeme) und an
den übrigen Teilen der Anlage für alle Beschädi gun gen
oder Zerstörungen, soweit sie nicht eine unmittelbare
Folge der durch den Betrieb der Anlage ver ur sach ten Ab -
nutzung sind;

b) bei Firmenschildern und Transparenten für Schäden
durch Zerbrechen der Glas- und Kunststoffteile.

Schäden an Leuchtkörpern oder nicht aus Glas oder
Kunststoff bestehenden Teilen (z. B. Metall konstruk tion,
Bemalung, Beschriftung, Kabel) sind mitver sichert, wenn
gleichzeitig ein ersatzpflichtiger Schaden durch Zer -
brechen am Glas oder Kunststoff vorliegt und entweder
beide Schäden auf derselben Ursache be ruhen oder der
Schaden am Glas oder Kunststoff den anderen Schaden
verursacht hat.

2.3 Schäden durch Brand, Blitzschlag, Explosion, Anprall oder
Absturz eines Flugkörpers, seiner Teile oder seiner Ladung
sowie Schäden durch Löschen, Nieder reißen oder Aus räumen
sind mitversichert.

2.4 Kosten für Farbangleichungen unbeschädigter Systeme oder
für sonstige Änderungen oder Verbesse rungen sowie für
Überholungen sind nicht entschädigungspflichtig.

2.5 Wird anlässlich eines ersatzpflichtigen Schadens an den
übrigen Teilen der Anlage eine vorläufige Repara tur durch
einen Nichtfachmann vorgenommen, so sind die Kosten
hier für sowie die daraus entstehenden Fol gen vom Ver siche -
rungsnehmer zu tragen.

3. Anpassung der Versicherungen

a) Die Haftung des Versicherers passt sich der Glas preis -
entwicklung an; entsprechend verändert sich die Prämie.

b) Die Prämie erhöht oder vermindert sich jeweils zum
1. Januar eines jeden Jahres für die in diesem Jahr
beginnende Versicherungsperiode entsprechend dem
Prozentsatz, um den sich die vom Statistischen Bundes -
amt veröffentlichten Glaspreisindizes verändert haben.
Für gewerbliche Risiken gilt das Mittel aus den Indizes
für gemischt genutzte Gebäude, Bürogebäude und ge -
werbliche Betriebsgebäude. Der Veränderungs prozent -
satz wird auf eine Stelle hinter dem Komma gerundet.
Maßgebend sind die für den Monat September veröffent-
lichten Indizes.

c) Innerhalb eines Monats nach Zugang der Mitteilung über
die Erhöhung der Haftung des Versicherers und der
damit verbundenen Anpassung der Prämie kann der
Versicherungsnehmer durch schriftliche Erklärung der
Erhöhung mit Wirkung für den Zeitpunkt widersprechen,
in dem die Anpassung wirksam werden sollte.

§ 7 Nicht versicherte Gefahren und Schäden

1. Die nicht versicherten Gefahren und Schäden sind in den §§ 1
bis 6 für die einzelnen Gefahrengruppen geregelt.

2. Ergänzend zu Nr. 1 sind ohne Rücksicht auf mitwirkende
Ursachen nicht versichert, Schäden durch

a) Kriegsereignisse jeder Art,

b) Kernenergie*),

c) Innere Unruhen.

§ 8 Versicherte Sachen

1. In der Feuer-, Einbruchdiebstahl- / Raub-, Leitungs -
wasser- und Sturm- / Hagelversicherung

1.1 Versichert sind die im Versicherungsvertrag bezeichneten
Sachen.

1.2 Bewegliche Sachen sind nur versichert, soweit der
Versicherungsnehmer

a) Eigentümer ist,

b) sie unter Eigentumsvorbehalt erworben hat oder

c) sie sicherungshalber übereignet hat. 

1.3 Über Nr. 1.2 hinaus ist fremdes Eigentum versichert, soweit
es seiner Art nach zu den versicherten Sachen gehört und
dem Versicherungsnehmer zur Bear bei tung, Benutzung oder
Verwahrung oder zum Verkauf in Obhut gegeben wurde und
soweit nicht der Versiche rungs nehmer nachweislich, insbe-
sondere mit dem Eigentümer, vereinbart hat, dass die frem-
den Sachen durch den Versicherungsnehmer nicht versichert
zu werden brauchen.

1.4 Die Versicherung gemäß Nr. 1.2 b, Nr. 1.2 c und Nr. 1.3 gilt
für Rechnung des Eigentümers und des Ver siche rungs -
nehmers. Nur in den Fällen der Nr. 1.3 ist für die Höhe des
Versicherungswertes, soweit nichts anderes vereinbart ist,
allein das Interesse des Eigentümers maßgebend.

1.5 Ist die Versicherung von Gebrauchsgegenständen der Betriebs-
angehörigen vereinbart, so sind nur Sachen versichert, die
sich üblicherweise oder auf Verlangen des Arbeitgebers
inner halb des Versicherungsortes befinden.

Bargeld, Wertpapiere und Kraftfahrzeuge sind nicht ver -
sichert.

Entschädigung wird nur geleistet, soweit Entschädigung
nicht aus einem anderen Versicherungsvertrag beansprucht
werden kann. Ist danach die Entschädigung oder eine Ab -
schlagszahlung gemäß § 23 Nr. 1 a nur deshalb noch nicht
fällig, weil ohne Verschulden des Versicherungsnehmers
oder des versicherten Betriebsangehörigen die Ent schädi -
gungs pflicht aus dem anderen Versicherungsvertrag ganz
oder teilweise noch nicht geklärt ist, so wird der Versicherer
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unter Vorbehalt der Rückforderung mit 4 Prozent Zinsen,
soweit nicht aus einem anderen Rechtsgrund ein höherer
Zins zu zahlen ist, eine vorläufige Zahlung leisten.

1.6 Ist Versicherung der Betriebseinrichtung vereinbart, so fallen
hierunter nicht

a) Bargeld;

b) Urkunden, wie z. B. Sparbücher und sonstige Wert -
papiere;

c) Akten, Pläne, Geschäftsbücher, Karteien, Zeichnun gen,
Lochkarten, Magnetbänder, Magnetplatten und sonstige
Datenträger;

d) Muster, Anschauungsmodelle, Prototypen und Aus -
stellungsstücke, ferner typengebundene, für die  laufende
Produktion nicht mehr benötigte Fertigungs vorrichtun gen;

e) zulassungspflichtige Kraftfahrzeuge, Kraft fahr zeug anhän-
ger und Zugmaschinen;

f) Automaten mit Geldeinwurf (einschließlich Geld wechs ler)
samt Inhalt sowie Geldausgabeautomaten, soweit nicht
der Einschluss besonders vereinbart ist.

2. In der Betriebsunterbrechungsversicherung gilt:

Die versicherten Sachen sind in § 5 geregelt.

3. In der Glasversicherung gilt:

Die versicherten Sachen sind in § 6 geregelt.

§ 9 Versicherte Kosten

1. Aufwendungen zur Abwendung und Minderung des
Schadens

a) Versichert sind Aufwendungen, auch erfolglose, die der
Versicherungsnehmer bei Eintritt des Versicherungsfalles
den Umständen nach zur Abwendung und Minderung
des Schadens für geboten halten durfte.

b) Ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung zu kürzen,
kann er auch den Aufwendungsersatz nach a entspre-
chend kürzen.

c) Der Ersatz dieser Aufwendungen und die sonstige Ent -
schädigung betragen zusammen höchstens die Ver siche -
rungssumme je vereinbarter Position; dies gilt jedoch nicht,
soweit Aufwendungen auf Weisung des Versicherers ent-
standen sind.

d) Nicht versichert sind Aufwendungen für Leistungen der
Feuerwehr oder anderer Institutionen, die im öffentlichen
Interesse zur Hilfeleistung verpflichtet sind, wenn diese
Leistungen im öffentlichen Interesse erbracht werden.

e) Der Versicherer hat den für die Kosten erforderlichen
Betrag auf Verlangen des Versicherungsnehmers vorzu-
schießen.

2. Kosten der Ermittlung und Feststellung des Schadens

a) Der Versicherer ersetzt bis zur vereinbarten Höhe die
Kosten für die Ermittlung und Feststellung eines von ihm
zu ersetzenden Schadens, sofern diese den Umständen
nach geboten waren.

Zieht der Versicherungsnehmer einen Sachverständigen
oder Beistand hinzu, so werden diese Kosten nur ersetzt,
soweit er zur Zuziehung vertraglich verpflichtet ist oder
vom Versicherer aufgefordert wurde.

b) Ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung zu kürzen,
kann er auch den Kostenersatz nach a entsprechend
kürzen.

3. Soweit dies vereinbart ist, ersetzt der Versicherer auch die
notwendigen Mehrkosten infolge Preissteigerungen zwischen
dem Eintritt des Versicherungsfalles und der Wieder herstel -
lung oder Wiederbeschaffung.

Wenn der Versicherungsnehmer die Wiederherstellung oder
Wiederbeschaffung nicht unverzüglich veranlasst, werden
die Mehrkosten nur in dem Umfang ersetzt, in dem sie auch
bei unverzüglicher Wiederherstellung oder Wieder beschaffung
entstanden wären.

Mehrkosten infolge von außergewöhnlichen Ereignissen,
behördlich angeordneten Wiederaufbau- oder Betriebs -
beschränkungen oder Kapitalmangel werden nicht ersetzt.

4. Sonstige Kosten

Soweit dies vereinbart ist, ersetzt der Versicherer ohne Berück -
sichtigung einer Unterversicherung (auf Erstes Risiko) die
infolge eines Versicherungsfalles notwendigen Auf räu mungs-
und Abbruchkosten, Feuerlöschkosten, Bewegungs- und
Schutzkosten sowie Wiederherstellungskosten von Geschäfts -
unterlagen.

a) Aufräumungs- und Abbruchkosten 
Aufräumungs- und Abbruchkosten sind Aufwendungen,
für das Aufräumen der Schadenstätte einschließlich des
Abbruchs stehen gebliebener Teile, für das Abfahren von
Schutt und sonstigen Resten zum nächsten Ablage rungs-
platz und für das Ablagern oder Vernichten.

b) Feuerlöschkosten
Feuerlöschkosten sind Aufwendungen, die der Ver siche -
rungsnehmer zur Brandbekämpfung für geboten halten
durfte, einschließlich der Kosten für Leistungen der
Feuer wehr oder anderer im öffentlichen Interesse zur
Hilfeleistung verpflichteter Institutionen, soweit diese
nicht nach den Bestimmungen über die Aufwendungen
zur Abwendung und Minderung des Schadens zu erset-
zen sind.

Freiwillige Zuwendungen des Versicherungsnehmers an
Personen, die sich bei der Brandbekämpfung eingesetzt
haben, sind nur zu ersetzen, wenn der Versicherer vorher
zugestimmt hatte.

c) Bewegungs- und Schutzkosten
Bewegungs- und Schutzkosten sind Aufwendungen, die
dadurch entstehen, dass zum Zweck der Wieder her stel -
lung oder Wiederbeschaffung von Sachen, die durch vor-
liegenden Vertrag versichert sind, andere Sachen be -
wegt, verändert oder geschützt werden müssen.

Bewegungs- und Schutzkosten sind insbesondere Auf -
wendungen für De- oder Remontage von Maschinen, für
Durchbruch, Abriss oder Wiederaufbau von Gebäude -
teilen oder für das Erweitern von Öffnungen.

d) Wiederherstellungskosten von Geschäftsunterlagen
Wiederherstellungskosten von Geschäftsunterlagen sind
Aufwendungen, die innerhalb von zwei Jahren nach
Eintritt des Versicherungsfalles für die Wiederherstellung
von Geschäftsunterlagen anfallen.

5. In der Einbruchdiebstahlversicherung ersetzt der Ver siche -
rer, soweit dies vereinbart ist, die Aufwendungen

a) für die Beseitigung von Schäden infolge eines Ver siche -
rungsfalles oder durch den Versuch einer Tat gemäß § 2
Nr. 1 a, Nr. 1 b, Nr. 1 c oder Nr. 1 e an Dächern, Decken,
Wänden, Fußböden, Türen, Schlössern, Fenstern (aus -
genommen Schaufensterverglasungen), Rollläden oder
Schutzgittern der als Versicherungsort vereinbarten
Räume (Gebäudeschäden) sowie an Schaukästen und
Vitrinen (ausgenommen Verglasungen) außerhalb des
Versicherungsortes, aber innerhalb des Grundstückes,
auf dem der Versicherungsort liegt, und in dessen
unmittelbarer Umgebung;

b) für Schlossänderungen an den Türen der als Ver siche -
rungs ort vereinbarten Räume, wenn Schlüssel zu diesen
Türen durch einen Versicherungsfall oder durch eine
außerhalb des Versicherungsortes begangene Tat gemäß
§ 2 Nr. 1 a, Nr. 1 c und Nr. 1 d abhanden gekommen sind;
dies gilt nicht für Türen von Tresorräumen;

c) infolge Abhandenkommens von Schlüsseln zu Tresor -
räumen, mehrwandigen Stahlschränken mit einem Mindest-
gewicht von 300 kg oder eingemauerten Stahl wand -
schränken mit mehrwandiger Tür, die sich innerhalb der
als Versicherungsort vereinbarten Räume befinden, für
Änderung der Schlösser und Anfertigung neuer Schlüssel
sowie für unvermeidbares gewaltsames Öffnen und für
die Wiederherstellung des Behältnisses oder das Schließen
dieser Öffnung.
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6. In der Glasversicherung ersetzt der Versicherer
a) Aufwendungen für das vorläufige Verschließen von Öff nun-

gen (Notverschalungen, Notverglasungen); 
und, soweit dies vereinbart ist, auch die infolge eines Ver-
sicherungsfalles notwendigen Aufwendungen für 

b) zusätzliche Leistungen, um die sich das Liefern und
Mon tieren von versicherten Sachen durch deren Lage
verteuert, (z. B. Kran- oder Gerüstkosten);

c) die Erneuerung von Anstrich, Malereien, Schriften, Ver -
zierungen, Lichtfilterlacken und Folien auf den unter § 6
Nr. 1.2 genannten versicherten Sachen;

d) das Beseitigen und Wiederanbringen von Sachen, die
das Einsetzen von Ersatzscheiben behindern (z. B. Schutz -
gitter, Schutzstangen, Markisen usw.);

e) die Beseitigung von Schäden an Umrahmungen, Be -
schlä gen, Mauerwerk, Schutz- und Alarmeinrichtungen;

f) Schäden an ausgestellten Waren und Dekorationsmitteln
hinter versicherten Scheiben (z. B. von Schaufenstern,
Schaukästen und Vitrinen), wenn gleichzeitig ein ersatz-
pflichtiger Schaden durch Zerbrechen (§ 6 Nr. 1.1) der
Scheibe vorliegt und die Waren oder Dekorationsmittel
durch Glassplitter oder durch Gegenstände zerstört oder
beschädigt worden sind, die beim Zerbrechen der
Scheibe eingedrungen sind.

§ 10 Versicherungsort

1. Örtlicher Versicherungsumfang

Versicherungsschutz besteht nur innerhalb des Versiche rungs-
ortes.
Diese Beschränkung gilt nicht für Sachen, die infolge eines
eingetretenen oder unmittelbar bevorstehenden Versiche -
rungsfalles aus dem Versicherungsort entfernt und in zeit -
lichem und örtlichem Zusammenhang mit diesem Vorgang
beschädigt oder zerstört werden oder abhanden kommen.

2. Bezeichnung des Versicherungsortes

a) Versicherungsort sind die in dem Versicherungsvertrag
bezeichneten Gebäude oder Räume von Gebäuden oder
die als Versicherungsort bezeichneten Grundstücke. Ver -
glasungen sind nur an ihrem bestimmungsgemäßen Platz
versichert.

b) In der Feuer-, Einbruchdiebstahl-, Leitungswasser-,
Sturm- / Hagel-, Betriebs unter brechungs - und
Glasversicherung gilt:
Soweit dies vereinbart ist, gelten als Versicherungsort
auch die innerhalb der Bundesrepublik Deutschland neu
hinzukommenden Betriebsgrundstücke, ohne dass diese
zunächst besonders angemeldet zu werden brauchen.
Die Entschädigung ist je Versicherungsort und Ver siche -
rungsfall begrenzt.
Der Versicherungsnehmer hat jeweils zum Ende des
Versicherungsjahres ein Verzeichnis über die neu hinzu-
gekommenen Versicherungsorte einzureichen. Geschieht
dies nicht innerhalb eines Monats nach Ablauf des Ver -
sicherungsjahres, sind diese Betriebsgrundstücke nicht
mehr Versicherungsort. Dies gilt nicht, wenn die Meldung
ohne Verschulden des Versicherungsnehmers unterblie-
ben ist oder der Versicherer anderweitig davon Kenntnis
erhalten hat.

c) In der Einbruchdiebstahlversicherung gilt:
aa) Sachen in Schaukästen und Vitrinen sind außerhalb

des Versicherungsortes gemäß Nr. 2 a bis zu der
hierfür vereinbarten Versicherungssumme oder Ent -
schä di gungsgrenze mitversichert. Dies gilt nur inner-
halb des Grundstücks, auf dem der Versicherungsort
liegt, und in dessen unmittelbarer Umgebung.

bb) Versicherungsschutz gemäß § 2 Nr. 3 b besteht,
wenn der Dieb den Schaukasten oder die Vitrine
außerhalb eines Gebäudes erbricht oder mittels fal-
scher Schlüssel oder anderer Werkzeuge öffnet.

3. Wertsachen

Nur in verschlossenen Behältnissen, die erhöhte Sicherheit
auch gegen ihre Wegnahme selbst bieten, oder in Tresor -
räumen sind versichert
a) Bargeld;
b) Urkunden, z. B. Sparbücher und sonstige Wertpapiere;

c) Briefmarken;
d) Münzen und Medaillen;
e) unbearbeitete Edelmetalle sowie Sachen aus Silber, Gold

und Platin, echte Perlen und Edelsteine, ausgenommen
davon jene Sachen, die dem Raumschmuck dienen;

f) Sachen, für die dies besonders vereinbart ist.
Dies gilt, soweit nichts anderes vereinbart ist, bei Ver siche -
rung von Juwelier-, Uhrmacher- und Bijouteriegeschäften
nicht für Sachen aus Silber, Gold oder Platin sowie für echte
Perlen und Edelsteine.

4. Behältnis und Tresorraum
Wenn dies vereinbart ist, sind zusätzliche Sicherheits merk -
male für das Behältnis oder den Tresorraum gemäß Nr. 3
erforderlich.

5. Registrierkassen, Rückgeldgeber, Automaten mit
Geldeinwurf
Registrierkassen, Rückgeldgeber, Automaten mit Geld -
einwurf und Geldwechsler gelten nicht als Behältnisse im
Sinn von Nr. 3.
Jedoch ist im Rahmen einer für Bargeld in Behältnissen ge -
mäß Nr. 3 vereinbarten Versicherungssumme Bargeld auch
in offenen Registrierkassen versichert. Die Ent schädi gung ist
auf 25 EURO je Registrierkasse und außerdem auf 250 EURO
je Versicherungsfall begrenzt, soweit nicht andere Beträge
vereinbart sind.

6. In der Einbruchdiebstahl- und Raubversicherung ist Ver -
siche rungsort für Schäden durch
a) Raub innerhalb eines Gebäudes oder Grundstückes über

die in dem Versicherungsvertrag als Versicherungsort
bezeichneten Räume hinaus das gesamte Grundstück,
auf dem der Versicherungsort liegt, soweit es allseitig
umfriedet ist;

b) Raub auf Transportwegen die Bundesrepublik Deutsch -
land, soweit nichts anderes vereinbart ist. Der Transport
beginnt mit der Übernahme versicherter Sachen für einen
unmittelbar anschließenden Transport und endet an der
Ablieferungsstelle mit der Übergabe.

7. Außenversicherung
Sachen, für die Außenversicherung vereinbart ist, sind je
nach Vereinbarung bis zu der hierfür vereinbarten Ver siche -
rungssumme oder Entschädigungsgrenze auch außerhalb
des Versicherungsortes (abhängige Außenversicherung) ver -
sichert.
Entschädigung wird nur geleistet, soweit Entschädigung
nicht aus einem anderen Versicherungsvertrag beansprucht
werden kann. Ist danach die Entschädigung oder eine Ab -
schlagszahlung gemäß § 23 Nr. 1 a nur deshalb noch nicht
fällig, weil ohne Verschulden des Versicherungs neh mers die
Entschädigungspflicht aus dem anderen Versicherungs -
vertrag ganz oder teilweise noch nicht geklärt ist, so wird der
Versicherer unter Vorbehalt der Rückforderung mit 4 Prozent
Zinsen pro Jahr, soweit nicht aus einem anderen Rechts -
grund ein höherer Zins zu zahlen ist, eine vorläufige Zahlung
leisten.

§ 11 Versicherungswert
1. Versicherungswert der technischen und kaufmännischen

Betriebseinrichtung und der Gebrauchsgegenstände von
Betriebsangehörigen ist
a) der Neuwert,

Neuwert ist der Betrag, der aufzuwenden ist, um Sachen
gleicher Art und Güte in neuwertigem Zustand wiederzu-
beschaffen oder sie neu herzustellen, maßgebend ist der
niedrigere Betrag;

b) oder der Zeitwert,
falls er weniger als 40 Prozent des Neuwertes beträgt
oder falls Versicherung nur zum Zeitwert vereinbart ist;
der Zeitwert ergibt sich aus dem Neuwert der Sache durch
einen Abzug entsprechend ihrem insbesondere durch den
Abnutzungsgrad bestimmten Zustand;

c) oder der gemeine Wert,
soweit die Sache für ihren Zweck allgemein oder im
Betrieb des Versicherungsnehmers nicht mehr zu ver-
wenden ist; gemeiner Wert ist der für den Versiche rungs -
nehmer erzielbare Verkaufspreis für die Sache oder für
das Altmaterial.
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2. Versicherungswert

a) von Waren, die der Versicherungsnehmer herstellt und
die noch nicht fertig gestellt sind,

b) von Waren, mit denen der Versicherungsnehmer handelt,

c) von Rohstoffen oder

d) von Naturerzeugnissen

ist der Betrag, der aufzuwenden ist, um Sachen gleicher Art
und Güte wiederzubeschaffen oder sie analog dem Ferti -
gungs grad zum Zeitpunkt des Eintritts des Versicherungs -
falls neu herzustellen; maßgebend ist der niedrigere Betrag.

Der Versicherungswert ist begrenzt durch den erzielbaren
Verkaufspreis, bei nicht fertig gestellten eigenen Erzeug nis -
sen durch den erzielbaren Verkaufspreis der fertigen Erzeug -
nisse. Der Versicherer ist, auch wenn die Versicherungs -
summe höher ist als der Versicherungswert zur Zeit des
Ein tritts des Versicherungsfalles, nicht verpflichtet, dem Ver -
sicherungsnehmer mehr als den Betrag des Schadens zu
ersetzen.

3. Versicherungswert der vom Versicherungsnehmer ganz oder
teilweise selbst hergestellten und lieferungsfertigen Erzeug -
nisse ist der erzielbare Verkaufspreis abzüglich der durch
Nichtlieferung ersparten Kosten. Dies gilt jedoch nur, soweit
die Erzeugnisse ihrer Art nach bereits eingeführt und voll
marktgängig sind, sonst ist Versicherungswert der Betrag
gemäß Nr. 2.

Überpreise, die nur aufgrund besonderer Verbundenheit von
Unternehmen erzielbar sind, bleiben unberücksichtigt.

4. Versicherungswert von Wertpapieren ist

a) bei Wertpapieren mit amtlichem Kurs der mittlere Ein heits-
kurs am Tag der jeweils letzten Notierung aller amtlichen
Börsen der Bundesrepublik Deutschland;

b) bei Sparbüchern der Betrag des Guthabens;

c) bei sonstigen Wertpapieren der Marktpreis.

5. Versicherungswert für Muster, Anschauungsmodelle, Proto -
typen und Ausstellungsstücke, ferner für typengebundene,
für die laufende Produktion nicht mehr benötigte Fertigungs -
vorrichtungen sowie für alle sonstigen in Nr. 1 bis Nr. 4 nicht
genannten beweglichen Sachen ist, soweit nichts anderes
vereinbart ist, entweder der Zeitwert gemäß Nr. 1 b oder
unter den dort genannten Voraussetzungen der gemeine
Wert gemäß Nr. 1 c.

6. Versicherungswert in der

6.1 Klein-Betriebsunterbrechungsversicherung ist die Summe
der Versicherungswerte für die Einrichtung und die Vorräte
des versicherten Betriebes. In dieser Summe sind auch  solche
Sachen der Betriebseinrichtung und der Vorräte zu berück -
sichtigen, die durch vorliegenden Vertrag nicht ver sichert
sind, jedoch dem versicherten Betrieb dienen.

6.2 Mittleren Betriebsunterbrechungsversicherung

a) für Betriebsgewinn und Kosten ist der gemäß dem Sum -
menermittlungsschema des Versicherers im Antrag er rech-
nete oder später gemeldete Wert.

b) Das Versicherungsjahr hat dem Geschäftsjahr zu ent-
sprechen. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet,  spä -
testens 6 Monate nach Ablauf eines Geschäftsjahres den
nach Geschäftsbüchern im abgelaufenen Geschäfts jahr
erwirtschafteten Wert zu melden. Grundlage für die Mel -
dung ist das Summenermittlungsschema des Ver siche -
rers. Der gemeldete Wert gilt ab Eingang der Meldung als
Versicherungssumme. Erfolgt eine Meldung gemäß Abs. 1
nicht fristgerecht, so gelten nach Ablauf der Frist als
gemeldeter Wert und als neue Versicherungssumme die
bisherige Versicherungssumme. Wird die Meldung ge -
mäß Abs. 1 vor Ablauf des Geschäftsjahres nachgeholt,
so ersetzt ab Zugang der Meldung der gemeldete Betrag
die Versicherungssumme gemäß Satz 1.

c) Nachhaftung in der Mittleren Betriebsunter brechungs -
versicherung 
Der Versicherer haftet über die Versiche rungs summe hin-
aus für weitere 33 1/3 v. H. Dies gilt nicht für vereinbarte
Entschädigungsgrenzen und Ver sicherungssummen auf
Erstes Risiko (Erste Gefahr).

§ 12 Summenanpassung (Dynamik)

Soweit vereinbart gelten für die Summenanpassung (Dynamik):

a) Die Versicherungssummen erhöhen oder vermindern sich
zur Anpassung an Wertänderungen der versicherten Sachen
mit Beginn eines jeden Versicherungsjahres entsprechend
dem Prozentsatz, um den sich der Index der Erzeugerpreise
gewerblicher Produkte im vergangenen Kalenderjahr verän-
dert hat. Dies gilt nicht für Positionen, für die Versicherung
auf Erstes Risiko vereinbart ist, ferner nicht für Versiche rungs-
summen der Außenversicherung. Der Prozentsatz wird auf
eine Stelle hinter dem Komma gerundet. Maßgebend ist der
vom Statistischen Bundesamt jeweils für den Monat Sep tem-
ber festgestellte und veröffentlichte Index.

b) Die berechneten Versicherungssummen werden auf volle
500 EURO aufgerundet.
Die neuen Versicherungssummen und die geänderten
Prämien werden dem Versicherungsnehmer jeweils bekannt
gegeben.

c) Die Versicherungssumme bleibt unverändert, wenn der maß-
gebende Prozentsatz unter 3 liegt. Jedoch ist dann für die
nächste Veränderung ein Vergleich zwischen dem vergange-
nen Kalenderjahr und demjenigen Kalenderjahr maßgebend,
das zuletzt für eine Summenänderung berücksichtigt wurde.

d) Die aus den neuen Versicherungssummen sich ergebenden
erhöhten Prämien dürfen die im Zeitpunkt der Erhöhung gel-
tenden Tarifprämien nicht übersteigen. Diese Grenze gilt
jedoch nur, wenn sich die neue Tarifprämie auf eine unverän-
derte Gruppe versicherbarer Risiken bezieht.

e) Die Versicherungssummen erhöhen sich um einen Vorsorge -
betrag von 5 Prozent.

f) Innerhalb eines Monats nach Zugang der Mitteilung über die
angepasste Versicherungssumme kann der Versicherungs -
nehmer durch schriftliche Erklärung die Anpassung mit Wir -
kung für den Zeitpunkt aufheben, in dem die Anpassung
wirksam werden sollte.

g) § 75 VVG und die Bestimmungen über Unterversicherung
bleiben unberührt.

h) Versicherungsnehmer und Versicherer können unter Ein hal -
tung einer Frist von drei Monaten zum Ende des laufenden
Versicherungsjahres durch schriftliche Erklärung verlangen,
dass die Bestimmungen über die Summenanpassung für die
Versicherung von beweglichen Sachen künftig nicht mehr
anzuwenden sind.

i) Das Recht auf Herabsetzung der Versicherungssumme
wegen erheblicher Überversicherung (§ 74 Absatz 1 VVG)
bleibt ebenfalls unberührt.

§ 13 Anzeigepflichten des Versicherungsnehmers oder
 seines Vertreters bis zum Vertragsabschluss

1. Wahrheitsgemäße und vollständige Anzeigepflicht von
Gefahrumständen

Der Versicherungsnehmer hat bis zur Abgabe seiner Ver -
trags erklärung dem Versicherer alle ihm bekannten Gefahr -
umstände anzuzeigen, nach denen der Versicherer in Text -
form gefragt hat und die für dessen Entschluss erheblich
sind, den Vertrag mit dem vereinbarten Inhalt zu schließen.

Der Versicherungsnehmer ist auch insoweit zur Anzeige ver-
pflichtet, als nach seiner Vertragserklärung, aber vor Ver -
trags annahme der Versicherer in Textform Fragen im Sinne
des Satzes 1 stellt.

Hat der Versicherer das versicherte Risiko besichtigt oder
liegt in der Einbruchdiebstahlversicherung eine vom Ver -
sicherungsnehmer unterschriebene Sicherungs beschrei bung
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mit Lageplan vor, so erkennt der Versicherer an, dass ihm
durch diese Besichtigung alle Umstände bekannt geworden
sind, welche zu diesem Zeitpunkt für die Beurteilung erheb-
lich waren.

Dies gilt nicht für Umstände, die arglistig verschwiegen wor-
den sind.

2. Rechtsfolgen der Verletzung einer Anzeigepflicht

a) Vertragsänderung
Hat der Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht nicht
vorsätzlich verletzt und hätte der Versicherer bei Kenntnis
der nicht angezeigten Gefahrumstände den Vertrag auch
zu anderen Bedingungen geschlossen, so werden die
anderen Bedingungen auf Verlangen des Versicherers
rückwirkend Vertragsbestandteil. Bei einer vom Ver siche -
rungsnehmer unverschuldeten Pflichtverletzung werden
die anderen Bedingungen ab der laufenden Versiche -
rungs periode Vertragsbestandteil.
Erhöht sich durch eine Vertragsänderung die Prämie um
mehr als 10 Prozent oder schließt der Versicherer die
Gefahr absicherung für den nicht angezeigten Umstand
aus, so kann der Versicherungsnehmer den Vertrag
innerhalb eines Monats nach Zugang der Mitteilung des
Versiche rers ohne Einhaltung einer Frist kündigen. In die-
ser Mit teilung der Vertragsänderung hat der Versicherer
den Versicherungsnehmer auf dessen Kündigungsrecht
hinzuweisen.

b) Rücktritt und Leistungsfreiheit
Verletzt der Versicherungsnehmer seine Anzeigepflicht
nach Nr. 1, kann der Versicherer vom Vertrag zurücktreten,
es sei denn, der Versicherungsnehmer hat die Anzeige -
pflicht weder vorsätzlich noch grob fahrlässig verletzt.

Bei grober Fahrlässigkeit des Versicherungsnehmers ist
das Rücktrittsrecht des Versicherers ausgeschlossen,
wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass der Ver -
sicherer den Vertrag bei Kenntnis der nicht angezeigten
Umstände zu gleichen oder anderen Bedingungen abge-
schlossen hätte.

Tritt der Versicherer nach Eintritt des Versicherungsfalles
zurück, so ist er nicht zur Leistung verpflichtet, es sei
denn, der Versicherungsnehmer weist nach, dass die
Verletzung der Anzeigepflicht sich auf einen Umstand
bezieht, der weder für den Eintritt oder die Feststellung
des Versicherungsfalles noch für die Feststellung oder
den Umfang der Leistungspflicht des Versicherers ursäch-
lich ist. Hat der Versicherungsnehmer die Anzeige pflicht
arglistig verletzt, ist der Versicherer nicht zur Leistung
verpflichtet.

c) Kündigung
Verletzt der Versicherungsnehmer seine Anzeigepflicht
nach Nr. 1 leicht fahrlässig oder schuldlos, kann der Ver -
sicherer den Vertrag unter Einhaltung einer Frist von
einem Monat kündigen, es sei denn, der Versicherer
hätte den Vertrag bei Kenntnis der nicht angezeigten
Umstände zu gleichen oder anderen Bedingungen abge-
schlossen.

d) Ausschluss von Rechten des Versicherers
Die Rechte des Versicherers zur Vertragsänderung (a),
zum Rücktritt (b) und zur Kündigung (c) sind jeweils aus-
geschlossen, wenn der Versicherer den nicht angezeig-
ten Gefahrenumstand oder die unrichtige Anzeige
 kannte.

e) Anfechtung
Das Recht des Versicherers, den Vertrag wegen arglistiger
Täuschung anzufechten, bleibt unberührt.

3. Frist für die Ausübung der Rechte des Versicherers

Die Rechte zur Vertragsänderung (2 a), zum Rücktritt (2 b)
oder zur Kündigung (2 c) muss der Versicherer innerhalb
eines Monats in Schriftform geltend machen und dabei die
Umstände angeben, auf die er seine Erklärung stützt; zur
Begründung kann er nachträglich weitere Umstände inner-
halb eines Monats nach deren Kenntniserlangung angeben.
Die Monatsfrist beginnt mit dem Zeitpunkt, zu dem der Ver -
sicherer von der Verletzung der Anzeigepflicht und der Um -
stände Kenntnis erlangt, die das von ihm jeweils geltend
gemachte Recht begründen.

4. Rechtsfolgenhinweis

Die Rechte zur Vertragsänderung (2 a), zum Rücktritt (2 b)
und zur Kündigung (2 c) stehen dem Versicherer nur zu,
wenn er den Versicherungsnehmer durch gesonderte Mit tei -
lung in Textform auf die Folgen der Verletzung der Anzeige -
pflicht hingewiesen hat.

5. Vertreter des Versicherungsnehmers

Wird der Vertrag von einem Vertreter des Versicherungs neh -
mers geschlossen, so sind bei der Anwendung von Nr. 1 und
2 sowohl die Kenntnis und die Arglist des Vertreters als auch
die Kenntnis und die Arglist des Versicherungsnehmers zu
berücksichtigen. Der Versicherungsnehmer kann sich dar-
auf, dass die Anzeigepflicht nicht vorsätzlich oder grob fahr-
lässig verletzt worden ist, nur berufen, wenn weder dem Ver -
treter noch dem Versicherungsnehmer Vorsatz oder grobe
Fahr lässigkeit zur Last fällt.

6. Erlöschen der Rechte des Versicherers

Die Rechte des Versicherers zur Vertragsänderung (2 a), zum
Rücktritt (2 b) und zur Kündigung (2 c) erlöschen mit Ablauf
von fünf Jahren nach Vertragsschluss. Die Frist beläuft sich
auf zehn Jahre, wenn der Versicherungsnehmer oder sein
Vertreter die Anzeigepflicht vorsätzlich oder arglistig verletzt
hat.

§ 13 a Gefahrumstände bei Vertragsabschluss und Gefahr -
erhöhung

1. Begriff der Gefahrerhöhung

a) Eine Gefahrerhöhung liegt vor, wenn nach Abgabe der
Vertragserklärung des Versicherungsnehmers die tat-
sächlich vorhandenen Umstände so verändert werden,
dass der Eintritt des Versicherungsfalles oder eine Ver -
größerung des Schadens oder die ungerechtfertigte
Inanspruchnahme des Versicherers wahrscheinlicher
wird.

b) Eine Gefahrerhöhung kann insbesondere – aber nicht
nur – vorliegen, wenn

aa) sich ein gefahrerheblicher Umstand ändert nach dem
der Versicherer vor Vertragsschluss gefragt hat.

bb) Betriebe, gleich welcher Art oder welchen Umfangs,
verändert oder neu aufgenommen werden;

cc) Betriebe, dauernd oder für einen zusammenhängen-
den Zeitraum von mehr als sechs Wochen, stillgelegt
werden;

dd) ein Gebäude oder der überwiegende Teil eines
Gebäudes nicht genutzt wird;

ee) bei Antragstellung vorhandene oder im Versiche rungs-
vertrag vereinbarte Einrichtungen und Maß nahmen,
welche die Gefahr mindern, beseitigt, in der Quanti -
tät oder Qualität reduziert werden oder der Versiche -
rungsnehmer es unterlässt, den vorhandenen oder
vereinbarten Zustand aufrecht zu erhalten.

c) Für die Einbruchdiebstahlversicherung liegt eine Gefahr-
erhöhung insbesondere vor, wenn

aa) bei Antragstellung vorhandene oder im Versiche rungs  -
vertrag zusätzlich vereinbarte Sicherungen beseitigt
oder vermindert werden;

bb) an dem Gebäude, in dem der Versicherungsort liegt,
oder an einem angrenzenden Gebäude Bauarbeiten
durchgeführt, Gerüste errichtet, Seil- oder andere
Aufzüge angebracht werden;

cc) Räumlichkeiten, die oben, unten oder seitlich an den
Versicherungsort angrenzen, dauernd oder vorüber-
gehend nicht mehr benutzt werden;

dd) der Betrieb dauernd oder vorübergehend stillgelegt
wird; Betriebsferien gelten nicht als Stilllegung;

ee) nach Verlust eines Schlüssels für einen Zugang zum
Versicherungsort oder für ein Behältnis mit verein -
barten zusätzlichen Sicherheitsmerkmalen das Schloss
nicht unverzüglich durch ein gleichwertiges ersetzt
wird; im Übrigen gilt § 2 Nr. 3 e.

– 10 –



c) Für die Glasversicherung liegt eine Gefahrerhöhung ins-
besondere vor, wenn

aa) handwerkliche Arbeiten (z. B. Umbauten, Auf- oder
Abbau von Gerüsten) am Versicherungsort oder in
dessen unmittelbarer Umgebung ausgeführt werden;

bb) der Betrieb dauernd oder vorübergehend stillgelegt
wird;

cc) das Gebäude dauernd oder vorübergehend leer
steht.

d) Eine Gefahrerhöhung nach Nr. 1 a liegt nicht vor, wenn
sich die Gefahr nur unerheblich erhöht hat oder nach den
Umständen als mitversichert gelten soll.

2. Pflichten des Versicherungsnehmers

a) Nach Abgabe seiner Vertragserklärung darf der Ver siche -
rungsnehmer ohne vorherige Zustimmung des Versiche -
rers keine Gefahrerhöhung vornehmen oder deren Vor -
nahme durch einen Dritten gestatten.

b) Erkennt der Versicherungsnehmer nachträglich, dass er
ohne vorherige Zustimmung des Versicherers eine
Gefahr erhöhung vorgenommen oder gestattet hat, so
muss er diese dem Versicherer unverzüglich anzeigen.

c) Eine Gefahrerhöhung, die nach Abgabe seiner Ver trags -
erklärung unabhängig von seinem Willen eintritt, muss
der Versicherungsnehmer dem Versicherer unverzüglich
anzeigen, nachdem er von ihr Kenntnis erlangt hat.

3. Kündigung oder Vertragsänderung durch den
Versicherer

a) Kündigungsrecht des Versicherers
Verletzt der Versicherungsnehmer seine Verpflichtung
nach Nr. 2 a, kann der Versicherer den Vertrag fristlos
kündigen, wenn der Versicherungsnehmer seine Ver pflich  -
tung vorsätzlich oder grob fahrlässig verletzt hat. Das
Nichtvorliegen von Vorsatz oder grober Fahrlässig keit hat
der Versicherungsnehmer zu beweisen.

Beruht die Verletzung auf einfacher Fahrlässigkeit, kann
der Versicherer unter Einhaltung einer Frist von einem
Monat kündigen.

Wird dem Versicherer eine Gefahrerhöhung in den Fällen
nach Nr. 2 b und c bekannt, kann er den Vertrag unter
Einhaltung einer Frist von einem Monat kündigen.

b) Vertragsänderung
Statt der Kündigung kann der Versicherer ab dem Zeit -
punkt der Gefahrerhöhung eine seinen Geschäfts grund -
sätzen entsprechende erhöhte Prämie verlangen oder die
Absicherung der erhöhten Gefahr ausschließen.

Erhöht sich die Prämie als Folge der Gefahrerhöhung um
mehr als 10 Prozent oder schließt der Versicherer die
Absicherung der erhöhten Gefahr aus, so kann der Ver -
sicherungsnehmer den Vertrag innerhalb eines Monats
nach Zugang der Mitteilung des Versicherers ohne Ein -
haltung einer Frist kündigen. In der Mitteilung hat der
Ver sicherer den Versicherungsnehmer auf dieses Kün di -
gungs recht hinzuweisen.

4. Erlöschen der Rechte des Versicherers

Die Rechte des Versicherers zur Kündigung oder Vertrags -
änderung nach Nr. 3 erlöschen, wenn diese nicht innerhalb
eines Monats ab Kenntnis des Versicherers von der Gefahr -
erhöhung ausgeübt werden oder wenn der Zustand wieder-
hergestellt ist, der vor der Gefahrerhöhung bestanden hat.

5. Leistungsfreiheit wegen Gefahrerhöhung

a) Tritt nach einer Gefahrerhöhung der Versicherungsfall ein,
so ist der Versicherer nicht zur Leistung verpflichtet,
wenn der Versicherungsnehmer seine Pflichten nach Nr. 2 a
vorsätzlich verletzt hat. Verletzt der Versicherungsnehmer
diese Pflichten grob fahrlässig, so ist der Versicherer
berechtigt, seine Leistung in dem Verhältnis zu kürzen,
das der Schwere des Verschuldens des Versiche rungs -
nehmers entspricht. Das Nichtvorliegen einer groben
Fahrlässigkeit hat der Versicherungsnehmer zu bewei-
sen.

b) Nach einer Gefahrerhöhung nach Nr. 2 b und c ist der
Versicherer für einen Versicherungsfall, der später als
einen Monat nach dem Zeitpunkt eintritt, zu dem die
Anzeige dem Versicherer hätte zugegangen sein müssen,
leistungsfrei, wenn der Versicherungsnehmer seine
Anzeige pflicht vorsätzlich verletzt hat. Hat der Ver siche -
rungsnehmer seine Pflicht grob fahrlässig verletzt, so
gelten Nr. 5 a Satz 2 und 3 entsprechend. Die Leistungs -
pflicht des Versicherers bleibt bestehen, wenn ihm die
Gefahrerhöhung zu dem Zeitpunkt, zu dem ihm die
Anzeige hätte zugegangen sein müssen, bekannt war.

c) Die Leistungspflicht des Versicherers bleibt bestehen,

aa) soweit der Versicherungsnehmer nachweist, dass die
Gefahrerhöhung nicht ursächlich für den Eintritt des
Versicherungsfalles oder den Umfang der Leistungs -
pflicht war oder

bb) wenn zur Zeit des Eintrittes des Versicherungsfalles
die Frist für die Kündigung des Versicherers abgelau-
fen und eine Kündigung nicht erfolgt war oder

cc) wenn der Versicherer statt der Kündigung ab dem
Zeit punkt der Gefahrerhöhung eine seinen Geschäfts-
grundsätzen entsprechende erhöhte Prämie verlangt.

§ 14 Obliegenheiten vor Eintritt des Versicherungsfalles
(Sicherheitsvorschriften)

1. Obliegenheiten vor Eintritt des Versicherungsfalles

Vertraglich vereinbarte Obliegenheiten, die der Versiche rungs-
nehmer vor dem Versicherungsfall zu erfüllen hat, sind:

1.1 die Einhaltung aller gesetzlichen und behördlichen Sicher -
heitsvorschriften;
Abweichungen von Sicherheitsvorschriften, denen das
Gewerbe aufsichtsamt schriftlich zugestimmt hat, beein-
trächtigen die Entschädigungspflicht nicht;

die Einhaltung aller vertraglich vereinbarten Sicher heits -
vorschriften und aller sonstigen vertraglich vereinbarten
Obliegenheiten;

1.2 Im Interesse der Schadenverhütung eine übliche Daten -
sicherung zu betreiben und Vorschriften / Hin weise des
Herstellers zur Wartung und Pflege der Daten verarbei tungs -
anlage und der Datenträger zu beachten;

1.3 Das Führen von Verzeichnissen über Wertpapiere und
 sonstige Urkunden, über Sammlungen und über sonstige
Sachen, für die dies besonders vereinbart ist. Diese sind so
aufzubewahren, dass sie im Versiche rungs fall voraussicht-
lich nicht gleichzeitig mit den versicherten Sachen zerstört
oder beschädigt werden oder abhanden kommen können;

Dies gilt nicht für Wertpapiere und sonstige Urkunden sowie
für Sammlungen, wenn der Wert dieser Sachen insgesamt
2.500 EURO nicht übersteigt; dies gilt ferner nicht für Brief -
marken.

1.4 In der Einbruchdiebstahlversicherung, solange die Arbeit
in dem Betrieb ruht,

a) die Türen und alle sonstigen Öffnungen des Versiche -
rungs ortes stets ordnungsgemäß verschlossen zu halten,

b) alle bei Antragstellung vorhandenen und alle zu sätzlich
vereinbarten Sicherungen voll gebrauchsfähig zu erhal-
ten und zu betätigen.

Ruht die Arbeit nur in einem Teil des Versicherungs ortes,
so gelten diese Vorschriften nur für Öffnungen und Siche-
run gen der davon betroffenen Räume; vertragliche Ab -
weichungen bedürfen der Schriftform.

1.5 In der Leitungswasserversicherung

a) alle wasserführenden Anlagen stets in ordnungs gemäßem
Zustand zu erhalten, Störungen, Mängel oder Schäden
an diesen Anlagen unverzüglich beseitigen zu lassen und
notwendige Neubeschaf fun gen oder Änderungen dieser
Anlagen oder Maßnahmen gegen Frost unverzüglich
durchzuführen;
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b) nicht benutzte Räume des Versicherungsortes genügend
häufig zu kontrollieren oder dort alle wasserführenden
Anlagen und Einrichtungen abzusperren, zu entleeren
und entleert zu halten;

c) während der kalten Jahreszeit alle Räume des Versiche -
rungsortes genügend zu beheizen und dies genügend
häufig zu kontrollieren oder dort alle wasserführenden
Anlagen und Einrichtungen abzusperren, zu entleeren
und entleert zu halten;

d) in Räumen unter Erdgleiche aufbewahrte Sachen minde-
stens 12 cm oder mindestens eine verein barte andere
Höhe über dem Fußboden zu lagern.

1.6 In der Sturmversicherung
entsprechend seiner Eingriffsbefugnis die Gebäude, in denen
sich die gegen Sturm versicherten Sachen befinden, insbe-
sondere die Dächer, stets in ordnungsgemäßem Zustand zu
erhalten.

1.7 In der Glasversicherung
dafür zu sorgen, dass die versicherten Sachen fachmännisch
nach den anerkannten Regeln der Technik erstellt und einge-
baut sind.

1.8 In der Mittleren Betriebsunterbrechungsversiche rung
die Verpflichtung, Bücher zu führen. Inventuren und Bilanzen
für die drei Vorjahre sind sicher oder zum Schutz gegen
gleich zeitige Vernichtung voneinander getrennt aufzubewah-
ren.

2. Verhalten Dritter bei Recht auf vertragliche Leistungen
Steht das Recht auf die vertragliche Leistung des Versiche -
rers einem Dritten zu, so hat dieser die Obliegenheiten
gemäß Nr. 1 ebenfalls zu erfüllen – soweit ihm dies nach den
tatsächlichen und rechtlichen Umständen möglich ist.

3. Leistungsfreiheit bei Obliegenheitsverletzung

a) Verletzt der Versicherungsnehmer eine Obliegenheit nach
Nr. 1 vorsätzlich, so ist der Versicherer von der Verpflich -
tung zur Leistung frei. Bei grob fahrlässiger Verletzung
der Obliegenheit ist der Versicherer berechtigt, seine
Leistung in dem Verhältnis zu kürzen, das der Schwere
des Verschuldens des Versicherungsnehmers entspricht.
Das Nichtvorliegen einer groben Fahrlässigkeit hat der
Versicherungsnehmer zu beweisen.

b) Außer im Falle einer arglistigen Obliegenheitsverletzung
ist der Versicherer jedoch zur Leistung verpflichtet, so -
weit der Versicherungsnehmer nachweist, dass die Ver -
letzung der Obliegenheit weder für den Eintritt oder die
Feststellung des Versicherungsfalles noch für die Fest -
stellung oder den Umfang der Leistungspflicht des Ver -
sicherers ursächlich ist.

c) Verletzt der Versicherungsnehmer eine nach Eintritt des
Versicherungsfalles bestehende Auskunfts- oder Auf -
klärungsobliegenheit so ist der Versicherer nur dann  voll -
ständig oder teilweise leistungsfrei, wenn er den Ver siche-
rungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in Text form
auf diese Rechtsfolge hingewiesen hat.

§ 15 Prämie, Beginn und Ende der Haftung; Kündigung

1. Erste oder einmalige Prämie

a) Beginn des Versicherungsschutzes
Der Versicherungsschutz beginnt vorbehaltlich der Rege -
lung in Nr. 1 c und d zu dem im Versiche rungs schein an -
gegebenen Zeitpunkt.

b) Fälligkeit der ersten oder einmaligen Prämie
Die erste oder einmalige Prämie wird unverzüglich nach
Abschluss des Versicherungsvertrages fällig, jedoch nicht
vor dem Beginn des Versicherungsschutzes.
Zahlt der Versicherungsnehmer nicht unverzüglich nach
dem im Satz 1 bestimmten Zeitpunkt, beginnt der Ver -
siche rungsschutz erst, nachdem die Zahlung bewirkt ist.
Weicht der Versicherungsschein vom Antrag des Ver -
siche rungs nehmers oder von getroffenen Vereinbarungen
ab, ist die erste oder einmalige Prämie frühestens einen
Monat nach Zugang des Versicherungsscheins zu zah-
len.
Bei Vereinbarung der Prämienzahlung in Raten gilt die
erste Rate als erste Prämie.

c) Rücktrittsrecht des Versicherers bei Zahlungsverzug
Wird die einmalige oder die erste Prämie nicht rechtzeitig
gezahlt, so kann der Versicherer vom Vertrag zurücktre-
ten, solange die Zahlung nicht bewirkt ist.
Der Rücktritt ist ausgeschlossen, wenn der Ver siche rungs-
nehmer die Nichtzahlung nicht zu vertreten hat.

d) Leistungsfreiheit des Versicherers
Ist die einmalige oder die erste Prämie bei Eintritt des
Versicherungsfalles nicht gezahlt, so ist der Versicherer
nicht zur Leistung verpflichtet, wenn er den Versiche rungs -
nehmer durch gesonderte Mitteilung in Textform oder
durch einen auffälligen Hinweis im Versicherungsschein
auf diese Rechtsfolge der Nichtzahlung der Prämie auf-
merksam gemacht hat.
Die Leistungsfreiheit ist ausgeschlossen, wenn der Ver -
sicherungsnehmer die Nichtzahlung nicht zu vertreten
hat.

2. Folgeprämie

a) Fälligkeit 

aa) Eine Folgeprämie wird zu dem vereinbarten Zeit punkt
der jeweiligen Versicherungsperiode fällig.

bb) Die Zahlung gilt als rechtzeitig, wenn sie innerhalb
des im Versicherungsschein oder in der Prämien -
rech nung angegebenen Zeitraums bewirkt ist.

b) Schadenersatz bei Verzug
Ist der Versicherungsnehmer mit der Zahlung einer Folge-
prämie in Verzug, ist der Versicherer berechtigt, Ersatz
des ihm durch den Verzug entstandenen Schadens zu
verlangen.

c) Leistungsfreiheit und Kündigungsrecht nach Mahnung

aa) Der Versicherer kann den Versicherungsnehmer bei
nicht rechtzeitiger Zahlung einer Folgeprämie auf
dessen Kosten in Textform zur Zahlung auffordern
und eine Zahlungsfrist von mindestens zwei Wochen
ab Zugang der Zahlungsaufforderung bestimmen
(Mahnung). Die Mahnung ist nur wirksam, wenn der
Versicherer je Vertrag die rückständigen Beträge der
Prämie, Zinsen und Kosten im Einzelnen beziffert
und außerdem auf die Rechtsfolgen – Leistungs frei -
heit und Kündigungsrecht – aufgrund der nicht frist-
gerechten Zahlung hinweist.

bb) Tritt nach Ablauf der in der Mahnung gesetzten Zah-
lungsfrist ein Versicherungsfall ein und ist der Ver -
siche rungsnehmer bei Eintritt des Versicherungs -
falles mit der Zahlung der Prämie oder der Zinsen
oder Kosten in Verzug, so ist der Versicherer von der
Verpflichtung zur Leistung frei.

cc) Der Versicherer kann nach Ablauf der in der Mahnung
gesetzten Zahlungsfrist den Vertrag ohne Einhaltung
einer Kündigungsfrist mit sofortiger Wirkung kündi-
gen, sofern der Versicherungsnehmer mit der Zah lung
der geschuldeten Beträge in Verzug ist.
Die Kündigung kann mit der Bestimmung der Zah -
lungsfrist so verbunden werden, dass sie mit Frist -
ablauf wirksam wird, wenn der Versicherungsnehmer
zu diesem Zeitpunkt mit der Zahlung in Verzug ist.
Hierauf ist der Versicherungsnehmer bei der Kündi -
gung ausdrücklich hinzuweisen.

d) Zahlung der Prämie nach Kündigung
Die Kündigung wird unwirksam, wenn der Versicherungs-
nehmer innerhalb eines Monats nach der Kündigung
oder, wenn sie mit der Fristbestimmung verbunden wor-
den ist, innerhalb eines Monats nach Fristablauf die
Zahlung leistet. Die Regelung über die Leistungsfreiheit
des Versicherers (Nr. 2 c bb) bleibt unberührt.

3. Lastschrift
a) Pflichten des Versicherungsnehmers

Ist zur Einziehung der Prämie das Lastschriftverfahren
vereinbart worden, hat der Versicherungsnehmer zum
Zeitpunkt der Fälligkeit der Prämie für eine ausreichende
Deckung des Kontos zu sorgen.

b) Änderung des Zahlungsweges
Hat es der Versicherungsnehmer zu vertreten, dass eine
oder mehrere Prämien, trotz wiederholtem Einziehungs -
versuch, nicht eingezogen werden können, ist der Ver -
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sicherer berechtigt, die Lastschriftvereinbarung in Text -
form zu kündigen. Der Versicherer hat in der Kündigung
darauf hinzuweisen, dass der Versicherungsnehmer ver-
pflichtet ist, die ausstehende Prämie und zukünftige
Prämien selbst zu übermitteln. Durch die Banken erho -
bene Bearbeitungsgebühren für fehlgeschlagenen Last -
schrifteinzug können dem Versicherungsnehmer in Rech -
nung gestellt werden.

4. Ratenzahlung
Ist Ratenzahlung vereinbart, so gelten die ausstehenden
Raten bis zu den vereinbarten Zahlungsterminen als gestun-
det.
Die gestundeten Raten der laufenden Versicherungsperiode
werden sofort fällig, wenn der Versicherungsnehmer mit
einer Rate ganz oder teilweise in Verzug gerät oder wenn
eine Entschädigung fällig wird.

5. Prämie bei vorzeitiger Vertragsbeendigung
a) Allgemeiner Grundsatz

aa) Im Falle der Beendigung des Versicherungs verhält -
nis ses vor Ablauf der Versicherungsperiode steht
dem Versicherer für diese Versicherungsperiode nur
derjenige Teil der Prämie zu, der dem Zeitraum ent-
spricht, in dem der Versicherungsschutz bestanden
hat.

bb) Fällt das versicherte Interesse nach dem Beginn der
Versicherung weg, steht dem Versicherer die Prämie
zu, die er hätte beanspruchen können, wenn die Ver -
sicherung nur bis zu dem Zeitpunkt beantragt wor-
den wäre, zu dem der Versicherer vom Wegfall des
Interesses Kenntnis erlangt hat.

b) Prämie oder Geschäftsgebühr bei Widerruf, Rücktritt,
Anfechtung und fehlendem versicherten Interesse

aa) Übt der Versicherungsnehmer sein Recht aus, seine
Vertragserklärung innerhalb von zwei Wochen zu
widerrufen, hat der Versicherer nur den auf die Zeit
nach Zugang des Widerrufs entfallenden Teil der
Prämien zu erstatten. Voraussetzung ist, dass der
Versicherer in der Belehrung über das Widerrufs recht,
über die Rechtsfolgen des Widerrufs und den zu zah -
len den Betrag hingewiesen und der Versiche rungs -
nehmer zugestimmt hat, dass der Versicherungs -
schutz vor Ende der Widerrufsfrist beginnt.
Ist die Belehrung nach Satz 2 unterblieben, hat der
Versicherer zusätzlich die für das erste Versiche rungs-
jahr gezahlte Prämie zu erstatten; dies gilt nicht,
wenn der Versicherungsnehmer Leistungen aus dem
Versicherungsvertrag in Anspruch genommen hat.

bb) Wird das Versicherungsverhältnis durch Rücktritt des
Versicherers beendet, weil der Versicherungsnehmer
Gefahrumstände, nach denen der Versicherer vor Ver-
tragsannahme in Textform gefragt hat, nicht ange zeigt
hat, so steht dem Versicherer die Prämie bis zum Wirk-
samwerden der Rücktrittserklärung zu.
Wird das Versicherungsverhältnis durch Rücktritt des
Versicherers beendet, weil die erste oder einmalige
Prämie nicht rechtzeitig gezahlt worden ist, so steht
dem Versicherer eine angemessene Geschäfts -
gebühr zu.

cc) Wird das Versicherungsverhältnis durch Anfechtung
des Versicherers wegen arglistiger Täuschung been-
det, so steht dem Versicherer die Prämie bis zum
Wirksamwerden der Anfechtungserklärung zu.

dd) Der Versicherungsnehmer ist nicht zur Zahlung der
Prämie verpflichtet, wenn das versicherte Interesse
bei Beginn der Versicherung nicht besteht, oder wenn
das Interesse bei einer Versicherung, die für ein künf-
tiges Unternehmen oder für ein anderes künftiges
Interesse genommen ist, nicht entsteht. Der Ver siche-
rer kann jedoch eine angemessene Geschäfts gebühr
verlangen.
Hat der Versicherungsnehmer ein nicht bestehendes
Interesse in der Absicht versichert, sich dadurch
einen rechtswidrigen Vermögensvorteil zu verschaf-
fen, ist der Vertrag nichtig. Dem Versicherer steht in
diesem Fall die Prämie bis zu dem Zeitpunkt zu, zu
dem er von den die Nichtigkeit begründenden Um -
ständen Kenntnis erlangt.

6. Dauer und Ende des Vertrages

a) Dauer
Der Vertrag ist für den im Versicherungsschein angege-
benen Zeitraum abgeschlossen.

b) Stillschweigende Verlängerung
Bei einer Vertragsdauer von mindestens einem Jahr ver-
längert sich der Vertrag nach Ablauf der vereinbarten
Vertragsdauer um jeweils ein Jahr, wenn nicht einer der
Vertragsparteien spätestens drei Monate vor dem Ablauf
des jeweiligen Versicherungsjahres eine Kündigung
zugegangen ist.

c) Kündigung bei mehrjährigen Verträgen
Der Vertrag kann bei einer Vertragslaufzeit von mehr als
drei Jahren zum Ablauf des dritten oder jedes darauf fol-
genden Jahres unter Einhaltung einer Frist von drei
Mona ten vom Versicherungsnehmer gekündigt werden.
Die Kündigung muss dem Versicherer spätestens drei
Monate vor dem Ablauf des jeweiligen Versicherungs -
jahres zugehen.

d) Form der Kündigung
Die Kündigung nach c muss in Schriftform erfolgen.

e) Vertragsdauer von weniger als einem Jahr
Bei einer Vertragsdauer von weniger als einem Jahr endet
der Vertrag, ohne dass es einer Kündigung bedarf, zum
vorgesehenen Zeitpunkt.

7. In der Betriebsunterbrechungsversicherung gilt:
Überschreitet während der Vertragsdauer die
Versicherungssumme für die Betriebs unter brechungs ver -
siche rung den Betrag von 2.500.000 EURO so können Ver -
sicherungsnehmer und Versicherer jederzeit unter Einhaltung
einer Frist von drei Monaten den vorliegenden Betriebs -
unter brechungs-Versicherungsvertrag kündigen.

8. In der Mittleren Betriebsunterbrechungsversicherung
gilt:

1. Die Jahresprämie für Betriebsgewinn und Kosten wird zu
Beginn des Versicherungsjahres aus dem für das vorletzte
Geschäftsjahr nach § 11 Nr. 6.2 b gemeldeten Wert berech-
net.

2. Ändert sich gemäß § 11 Nr. 6.2 b die Versicherungssumme,
so bleibt dies auf die Prämie für das laufende Versiche rungs-
jahr ohne Einfluss.

§ 16 Mehrere Versicherer; Überversicherung

1. Mehrere Versicherer

a) Anzeigepflicht

aa) Wer bei mehreren Versicherern ein Interesse gegen
dieselbe Gefahr versichert, ist verpflichtet, dem Ver -
sicherer die andere Versicherung unverzüglich mitzu-
teilen. In der Mitteilung sind der andere Ver sicherer
und die Versicherungssumme anzugeben.

bb) Verletzt der Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht
(siehe aa) vorsätzlich oder grob fahrlässig, so ist der
Versicherer unter den in §§ 13 Nr. 2, 13 a Nr. 3 und
Nr. 5 beschriebenen Voraussetzungen zur Kündigung
berechtigt oder auch ganz oder teilweise leistungs-
frei. Leistungsfreiheit tritt nicht ein, wenn der Ver -
siche rer vor Eintritt des Versicherungsfalles Kenntnis
von der anderen Versicherung erlangt hat.

b) Haftung und Entschädigung bei Mehrfachversicherung

aa) Ist bei mehreren Versicherern ein Interesse gegen
dieselbe Gefahr versichert und übersteigen die Ver -
sicherungssummen zusammen den Versicherungs -
wert oder übersteigt aus anderen Gründen die Summe
der Entschädigungen, die von jedem Ver sicherer ohne
Bestehen der anderen Versicherungen zu zahlen
wären, den Gesamtschaden, liegt eine Mehrfach ver -
sicherung vor.

bb) Die Versicherer sind in der Weise als Gesamt schuld -
ner verpflichtet, dass jeder für den Betrag aufzukom-
men hat, dessen Zahlung ihm nach seinem Vertrage
obliegt; der Versicherungsnehmer kann aber im
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Ganzen nicht mehr als den Betrag des ihm entstan-
denen Schadens verlangen. Satz 1 gilt auch, wenn
die Verträge bei demselben Versicherer bestehen.
Erlangt der Versicherungsnehmer oder der Ver sicherte
aus anderen Versicherungsverträgen Entschädigung
für denselben Schaden, so ermäßigt sich der An -
spruch aus vorliegendem Vertrag in der Weise, dass
die Entschädigung aus allen Verträgen insgesamt
nicht höher ist, als wenn der Gesamtbetrag der Ver -
sicherungssummen, aus denen die Prämie errechnet
wurde, nur in diesem Vertrag in Deckung gegeben
worden wäre.
Bei Vereinbarung von Entschädigungsgrenzen er -
mäßigt sich der Anspruch in der Weise, dass aus
allen Verträgen insgesamt keine höhere Ent schädi -
gung zu leisten ist, als wenn der Gesamtbetrag der
Versicherungssummen in diesem Vertrag in Deckung
gegeben worden wäre. 
Bei Vereinbarung eines Selbstbehaltes kann als Ent -
schädigung aus den mehreren Verträgen nicht mehr
als der Schaden abzüglich des Selbstbehaltes ver-
langt werden.

cc) Hat der Versicherungsnehmer eine Mehrfach ver siche-
rung in der Absicht geschlossen, sich dadurch einen
rechtswidrigen Vermögensvorteil zu verschaffen, ist
jeder in dieser Absicht geschlossene Vertrag nichtig.
Dem Versicherer steht die Prämie bis zu dem Zeit -
punkt zu, zu dem er von den die Nichtigkeit begrün-
denden Umständen Kenntnis erlangt.
Etwaige Schadensersatzansprüche des Versicherers
bleiben unberührt.

c) Beseitigung der Mehrfachversicherung

aa) Hat der Versicherungsnehmer den Vertrag, durch den
die Mehrfachversicherung entstanden ist, ohne Kennt  -
nis von dem Entstehen der Mehrfach versiche rung
ge schlossen, kann er verlangen, dass der  später ge -
schlossene Vertrag aufgehoben oder die Ver siche -
rungssumme unter verhältnismäßiger Min de rung der
Prämie auf den Teilbetrag herab gesetzt wird, der
durch die frühere Versicherung nicht  gedeckt ist.
Die Aufhebung des Vertrages oder die Herabsetzung
der Versicherungssumme und Änderung der Prämie
werden zu dem Zeitpunkt wirksam, zu dem die Erklä -
rung dem Versicherer zugeht.

bb) Die Regelungen nach aa sind auch anzuwenden,
wenn die Mehrfachversicherung dadurch entstanden
ist, dass nach Abschluss der mehreren Versiche -
rungs verträge der Versicherungswert gesunken ist.
Sind in diesem Fall die mehreren Versicherungs ver -
träge gleichzeitig oder im Einvernehmen der Ver siche-
rer geschlossen worden, kann der Versiche rungs  -
nehmer nur die verhältnismäßige Herabsetzung der
Versicherungssummen und der Prämien verlangen.

2. Überversicherung

a) Übersteigt die Versicherungssumme den Wert des ver -
sicherten Interesses erheblich, so kann sowohl der Ver -
sicherer als auch der Versicherungsnehmer verlangen,
dass zur Beseitigung der Überversicherung die Versiche -
rungssumme mit sofortiger Wirkung herabgesetzt wird.
Ab Zugang des Herabsetzungsverlangens, ist für die
Höhe der Prämie der Betrag maßgebend, den der Ver -
sicherer berechnet haben würde, wenn der Vertrag von
vornherein mit dem neuen Inhalt geschlossen worden
wäre.

b) Hat der Versicherungsnehmer die Überversicherung in
der Absicht geschlossen, sich dadurch einen rechtswidri-
gen Vermögensvorteil zu verschaffen, ist der Vertrag
nichtig. Dem Versicherer steht die Prämie bis zu dem Zeit -
punkt zu, zu dem er von den die Nichtigkeit begründen-
den Umständen Kenntnis erlangt.

§ 17 Versicherung für fremde Rechnung

1. Rechte aus dem Vertrag

Der Versicherungsnehmer kann den Versicherungsvertrag im
eigenen Namen für das Interesse eines Dritten (Versicherten)
schließen. Die Ausübung der Rechte aus diesem Vertrag

steht nur dem Versicherungsnehmer und nicht auch dem
Versicherten zu. Das gilt auch, wenn der Versicherte den
Versicherungsschein besitzt.

2. Zahlung der Entschädigung

Der Versicherer kann vor Zahlung der Entschädigung an den
Versicherungsnehmer den Nachweis verlangen, dass der
Versicherte seine Zustimmung dazu erteilt hat. Der Ver sicherte
kann die Zahlung der Entschädigung nur mit Zustimmung
des Versicherungsnehmers verlangen.

3. Kenntnis und Verhalten

a) Soweit die Kenntnis und das Verhalten des Versiche rungs -
nehmers von rechtlicher Bedeutung sind, sind bei der
Versicherung für fremde Rechnung auch die Kenntnis
und das Verhalten des Versicherten zu berücksichtigen.
Soweit der Vertrag Interessen des Versicherungsnehmers
und des Versicherten umfasst, muss sich der Versiche -
rungs nehmer für sein Interesse das Verhalten und die
Kenntnis des Versicherten nur zurechnen lassen, wenn
der Versicherte Repräsentant des Versicherungsnehmers
ist.

b) Auf die Kenntnis des Versicherten kommt es nicht an,
wenn der Vertrag ohne sein Wissen abgeschlossen wor-
den ist oder ihm eine rechtzeitige Benachrichtigung des
Versicherungsnehmers nicht möglich oder nicht zumut-
bar war.

c) Auf die Kenntnis des Versicherten kommt es dagegen an,
wenn der Versicherungsnehmer den Vertrag ohne Auftrag
des Versicherten geschlossen und den Versicherer nicht
darüber informiert hat.

§ 18 Entschädigungsberechnung; Unterversicherungsverzicht

1. Entschädigungsberechnung

Ersetzt werden

a) bei zerstörten oder infolge eines Versicherungsfalles
abhanden gekommenen Sachen der Versicherungswert
(§ 5) unmittelbar vor Eintritt des Versicherungsfalles;

b) bei beschädigten Sachen die notwendigen Reparatur -
kosten zur Zeit des Eintritts des Versicherungsfalles zu -
züglich einer durch den Versicherungsfall etwa entstan-
denen und durch die Reparatur nicht auszugleichenden
Wertminderung, höchstens jedoch der Versiche rungs wert
unmittelbar vor Eintritt des Versicherungsfalles; die Repa -
ra turkosten werden gekürzt, soweit durch die Repa ratur
der Versicherungswert der Sache gegenüber dem Ver -
sicherungswert unmittelbar vor Eintritt des Versiche rungs-
falles erhöht wird.

Für Kosten gemäß § 9 Nr. 4 oder für Betriebs unter -
brechungs  schäden leistet der Versicherer Entschädigung
nur, soweit dies besonders vereinbart ist.

2. Betriebsunterbrechungsversicherung

2.1 In der Klein-Betriebsunterbrechungsversicherung ersetzt der
Versicherer den Betriebsgewinn und die Kosten, die der
Versicherungsnehmer infolge der Betriebsunterbrechung
während der Haftzeit nicht erwirtschaften konnte. Kosten
werden nur ersetzt, soweit ihr Weiteraufwand rechtlich not-
wendig oder wirtschaftlich begründet ist und soweit sie
ohne die Unterbrechung erwirtschaftet worden wären.

2.2 In der Mittleren Betriebsunterbrechungsversicherung gilt:

a) Maßgebend für den Versicherungswert im Schadenfalle
sind der Betriebsgewinn und die Kosten, die der Ver siche-
rungsnehmer ohne Unterbrechung des Betriebes in dem
Bewertungszeitraum erwirtschaftet hätte. Der Bewer tungs-
zeitraum umfasst 12 Monate. Er endet zu dem Zeit punkt,
von dem an ein Unterbrechungsschaden nicht mehr ent-
steht, spätestens jedoch mit dem Ablauf der Haftzeit.

b) Abschreibungen auf Gebäude, Maschinen und Ein rich -
tun gen sind nur insoweit zu entschädigen, als sie auf
vom Sachschaden nicht betroffene Teile des versicherten
Betriebes entfallen.

2.3 Die Entschädigung darf nicht zu einer Bereicherung führen.
Bei der Feststellung des Unterbrechungsschadens sind alle
Umstände zu berücksichtigen, die den Gang und das Ergeb -
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nis des Betriebes während der Haftzeit günstig oder ungünstig
beeinflusst haben würden, wenn die Unter brechung nicht ein-
getreten wäre.

Wirtschaftliche Vorteile, die sich nach Ablauf der Haftzeit ein -
stellen und aus Umständen ergeben, die infolge der Betriebs  -
unterbrechung eintreten, sind auf die Entschä di gungs leistung
angemessen anzurechnen.

3. Abweichend von Nr. 1 wird in der Glasversicherung die Ent -
schädigungsleistung wie folgt ermittelt:

3.1 Ersetzt werden, soweit nichts anderes vereinbart ist, zer störte
und beschädigte Sachen (§ 6) durch Liefern und Mon tieren
von Sachen oder Sachteilen gleicher Art und Güte (Natural -
ersatz).
Der Reparaturauftrag erfolgt durch den Versicherer, soweit
nicht etwas anderes vereinbart ist. Notverglasungen und
Notverschalungen nach § 9 Nr. 6 a können vom Versiche -
rungsnehmer in Auftrag gegeben werden.

3.2 Der Versicherer leistet Entschädigung in Geld, wenn

a) eine Ersatzbeschaffung zu den ortsüblichen Wieder her -
stellungskosten nicht möglich ist,

b) sich im Versicherungsfall ergibt, dass die Beantwortung
von Antragsfragen nach Umständen, die für die Prämien -
berechnung maßgeblich sind (z. B. Versicherungs summe,
Glasflächen) von den tatsächlichen Verhältnissen zum
Zeitpunkt des Schadeneintritts abweicht und deshalb die
Prämie zu niedrig berechnet wurde; in diesem Fall wird
nur der Teil des Schadens ersetzt, der sich zu dem Schaden-
betrag verhält, wie die zuletzt berechnete Jahres prämie zu
der Jahresprämie, die bei Kenntnis der tatsächlichen
Umstände zu zahlen gewesen wäre (Unter versicherung),

c) der Versicherungsnehmer einer Anpassung gemäß §§ 6
Nr. 3 c und / oder 12 widersprochen hat, die vor Eintritt
eines Schadens hätte wirksam werden sollen. In diesem
Fall wird nur der Teil des Schadens ersetzt, der sich zu
dem Schadenbetrag verhält wie die zuletzt berechnete
Jahresprämie zu der Jahresprämie, die der Versiche -
rungs nehmer ohne Widerspruch gegen jede seit Vertrags-
beginn erfolgte Anpassung zu zahlen gehabt hätte.
Restwerte werden angerechnet.

3.3 Zum Naturalersatz gehören nicht Kosten
a) gemäß § 9, insbesondere nicht die Kosten, um die sich

das Liefern und Montieren von versicherten Sachen durch
deren Lage verteuert (§ 9 Nr. 6 b);

b) die für die Angleichung (z. B. in Farbe und Struktur) un -
beschädigter Sachen aufzuwenden wären.

3.4 Ersetzt werden gemäß § 9 die notwendigen Kosten zur Zeit
des Eintritts des Versicherungsfalles. Bei Kosten gemäß § 9
Nr. 6 b – e höchstens der vereinbarte Betrag.

4. Soweit nichts anderes vereinbart ist, bleiben behördliche
Wiederherstellungsbeschränkungen oder behördliche Auf -
lagen bei der Ermittlung des Schadenbetrages unberück -
sichtigt, der für die Höhe der Entschädigungsberechnung
maßgebend ist.

5.1 Ist die Versicherungssumme niedriger als der Versicherungs -
wert unmittelbar vor Eintritt des Versicherungsfalles (Unter -
versicherung), so wird nur der Teil des gemäß Nr. 1 bis Nr. 3
ermittelten Betrages ersetzt, der sich zu dem ganzen Betrag
verhält wie die Versicherungssumme zu dem Versicherungs -
wert.

In der Mittleren Betriebsunterbrechungsversicherung gilt:
Ist der letzte vor Eintritt des Sachschadens gemeldete Wert
niedriger als der tatsächlich erwirtschaftete Wert des Geschäfts-
jahres, für das die Meldung abgegeben wurde, so wird nur
der Teil des Schadens und der Schaden minde rungs kosten
ersetzt, der sich zum ganzen Schaden verhält wie der ge -
meldete Wert zum tatsächlich erwirtschafteten Wert. Dies
gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer glaubhaft macht,
dass die unrichtige Meldung ohne sein Verschulden erfolgt
ist.
War die Meldung gemäß § 11 Nr. 6.2 b nicht rechtzeitig
erfolgt, so tritt an deren Stelle der vor Eintritt des Sach -
schadens maßgebende fiktive Betrag gemäß § 11 Nr. 6.2 b
oder der gemäß § 11 Nr. 6.2 b nachträglich gemeldete
Betrag.

5.2 Unterversicherungsverzicht

5.2.1 Auf den Einwand der Unterversicherung wird verzichtet,
wenn die folgenden Voraussetzungen erfüllt sind:

a) der gemäß Nr. 1 bis 3 ermittelte Schaden die vereinbar-
ten Summen pro Gefahrengruppe nicht überschreitet
und der Versicherungsnehmer entweder

b) bei einem Schaden im ersten Versicherungsjahr die
Versicherungssumme zum Zeitpunkt der Antragstellung
richtig ermittelt hat, 

oder

c) dem Versicherer innerhalb von zwei Monaten nach
Beginn eines jeden Versicherungsjahres die aufgrund
der im vorhergehenden Versicherungsjahr eingetrete-
nen Veränderungen der Versicherungssummen meldet.
Diese Meldung ist auch erforderlich, wenn die Ver siche-
rungssumme unverändert bleibt. Erfolgt die Jahres -
meldung nicht innerhalb der Frist von zwei Monaten
gemäß Satz 1, entfällt der Unterversicherungsverzicht.

5.2.2 Die gemeldeten Versicherungssummen gelten für das lau-
fende Versicherungsjahr.

5.2.3 Der Unterversicherungsverzicht gilt nicht für Vorräte, für
die Stichtagsversicherung vereinbart ist, und nicht für die
Außenversicherung.

5.2.4 Versicherungssummen auf Erstes Risiko und für Vorräte,
für die Stichtagsversicherung vereinbart ist sowie für die
Außenversicherung werden bei Feststellung des Gesamt -
betrages der Versicherungssummen gemäß Nr. 5.2.1 nicht
berücksichtigt.

5.3 Bei der Bruchteilversicherung tritt an die Stelle der Ver siche -
rungssumme der Betrag, aus dem der Bruchteil berechnet
wurde.

6. Versicherung auf Erstes Risiko

Bei der Versicherung auf Erstes Risiko (Erste Gefahr) gelten
die Bestimmungen über Unterversicherung (Nr. 3) nicht. 

Versicherung auf Erstes Risiko besteht

a) für Kosten gemäß § 9 Nr. 3; 4, 5, 6

b) soweit dies zu sonstigen Versicherungssummen beson -
ders vereinbart ist.

7. Ist der Neuwert (§ 11 Nr. 1 a) der Versicherungswert, so er -
wirbt der Versicherungsnehmer auf den Teil der Entschädi -
gung, der den Zeitwertschaden übersteigt, einen Anspruch
nur, soweit und sobald er innerhalb von drei Jahren nach
Eintritt des Versicherungsfalles sichergestellt hat, dass er die
Entschädigung verwenden wird, um

a) Sachen, die zerstört worden oder abhanden gekommen
sind, in gleicher Art und Güte und in neuwertigem Zustand
wiederzubeschaffen; nach vorheriger Zustimmung des
Versicherers genügt Wiederbeschaffung gebrauchter
Sachen; anstelle von Kraft- oder Arbeitsmaschinen kön-
nen Kraft- oder Arbeitsmaschinen beliebiger Art beschafft
werden, wenn deren Betriebszweck derselbe ist;

b) Sachen, die beschädigt worden sind, wiederherzustellen.
Der Zeitwertschaden wird bei zerstörten oder abhanden
gekommenen Sachen gemäß § 11 Nr. 1 b festgestellt.
Bei beschädigten Sachen werden die Kosten einer Repa -
ratur um den Betrag gekürzt, um den durch die Reparatur
der Zeitwert der Sache gegenüber dem Zeitwert unmittel -
bar vor Eintritt des Versicherungsfalles erhöht würde.

8. Gemeiner Wert

Für Muster, Anschauungsmodelle, Prototypen und Aus stel -
lungs stücke, ferner für typengebundene, für die laufende
Produktion nicht mehr benötigte Fertigungsvorrichtungen
(§ 11 Nr. 5), erwirbt der Versicherungsnehmer auf den Teil
der Entschädigung, der den gemeinen Wert (§ 11 Nr. 1 c)
übersteigt, einen Anspruch nur, soweit für die Verwendung
der Entschädigung die Voraussetzungen gemäß Nr. 5 b oder
5 c erfüllt sind und die Wiederherstellung notwendig ist.
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§ 19 Entschädigungsgrenzen; Selbstbehalt

1. Der Versicherer leistet Entschädigung je Versicherungsfall
höchstens

a) bis zu der vereinbarten Versicherungssumme,

b) bis zu den Entschädigungsgrenzen, die in diesen Bedin -
gungen vorgesehen oder zusätzlich vereinbart sind.

Maßgebend ist der niedrigere Betrag.

2. Für Schäden, die – insbesondere an Schaufensterinhalt –
durch Einbruchdiebstahl verursacht werden, ohne dass der
Täter das Gebäude betritt, ist die Entschädigung je Ver -
siche rungsfall auf den vereinbarten Betrag begrenzt.

3. Ist ein Selbstbehalt vereinbart, so wird der bedingungs -
gemäß als entschädigungspflichtig errechnete Betrag ein-
schließlich Aufwendungsersatz gemäß § 9 Nr. 1 und Ersatz
für sonstige versicherte Kosten je Versicherungsfall um den
vereinbarten Selbstbehalt gekürzt.

§ 20 Obliegenheiten des Versicherungsnehmers bei und
nach Eintritt des Versicherungsfalles

1. Obliegenheiten

Der Versicherungsnehmer hat bei und nach Eintritt des Ver -
sicherungsfalles

a) nach Möglichkeit für die Abwendung und Minderung des
Schadens zu sorgen;

b) dem Versicherer den Schadeneintritt, nachdem er von
ihm Kenntnis erlangt hat, unverzüglich – ggf. auch münd-
lich oder telefonisch – anzuzeigen;

c) Weisungen des Versicherers zur Schadenabwendung/-
minderung – ggf. auch mündlich oder telefonisch –  ein-
zuholen, wenn die Umstände dies gestatten;

d) Weisungen des Versicherers zur Schadenabwendung/-
minderung, soweit für ihn zumutbar, zu befolgen. Erteilen
mehrere an dem Versicherungsvertrag beteiligte Ver siche-
rer unterschiedliche Weisungen, hat der Versiche rungs -
nehmer nach pflichtgemäßem Ermessen zu handeln;

e) Schäden durch strafbare Handlungen gegen das Eigen -
tum unverzüglich der Polizei anzuzeigen;

f) dem Versicherer und der Polizei unverzüglich ein Ver zeich-
nis der abhanden gekommenen Sachen einzureichen;

g) das Schadenbild so lange unverändert zu lassen, bis die
Schadenstelle oder die beschädigten Sachen durch den
Versicherer freigegeben worden sind. Sind Veränderun -
gen unumgänglich, ist das Schadenbild nachvollziehbar
zu dokumentieren (z. B. durch Fotos) und die beschädig-
ten Sachen bis zu einer Besichtigung durch den Ver siche-
rer aufzubewahren;

h) soweit möglich dem Versicherer unverzüglich jede Aus -
kunft – auf Verlangen in Schriftform – zu erteilen, die zur
Feststellung des Versicherungsfalles oder des Umfanges
der Leistungspflicht des Versicherers erforderlich ist sowie
jede Untersuchung über Ursache und Höhe des Schadens
und über den Umfang der Entschädigungs pflicht zu ge -
statten;

i) vom Versicherer angeforderte Belege beizubringen, deren
Beschaffung ihm billigerweise zugemutet werden kann;

j) für zerstörte oder abhanden gekommene Wertpapiere
oder sonstige aufgebotsfähige Urkunden unverzüglich
das Aufgebotsverfahren einzuleiten und etwaige sonstige
Rechte zu wahren, insbesondere abhanden gekommene
Sparbücher und andere sperrfähige Urkunden unverzüg-
lich sperren zu lassen;

k) in der Glasversicherung
auch dann unverzüglich den Schaden dem Versicherer
anzuzeigen, wenn eine sofortige Ersatzleistung nicht
beansprucht wird.

2. Verhalten Dritter bei Recht auf vertragliche Leistungen

Steht das Recht auf die vertragliche Leistung des Versiche -
rers einem Dritten zu, so hat dieser die Obliegenheiten ge -
mäß Nr. 1 ebenfalls zu erfüllen – soweit ihm dies nach den
tatsächlichen und rechtlichen Umständen möglich ist.

3. Leistungsfreiheit bei Obliegenheitsverletzung

a) Verletzt der Versicherungsnehmer eine Obliegenheit nach
Nr. 1 vorsätzlich, so ist der Versicherer von der Ver pflich -
tung zur Leistung frei. Bei grob fahrlässiger Verletzung
der Obliegenheit ist der Versicherer berechtigt, seine
Leistung in dem Verhältnis zu kürzen, das der Schwere
des Verschuldens des Versicherungsnehmers entspricht.
Das Nichtvorliegen einer groben Fahrlässigkeit hat der
Versicherungsnehmer zu beweisen.

b) Außer im Falle einer arglistigen Obliegenheitsverletzung
ist der Versicherer jedoch zur Leistung verpflichtet, so -
weit der Versicherungsnehmer nachweist, dass die Ver -
letzung der Obliegenheit weder für den Eintritt oder die
Feststellung des Versicherungsfalles noch für die Fest -
stellung oder den Umfang der Leistungspflicht des Ver -
sicherers ursächlich ist.

c) Verletzt der Versicherungsnehmer eine nach Eintritt des
Versicherungsfalles bestehende Auskunfts- oder Auf -
klärungsobliegenheit, so ist der Versicherer nur dann voll-
ständig oder teilweise leistungsfrei, wenn er den Ver siche -
rungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in Textform
auf diese Rechtsfolge hingewiesen hat.

§ 21 Keine Leistungspflicht aus besonderen Gründen

1. Vorsätzliche oder grob fahrlässige Herbeiführung des
Versicherungsfalles

a) Führt der Versicherungsnehmer den Versicherungsfall
vorsätzlich herbei, so ist der Versicherer von der Ent schädi -
gungspflicht frei.
Ist die Herbeiführung des Schadens durch rechtskräfti-
ges Strafurteil wegen Vorsatzes in der Person des Ver -
sicherungsnehmers festgestellt, so gilt die vorsätzliche
Herbeiführung des Schadens als bewiesen.

b) Führt der Versicherungsnehmer den Schaden grob fahr-
lässig herbei, so ist der Versicherer berechtigt, seine
Leistung in einem der Schwere des Verschuldens des
Versicherungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu
kürzen.

2. Arglistige Täuschung nach Eintritt des Versicherungsfalles

Der Versicherer ist von der Entschädigungspflicht frei, wenn
der Versicherungsnehmer den Versicherer arglistig über Tat -
sachen, die für den Grund oder die Höhe der Entschädigung
von Bedeutung sind, täuscht oder zu täuschen versucht.
Ist die Täuschung oder der Täuschungsversuch durch rechts-
kräftiges Strafurteil gegen den Versicherungsnehmer wegen
Betruges oder Betrugsversuches festgestellt, so gelten die
Voraussetzungen des Satzes 1 als bewiesen.

§ 22 Sachverständigenverfahren

1. Feststellung der Schadenhöhe
Der Versicherungsnehmer kann nach Eintritt des Versiche -
rungs falles verlangen, dass die Höhe des Schadens in einem
Sachverständigenverfahren festgestellt wird.
Ein solches Sachverständigenverfahren können Versicherer
und Versicherungsnehmer auch vereinbaren.

2. Weitere Feststellungen
Das Sachverständigenverfahren kann durch Vereinbarung
auf weitere Feststellungen zum Versicherungsfall ausgedehnt
werden.

3. Verfahren vor Feststellung
Für das Sachverständigenverfahren gilt:
a) Jede Partei hat in Textform einen Sachverständigen zu

benennen. Eine Partei, die ihren Sachverständigen be -
nannt hat, kann die andere unter Angabe des von ihr
genannten Sachverständigen in Textform auffordern, den
zweiten Sachverständigen zu benennen. Wird der zweite
Sachverständige nicht innerhalb von zwei Wochen nach
Zugang der Aufforderung benannt, so kann ihn die auf-
fordernde Partei durch das für den Schadenort zustän -
dige Amtsgericht ernennen lassen. In der Aufforderung
durch den Versicherer ist der Versicherungsnehmer auf
diese Folge hinzuweisen.
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b) Der Versicherer darf als Sachverständigen keine Person
benennen, die Mitbewerber des Versicherungsnehmers
ist oder mit ihm in dauernder Geschäftsverbindung steht;
ferner keine Person, die bei Mitbewerbern oder Geschäfts-
partnern angestellt ist oder mit ihnen in einem ähnlichen
Verhältnis steht.

c) Beide Sachverständige benennen in Textform vor Beginn
ihrer Feststellungen einen dritten Sachverständigen als
Obmann. Die Regelung unter b gilt entsprechend für die
Benennung eines Obmannes durch die Sach ver ständi gen.
Einigen sich die Sachverständigen nicht, so wird der
Obmann auf Antrag einer Partei durch das für den Schaden-
ort zuständige Amtsgericht ernannt.

4. Feststellung

Die Feststellungen der Sachverständigen müssen enthalten:

a) ein Verzeichnis der abhanden gekommenen, zerstörten
und beschädigten versicherten Sachen sowie deren nach
dem Versicherungsvertrag in Frage kommenden Versiche-
rungswerte zum Zeitpunkt des Versicherungsfalles;

b) die Wiederherstellungs- und Wiederbeschaffungskosten;

c) die Restwerte, der vom Schaden betroffenen Sachen;

d) die nach dem Versicherungsvertrag versicherten Kosten;

e) in der Betriebsunterbrechungsversicherung die Gewinn-
und Verlustrechnungen, aus denen sich ergibt, wie sich
der Betrieb durch die Unterbrechung entwickelt hat und
ohne Unterbrechung in derselben Zeit entwickelt hätte
sowie die Darstellung und Abgrenzung eventueller wirt-
schaftlicher Vorteile, die sich nach Ablauf der Haftzeit
ergeben.

5. Verfahren nach Feststellung

Der Sachverständige übermittelt seine Feststellungen beiden
Parteien gleichzeitig. Weichen die Feststellungen der Sach -
verständigen voneinander ab, so übergibt der Versicherer sie
unverzüglich dem Obmann. Dieser entscheidet über die
streitig gebliebenen Punkte innerhalb der durch die Fest -
stellungen der Sachverständigen gezogenen Grenzen und
übermittelt seine Entscheidung beiden Parteien gleichzeitig.
Die Feststellungen der Sachverständigen oder des Obmannes
sind für die Vertragsparteien verbindlich, wenn nicht nach -
gewiesen wird, dass sie offenbar von der wirklichen Sach lage
erheblich abweichen. Aufgrund dieser verbindlichen Fest -
stellungen berechnet der Versicherer die Entschädi gung.
Im Falle unverbindlicher Feststellungen erfolgen diese durch
gerichtliche Entscheidung. Dies gilt auch, wenn die Sach -
verständigen die Feststellung nicht treffen können oder wol-
len oder sie verzögern.

6. Kosten

Sofern nicht etwas anderes vereinbart ist, trägt jede Partei
die Kosten ihres Sachverständigen. Die Kosten des Obmannes
tragen beide Parteien je zur Hälfte.

7. Obliegenheiten

Durch das Sachverständigenverfahren werden die Obliegen -
heiten des Versicherungsnehmers nicht berührt.

§ 23 Zahlung und Verzinsung der Entschädigung

1. Fälligkeit der Entschädigung

a) Die Entschädigung wird fällig, wenn die Feststellungen des
Versicherers zum Grunde und zur Höhe des An spruchs
abgeschlossen sind.

Der Versicherungsnehmer kann drei Wochen nach Mel -
dung des Schadens den Betrag als Abschlagszahlung
beanspruchen, der nach Lage der Sache mindestens zu
zahlen ist.

b) Der über den Zeitwertschaden hinausgehende Teil der
Entschädigung wird fällig, nachdem der Versiche rungs -
nehmer gegenüber dem Versicherer den Nachweis
geführt hat, dass er die Wiederherstellung oder Wieder -
beschaffung sichergestellt hat.

c) Bei Muster, Anschauungsmodelle, Prototypen, Aus stel -
lungsstücke sowie typengebundene, für die laufende
Produktion nicht mehr benötigte Fertigungsvorrichtungen
wird der über den gemeinen Wert hinausgehenden Teil
der Entschädigung fällig, nachdem der Versicherungs -
nehmer gegenüber dem Versicherer den Nachweis ge -
führt hat, dass er die Wiederherstellung oder Wieder -
beschaf fung sichergestellt hat.

d) Bei Naturalersatz in der Glasversicherung gemäß § 18
Nr. 3.1 ist der Reparaturauftrag unverzüglich zu erteilen.

e) Für die Betriebsunterbrechungsversicherung gilt:

Wenn es nach Ablauf eines Monats seit Beginn der Unter  -
brechung und nach Ablauf jedes weiteren Monats mög-
lich ist, den Betrag festzustellen, den der Versicherer für
die verflossene Zeit der Unterbrechung mindestens zu
vergüten hat, kann der Versicherungsnehmer verlangen,
dass ihm dieser Betrag in Anrechnung auf die Gesamt -
leistung gezahlt wird.

2. Rückzahlung des Neuwert- oder Zeitwertanteils

Der Versicherungsnehmer ist zur Rückzahlung der vom Ver -
sicherer nach Nr. 1 b oder Nr. 1 c geleisteten Entschädigung
verpflichtet, wenn die Sache infolge eines Verschuldens des
Versicherungsnehmers nicht innerhalb einer angemessenen
Frist wiederhergestellt oder wiederbeschafft worden ist.

3. Verzinsung

Für die Verzinsung gilt, soweit nicht aus einem anderen Rechts-
grund eine weitergehende Zinspflicht besteht:

a) Die Entschädigung ist – soweit sie nicht innerhalb eines
Monats nach Meldung des Schadens geleistet wird – seit
Anzeige des Schadens zu verzinsen.

In der Betriebsunterbrechungsversicherung beginnt
die Verzinsung mit dem Zeitpunkt, von dem ab ein ver -
sicherter Unterbrechungsschaden nicht mehr entsteht.

b) Der über den Zeitwertschaden hinausgehende Teil der
Entschädigung ist ab dem Zeitpunkt zu verzinsen, in dem
der Versicherungsnehmer die Sicherstellung der Wieder -
herstellung oder Wiederbeschaffung versicherter Sachen
gegenüber dem Versicherer nachgewiesen hat.

c) Der Zinssatz beträgt 4 Prozent pro Jahr, soweit nicht aus
einem anderen Rechtsgrund ein höherer Zins zu zahlen
ist.

d) Die Zinsen werden zusammen mit der Entschädigung
 fällig.

4. Hemmung

Bei der Berechnung der Fristen gemäß Nr. 1, 3 a und Nr. 3 b
ist der Zeitraum nicht zu berücksichtigen, in dem infolge
Verschuldens des Versicherungsnehmers die Entschädigung
nicht ermittelt oder nicht gezahlt werden kann.

5. Aufschiebung der Zahlung

Der Versicherer kann die Zahlung aufschieben, solange

a) Zweifel an der Empfangsberechtigung des Versiche rungs -
nehmers bestehen;

b) ein behördliches oder strafgerichtliches Verfahren gegen
den Versicherungsnehmer oder seinen Repräsentanten
aus Anlass dieses Versicherungsfalles noch läuft;

c) eine Mitwirkung des Realgläubigers gemäß den gesetz-
lichen Bestimmungen über die Sicherung von Real -
gläubi  gern nicht erfolgte.

§ 24 Wiederherbeigeschaffte Sachen

1. Anzeigepflicht

Wird der Verbleib abhanden gekommener Sachen ermittelt,
so hat der Versicherungsnehmer dies nach Kenntnis erlan -
gung dem Versicherer unverzüglich in Schriftform anzuzei-
gen.

– 17 –



2. Wiedererhalt vor Zahlung der Entschädigung

Hat der Versicherungsnehmer den Besitz einer abhanden
gekommenen Sache zurückerlangt, bevor die volle Ent schä -
di gung für diese Sache gezahlt worden ist, so behält er den
Anspruch auf die Entschädigung, falls er die Sache inner-
halb von zwei Wochen dem Versicherer zur Verfügung stellt.
Andernfalls ist eine für diese Sache gewährte Zahlung
 zurück zugeben.

3. Wiedererhalt nach Zahlung der Entschädigung

Hat der Versicherungsnehmer den Besitz einer abhanden
gekommenen Sache zurückerlangt, nachdem für diese Sache
eine Entschädigung in voller Höhe ihres Versiche rungs wer -
tes gezahlt worden ist, so hat der Versicherungsnehmer die
Entschädigung zurückzuzahlen oder die Sache dem Versiche-
rer zur Verfügung zu stellen. Der Versicherungs nehmer hat
dieses Wahlrecht innerhalb von zwei Wochen nach Empfang
einer schriftlichen Aufforderung des Versiche rers auszuüben;
nach fruchtlosem Ablauf dieser Frist geht das Wahlrecht auf
den Versicherer über.

4. Wiedererhalt nach Zahlung der Entschädigung bei
Teilentschädigung

Hat der Versicherungsnehmer den Besitz einer abhanden
gekommenen Sache zurückerlangt, nachdem für diese
Sache eine Entschädigung gezahlt worden ist, die bedin-
gungsgemäß weniger als den Versicherungswert betragen
hat, so kann der Versicherungsnehmer die Sache behalten
und muss sodann die Entschädigung zurückzahlen. Erklärt
er sich hierzu innerhalb von zwei Wochen nach Empfang
einer schriftlichen Aufforderung des Versicherers nicht bereit,
so hat der Versicherungsnehmer die Sache im Einver nehmen
mit dem Versicherer öffentlich meistbietend verkaufen zu
lassen. Von dem Erlös abzüglich der Verkaufskosten erhält
der Versicherer den Anteil, welcher der von ihm geleisteten
bedingungsgemäßen Entschädigung entspricht.

5. Gleichstellung

Dem Besitz einer zurückerlangten Sache steht es gleich,
wenn der Versicherungsnehmer die Möglichkeit hat, sich
den Besitz wieder zu verschaffen. 

6. Übertragung der Rechte

Hat der Versicherungsnehmer dem Versicherer zurückerlangte
Sachen zur Verfügung zu stellen, so hat er dem Versicherer
den Besitz, das Eigentum und alle sonstigen Rechte zu über  -
tragen, die ihm mit Bezug auf diese Sachen zustehen.

7. Beschädigte Sachen

Sind wiederherbeigeschaffte Sachen beschädigt worden,
so kann der Versicherungsnehmer Entschädigung nach den
Grundsätzen dieses Vertrages auch dann verlangen oder
behalten, wenn die Sachen gemäß Nr. 2 bis Nr. 4 bei ihm ver -
bleiben.

8. Besitzerlangung durch den Versicherer

Gelangt der Versicherer in den Besitz einer abhanden gekom -
menen Sache, so gelten Nr. 1 bis Nr. 7 entsprechend.

§ 25 Rechtsverhältnis nach dem Versicherungsfall

Für die Glasversicherung gilt:

Für die in gleicher Art und Güte ersetzten Sachen (Naturalersatz)
besteht der Versicherungsvertrag unverändert fort. Werden
Sachen nicht in gleicher Art und Güte ersetzt, besteht Versiche -
rungsschutz nur, sofern dies vereinbart ist.

1. Kündigungsrecht

Nach dem Eintritt eines Versicherungsfalles kann jede der
Vertragsparteien den Versicherungsvertrag kündigen. Sie
muss der anderen Vertragspartei spätestens einen Monat
nach Auszahlung oder Ablehnung der Entschädigung zuge-
gangen sein.

2. Kündigung durch den Versicherungsnehmer

Kündigt der Versicherungsnehmer, wird seine Kündigung
sofort nach ihrem Zugang beim Versicherer wirksam. Der
Versicherungsnehmer kann jedoch bestimmen, dass die
Kündigung zu einem späteren Zeitpunkt, spätestens jedoch
zum Ende der laufenden Versicherungsperiode, wirksam
wird.

3. Kündigung durch den Versicherer

Eine Kündigung des Versicherers wird einen Monat nach
ihrem Zugang beim Versicherungsnehmer wirksam.

4. Form der Kündigung

Die Kündigung nach Nr. 2 oder Nr. 3 ist in Schriftform zu
erklären.

§ 26 Schriftliche Form; Anzeigen / Willenserklärungen

1. Form

Soweit gesetzlich keine Schriftform verlangt ist und soweit in
diesem Vertrag nicht etwas anderes bestimmt ist, sind die
für den Versicherer bestimmten Erklärungen und Anzeigen,
die das Versicherungsverhältnis betreffen und die unmittel-
bar gegenüber dem Versicherer erfolgen, in Textform abzu-
geben.
Erklärungen und Anzeigen sollen an die Hauptverwaltung
des Versicherers oder an die im Versicherungsschein oder in
dessen Nachträgen als zuständig bezeichnete Stelle gerich-
tet werden. Die gesetzlichen Regelungen über den Zugang
von Erklärungen und Anzeigen bleiben unberührt.

2. Nichtanzeige einer Anschriften- bzw. Namensänderung

Hat der Versicherungsnehmer eine Änderung seiner Anschrift
dem Versicherer nicht mitgeteilt, genügt für eine Willens -
erklärung, die dem Versicherungsnehmer gegenüber abzu-
geben ist, die Absendung eines eingeschriebenen Briefes an
die letzte dem Versicherer bekannte Anschrift. Entsprechen -
des gilt bei einer dem Versicherer nicht angezeigten Namens -
änderung. Die Erklärung gilt drei Tage nach der Absendung
des Briefes als zugegangen.

3. Nichtanzeige der Verlegung der gewerblichen Nieder -
lassung

Hat der Versicherungsnehmer die Versicherung unter der
Anschrift seines Gewerbebetriebs abgeschlossen, finden bei
einer Verlegung der gewerblichen Niederlassung die Bestim -
mungen nach Nr. 2 entsprechend Anwendung.

§ 27 Vertretervollmacht

1. Erklärungen des Versicherungsnehmers

Der Versicherungsvertreter gilt als bevollmächtigt, vom Ver -
sicherungsnehmer abgegebene Erklärungen entgegenzuneh-
men betreffend

a) den Abschluss bzw. den Widerruf eines Versicherungs -
vertrages,

b) eines bestehenden Versicherungsverhältnisses, einschließ-
lich dessen Beendigung,

c) Anzeige- und Informationspflichten vor Abschluss des
Vertrages und während des Versicherungsverhältnisses.

2. Erklärungen des Versicherers

Der Versicherungsvertreter gilt als bevollmächtigt, vom Ver -
sicherer ausgefertigte Versicherungsscheine oder deren Nach-
träge dem Versicherungsnehmer zu übermitteln.

3. Zahlungen an den Versicherungsvertreter

Der Versicherungsvertreter gilt als bevollmächtigt, Zahlun gen,
die der Versicherungsnehmer im Zusammenhang mit der Ver-
mittlung oder dem Abschluss eines Versicherungs ver trags
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an ihn leistet, anzunehmen. Eine Beschränkung dieser Voll -
macht muss der Versicherungsnehmer nur gegen sich gelten
lassen, wenn er die Beschränkung bei der Vornahme der
Zahlung kannte oder in Folge grober Fahrlässigkeit nicht
kannte.

§ 28 Repräsentanten

Der Versicherungsnehmer muss sich die Kenntnis und das
Verhalten seiner Repräsentanten zurechnen lassen.

§ 29 Gerichtsstand

1. Klagen gegen den Versicherer oder Versicherungs -
vertreter

Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag oder der Ver siche-
rungsvermittlung ist neben den Gerichtsständen der Zivil -
prozessordnung (ZPO) auch das Gericht örtlich zuständig, in
dessen Bezirk der Versicherungsnehmer zur Zeit der Klage -
erhebung seinen Wohnsitz, in Ermangelung eines solchen
seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat.

2. Klagen gegen den Versicherungsnehmer

Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag oder der Ver siche-
rungsvermittlung gegen den Versicherungsnehmer ist aus-
schließlich das Gericht örtlich zuständig, in dessen Bezirk
der Versicherungsnehmer zur Zeit der Klageerhebung seinen
Wohnsitz, in Ermangelung eines solchen seinen gewöhn-
lichen Aufenthalt hat.

§ 30 Veräußerung der versicherten Sache und deren Rechts -
folgen

1. Rechtsverhältnisse nach Eigentumsübergang

a) Wird die versicherte Sache vom Versicherungsnehmer
veräußert, so tritt zum Zeitpunkt des Eigentums über -
gangs an dessen Stelle der Erwerber in die während der
Dauer seines Eigentums aus dem Versicherungs ver hält -
nis sich ergebenden Rechte und Pflichten des Versiche -
rungs nehmers ein.

b) Der Veräußerer und der Erwerber haften für die Prämie,
die auf die zur Zeit des Eintrittes des Erwerbers laufende
Versicherungsperiode entfällt, als Gesamtschuldner.

c) Der Versicherer muss den Eintritt des Erwerbers erst
gegen sich gelten lassen, wenn er hiervon Kenntnis
erlangt.

2. Kündigungsrechte

a) Der Versicherer ist berechtigt, dem Erwerber das Ver siche-
rungsverhältnis unter Einhaltung einer Frist von einem
Monat zu kündigen. Dieses Kündigungsrecht erlischt,
wenn es nicht innerhalb eines Monats ab der Kenntnis
des Versicherers von der Veräußerung ausgeübt wird.

b) Der Erwerber ist berechtigt, das Versicherungsverhältnis
mit sofortiger Wirkung oder zum Ende der laufenden Ver -
sicherungsperiode in Schriftform zu kündigen.

Das Kündigungsrecht erlischt, wenn es nicht innerhalb
eines Monats nach dem Erwerb, bei fehlender Kenntnis
des Erwerbers vom Bestehen der Versicherung innerhalb
eines Monats ab Erlangung der Kenntnis, ausgeübt wird.

c) Im Falle der Kündigung nach a und b haftet der Veräuße -
rer allein für die Zahlung der Prämie.

3. Anzeigepflichten

a) Die Veräußerung ist dem Versicherer vom Veräußerer
oder Erwerber unverzüglich in Textform anzuzeigen.

b) Ist die Anzeige unterblieben, so ist der Versicherer nicht
zur Leistung verpflichtet, wenn der Versicherungsfall spä-
ter als einen Monat nach dem Zeitpunkt eintritt, zu dem
die Anzeige hätte zugehen müssen, und der Versicherer
nachweist, dass er den mit dem Veräußerer bestehenden
Vertrag mit dem Erwerber nicht geschlossen hätte.

c) Abweichend von b ist der Versicherer zur Leistung ver-
pflichtet, wenn ihm die Veräußerung zu dem Zeitpunkt
bekannt war, zu dem ihm die Anzeige hätte zugehen
müssen, oder wenn zur Zeit des Eintrittes des Versiche -
rungsfalles die Frist für die Kündigung des Versicherers
abgelaufen war und er nicht gekündigt hat.

§ 31 Übergang von Ersatzansprüchen

1. Übergang von Ersatzansprüchen

Steht dem Versicherungsnehmer ein Ersatzanspruch gegen
einen Dritten zu, geht dieser Anspruch auf den Versicherer
über, soweit der Versicherer den Schaden ersetzt. Der Über-
gang kann nicht zum Nachteil des Versicherungsnehmers
geltend gemacht werden. Richtet sich der Ersatzanspruch
des Versicherungsnehmers gegen eine Person, mit der er
bei Eintritt des Schadens in häuslicher Gemeinschaft lebt,
kann der Übergang nicht geltend gemacht werden, es sei
denn, diese Person hat den Schaden vorsätzlich verursacht.

2. Obliegenheiten zur Sicherung von Ersatzansprüchen

Der Versicherungsnehmer hat seinen Ersatzanspruch oder
ein zur Sicherung dieses Anspruchs dienendes Recht unter
Beachtung der geltenden Form- und Fristvorschriften zu
wahren, und nach Übergang des Ersatzanspruchs auf den
Versicherer bei dessen Durchsetzung durch den Versicherer
soweit erforderlich mitzuwirken.
Verletzt der Versicherungsnehmer diese Obliegenheit vor-
sätzlich, ist der Versicherer zur Leistung insoweit nicht ver-
pflichtet, als er infolge dessen keinen Ersatz von dem Dritten
erlangen kann. Im Fall einer grob fahrlässigen Verletzung der
Obliegenheit ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung in
einem der Schwere des Verschuldens des Versicherungs -
nehmers entsprechenden Verhältnis zu kürzen; die Beweis -
last für das Nichtvorliegen einer groben Fahrlässigkeit trägt
der Versicherungsnehmer.

§ 32 Verjährung

Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag verjähren in drei
Jahren.

Die Verjährung beginnt mit dem Schluss des Jahres, in dem der
Anspruch entstanden ist und der Gläubiger von den Anspruch
begründenden Umständen und der Person des Schuldners
Kennt nis erlangt oder ohne grobe Fahrlässigkeit erlangen  müsste.

Ist ein Anspruch aus dem Versicherungsvertrag bei dem Ver -
siche rer angemeldet worden, zählt bei der Fristberechnung der
Zeitraum zwischen Anmeldung und Zugang der in Textform mit-
geteilten Entscheidung des Versicherers beim Anspruchsteller
nicht mit, soweit dieser Zeitraum nach Beginn der Verjährung
liegt.

§ 33 Anzuwendendes Recht

Für diesen Vertrag gilt deutsches Recht.
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Pauschaldeklaration, Bedingungen und Besondere Vereinbarungen für die Dyna -
mische Sachversicherung (Generali Gewerbe Spezial – Bürobetriebe  2011) 
– Fassung Juli 2011

A.Pauschaldeklaration
Soweit die Versicherung gegen eine oder mehrere Gefahren nicht vereinbart ist, entfallen die diese
Gefahren betreffenden Bestimmungen.

I. Versichert sind in der Feuer-, Einbruchdiebstahl-, Leitungswasser- und Sturmversicherung
einschl. fremden Eigentums summarisch*, d. h. in einer Position, in den Geschäfts- und Lagerräumen
(Versiche rungsort) sowie in Schaukästen und Vitrinen außerhalb des Versicherungsortes, aber innerhalb
des Grundstückes, auf dem der Versicherungsort liegt, und in dessen unmittelbarer Umgebung:
1. die technische und kaufmännische Betriebseinrichtung einschl. Wiederbeschaffungskosten für all-

gemeine Anwenderprogramme oder Programme für Betriebssysteme der elektronischen Daten -
verarbeitung, sowie Gebrauchsgegenstände der Betriebsangehörigen, jedoch ohne zulassungs-
pflichtige Kraftfahrzeuge, Kraftfahrzeuganhänger und Zugmaschinen, ohne Automaten mit Geld -
einwurf (einschl. Geldwechsler), ohne Geldausgabeautomaten und ohne Sachen gemäß 
Nr. III. 1, 9, 11 und 14 ...........................................................................................................................

2. die gesamten Vorräte (jedoch ohne Inhalt von Automaten mit Geldeinwurf).......................................
3. als Vorsorge zum Ausgleich für eine etwaige Unterversicherung (5 % beitragsfrei; Klausel G035) ....

II. Entschädigungsgrenzen
Die Entschädigung für Sachen gemäß Nr. I ist, errechnet aus der Versicherungssumme, begrenzt für
Schäden
in der Feuer-, Einbruchdiebstahl-, Leitungswasser- und Sturmversicherung
1. im Rahmen der Außenversicherung innerhalb Deutschlands (Klausel 1404E); jedoch ohne Sachen

gemäß Nr. III. 14 und 15; für die Einbruchdiebstahl- und Sturmversicherung ist Voraussetzung, dass
sich die Sachen in Gebäuden befinden
aa) ohne Baustellen für Feuer, Leitungswasser, Sturm........................................................................
ab) ohne Baustellen für Einbruchdiebstahl...........................................................................................
ba) auf Baustellen für Feuer, Leitungswasser, Sturm ...........................................................................
bb) auf Baustellen für Einbruchdiebstahl (Selbstbehalt von 25 % je Schaden) ...................................

in der Feuer-, Leitungswasser- und Sturmversicherung
2. für neu hinzukommende Betriebsgrundstücke innerhalb Deutschlands .............................................
in der Feuerversicherung
3. infolge von Überspannung durch Blitz unter Einschluss von Folgeschäden (Klausel 3111b (98);

Selbstbehalt 250 EUR je Schaden) ......................................................................................................
4. infolge von Nutzwärme durch Feuer (Klausel G026)............................................................................
5. infolge von Explosion durch Kampfmittel aus beendeten Kriegen (Klausel G044)..............................
in der Einbruchdiebstahlversicherung
6. die – insbesondere an Schaufensterinhalt – eintreten, ohne dass der Täter das Gebäude betritt .....
7. in Schaukästen und Vitrinen außerhalb der Versicherungsräume auf dem Versicherungsgrundstück

und in dessen unmittelbarer Umgebung ..............................................................................................
8. an höherwertigen Gegenständen, wie echten handgeknüpften Teppichen, Gobelins, Kunstgegen -

ständen (z. B. Gemälde, Collagen, Zeichnungen, Graphiken und Plastiken) und Antiquitäten
(Sachen, die über 100 Jahre alt sind, ausgenommen Möbelstücke) im Rahmen der Betriebs ein -
richtung gemäß Nr. I. 1 .........................................................................................................................

9. an höherwertigen Waren, die zum Verkauf angeboten werden, jedoch nicht betriebstypisch sind....
in der Leitungswasserversicherung
10. durch Leitungswasser aus Sprinkleranlagen (Klausel 5101) ...............................................................
11. durch Leitungswasser aus sonstigen mit dem Rohrsystem verbundenen Einrichtungen 

(Klausel 5105) .......................................................................................................................................
12. durch Wasser aus Regenfallrohren innerhalb des Gebäudes (Klausel G046) ....................................
13. durch Wasser aus Aquarien oder Wasserbetten (Klausel G043) ........................................................

III. Zusätzliche Einschlüsse
Zusätzlich sind auf Erstes Risiko versichert (Prozentsätze berechnet aus der Versicherungssumme 
nach Nr. I)
in der Feuer-, Einbruchdiebstahl-, Leitungswasser- und Sturmversicherung
1. Muster, Anschauungsmodelle, Prototypen und Ausstellungsstücke, ferner typengebundene, für die

laufende Produktion nicht mehr benötigte Fertigungsvorrichtungen (Zeitwert)
2. Aufräumungs-, Bewegungs- und Schutzkosten, ferner in der Feuer-, Leitungswasser- und

Sturmversicherung Abbruchkosten; in der Feuerversicherung auch Feuerlöschkosten
3. Aufräum-, Abfuhr- und Isolierkosten für radioaktiv verseuchte Sachen (Klausel 1101)
4. Mehrkosten durch Preissteigerungen zwischen dem Eintritt des Versicherungsfalles und der

Wiederherstellung oder Wiederbeschaffung (Preisdifferenz-Versicherung)
5. Mehrkosten infolge behördlicher Wiederherstellungsbeschränkungen (Klausel 2302)

* Summarische Versicherung bedeutet, dass im Schadenfall Unterversicherung nur dann berücksichtigt wird, wenn der gesamte Wert von Einrichtung und Vorräte
am Schadentag höher ist als die Gesamtversicherungssumme für Einrichtung, Vorräte und Vorsorge (Nr. I)
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gemäß
Versicherungsschein /

Nachtrag

auf höchstens

100  % 50.000 EUR
100  % 7.500 EUR
100  % 5.000 EUR
100  % 1.000 EUR

100  % 50.000 EUR

100  % 20.000 EUR
100  % –
100 % –

100 % 10.000 EUR

100 % 5.000 EUR

20 % 50.000 EUR
5 % 10.000 EUR

100 % –

100 % –
100 % –
100 % –

bis höchstens



6. Mehrkosten durch Technologiefortschritt (Klausel 1304)
7. Kosten für die Ermittlung und Feststellung des Schadens
8. Sachverständigenkosten bis 100 %, soweit der entschädigungspflichtige Schaden 25.000 EUR

übersteigt (Klausel 1302)
9. Kosten für die Wiederherstellung von Akten, Plänen, Geschäftsbüchern, Karteien, Zeichnungen und

Daten auf solchen Datenträgern, die Anwenderprogramme enthalten, die ausschließlich im versi-
cherten Betrieb zu verwenden sind, einschließlich der Wiederherstellungs- und Installationskosten
für diese Programme, ferner Kosten für die Wiederherstellung betriebsspezifischer Daten

10. Kosten für die Dekontamination von Erdreich (Klausel 3301c) 
Nr. III. 1 bis 10 insgesamt in einer Position .................................................................................................
11. Bargeld, Urkunden (z. B. Sparbücher und sonstige Wertpapiere), Briefmarken, Münzen, Medaillen,

unbearbeitete Edelmetalle, Sachen aus Edelmetall, Schmucksachen, Perlen, Edelsteine und auf
Geldkarten geladene Beträge (z. B. Telefonkarten)
a) in verschlossenen Wertschutzschränken nach VdS – Grad I bis  VI, Panzergeldschränken, ge -

panzerten Geldschränken, Wertschränken der Sicherheitsstufe C oder mehrwandigen Stahl -
schränken der Sicherheitsstufe B mit einem Mindestgewicht von 300 kg, Einmauer schränke mit
mehrwandiger Tür der Sicherheitsstufe B, Einbauschränke nach VdS – Grad I bis III..................

b) unter anderem Verschluss in Behältnissen, die eine erhöhte Sicherheit bieten, und zwar auch
gegen die Wegnahme des Behältnisses selbst (einschl. Deckungserweiterung für Registrier -
kassen gemäß Klausel G031) .........................................................................................................

c) außerhalb von Behältnissen ..........................................................................................................
12. in das Gebäude eingefügte Sachen, die der Versicherungsnehmer als Mieter oder Pächter auf seine

Kosten beschafft oder übernommen hat (Klausel G041) ....................................................................
13. [nicht belegt]
in der Feuer- und Sturmversicherung
14. an der Außenseite des Gebäudes angebrachte Antennen-, Gefahrenmelde-, Beleuchtungs- und

Leucht röhrenanlagen, Transparente, Markisen, Schilder, Überdachungen, Schutz- und Trennwände,
soweit der Versicherungsnehmer dafür die Gefahr trägt .....................................................................

in der Feuer- und Leitungswasserversicherung
15. Sachen gemäß Nr. I im Freien auf dem Grundstück des Versicherungsortes, jedoch ohne Sachen

gemäß Nr. II. 1 und III. 14 .....................................................................................................................
in der Einbruchdiebstahl- und Raubversicherung
16. Kosten für die Beseitigung von Gebäudeschäden
17. Aufwendungen bei Abhandenkommen von Schlüsseln zu Behältnissen gemäß Nr. III. 11 a
18. Kosten für provisorische Sicherungsmaßnahmen (Klausel G045)
Nr. III. 16 bis 18 insgesamt in einer Position ..............................................................................................
19. Schlossänderungskosten .....................................................................................................................
20. Kosten für die Beseitigung von Schäden an Schaukästen und Vitrinen außerhalb des Versiche -

rungsortes  auf demselben Grundstück und in dessen unmittelbarer Umgebung – ausgenommen
Verglasung ............................................................................................................................................

21. Verluste an Bargeld, Vorräten und sonstigen Sachen durch
a) Raub innerhalb eines Gebäudes oder Grundstückes (Versicherungsort) ......................................
b) Raub auf Transportwegen innerhalb Deutschlands unter der Voraussetzung, dass nicht mehrere

Transporte gleichzeitig unterwegs sind .........................................................................................
c) Erpressung, Betrug sowie Diebstahl von unmittelbar in körperlicher Obhut befindlichen Sachen

(Erweiterter Raub; Klausel G048) ..................................................................................................
d) Raub innerhalb der Hauptwohnung des Versicherungsnehmers ..................................................

22. Geschäftsfahrräder gegen einfachen Diebstahl ..................................................................................
23. Firmen- und Praxisschilder gegen einfachen Diebstahl (Klausel G037) .............................................
24. Aufwendungen bei Abhandenkommen von Schlüsseln zu Kundenfahrzeugen für das Auswechseln

der Schlösser .......................................................................................................................................
in der Leitungswasserversicherung
25. Aufwendungen für Mehrverbrauch von Leitungswasser (Klausel G020) .............................................

IV. Betriebsunterbrechung
Versichert ist der Unterbrechungsschaden (entgangener Betriebsgewinn sowie Aufwand an fortlaufen-
den Kosten) als Folge eines Sachschadens durch versicherte Gefahren für einen Zeitraum von 12 Mo -
na ten (Haftzeit) .............................................................................................................................................

V. Entschädigungsgrenzen zur Betriebsunterbrechung
Die Entschädigung ist, errechnet aus der Versicherungssumme nach Nr. IV, begrenzt für 
in der Feuer-, Einbruchdiebstahl-, Leitungswasser- und Sturm-Betriebsunterbrechung
1. Rückwirkungsschäden von unbenannten Zulieferern (Klausel G047; Selbstbehalt 10.000 EUR je

Schaden) ..............................................................................................................................................
in der Feuer-Betriebsunterbrechung
2. Unterbrechungsschäden infolge Zerstörung, Beschädigung oder Abhandenkommen von nicht

duplizierten Unterlagen oder Datenträgern (Klausel G022) .................................................................

VI. Zusätzliche Einschlüsse zur Betriebsunterbrechung
Zusätzlich sind auf Erstes Risiko versichert (Prozentsätze berechnet aus der Versicherungssumme nach
Nr. IV)
in der Feuer-, Einbruchdiebstahl-, Leitungswasser- und Sturm-Betriebsunterbrechung
1. Wertverluste und zusätzliche Aufwendungen, weil vom Sachschaden nicht betroffene Roh-, Hilfs-,

Betriebsstoffe und unfertige Erzeugnisse nicht mehr bestimmungsgemäß verwendet werden kön-
nen (Klausel G015) 

2. Vertragsstrafen (Klausel G016)
3. Zusätzliche Standgelder (Klausel G017) 
Nr. VI. 1 bis 3 insgesamt in einer Position ..................................................................................................

– 2 –

bis höchstens

100  % 5.000.000 EUR

20.000 EUR

2.000 EUR
500 EUR

5.000 EUR

100  % 5.000.000 EUR

50.000 EUR

100 % 5.000.000 EUR
20.000 EUR

20.000 EUR

30.000 EUR

20.000 EUR

25.000 EUR
3.000 EUR

250 EUR
1.000 EUR

500 EUR

50.000 EUR

gemäß
Versicherungsschein /

Nachtrag

auf höchstens

100 % 100.000 EUR

100 % –

bis höchstens

1 % 500.000 EUR



VII. Versichert sind in der Glasversicherung
Alle Glas- und Kunststoffscheiben, -platten und -spiegel mit Einzelgrößen bis 10 qm bzw. über 10 qm
(sofern vereinbart) – ohne künstlerische Bearbeitung – sowie alle Profilbaugläser, Glasbausteine und
Lichtkuppeln der Geschäfts- und Lagerräume, der Einrichtung und der Schaukästen und Vitrinen auf
dem Versicherungsgrundstück, jedoch ohne Abdeckungen von Sonnenkollektoren, Handspiegel, opti-
sche Gläser, Hohlgläser, Beleuchtungskörper, Glasscheiben und Sichtfenster an Öfen, Elektro- und
Gasgeräten und ohne Sachen gemäß Nr. VIII. 5 – 9 ..................................................................................

VIII. Zusätzliche Einschlüsse zur Glasversicherung gemäß Nr. VII
Zusätzlich sind auf Erstes Risiko versichert
1. Sonderkosten für Gerüste, Kräne, Beseitigung von Hindernissen
2. Entschädigung für Anstriche, Malereien, Schriften, Verzierungen, Folien
3. Entschädigung für Umrahmungen, Mauerwerk, Schutzeinrichtungen
4. Entschädigung für Waren und Dekorationsmittel
5. Entschädigung für künstlerisch bearbeitete Glasscheiben, -spiegel, -platten
6. Entschädigung für Aquarien
7. Entschädigung für Schriftscheiben von Fotosatzgeräten
8. Entschädigung für Raster (geätzte oder gravierte Glasplatten zur Herstellung von Bildkopien)
Nr. VIII. 1 bis 8 insgesamt in einer Position .................................................................................................
9. Entschädigung für Werbeanlagen ........................................................................................................

IX. Sonstige Erweiterungen
Zusätzlich gilt vereinbart (Prozentsätze berechnet aus der Versicherungssumme nach Nr. I, IV bzw. 
Nr. VII)
1. Verzicht auf den Einwand der groben Fahrlässigkeit bei der Herbeiführung des Versicherungsfalls

(Klausel G052)
a) in der Feuer-, Einbruchdiebstahl-, Leitungswasser- und Sturmversicherung................................
b) in der Glasversicherung .................................................................................................................

2. Verzicht auf den Einwand der Unterversicherung (§ 18 Nr. 5.2.1 a ABDS)..........................................

C.Klauseln
Nachstehende Klauseln gelten nur, wenn die entsprechende Gefahr versichert ist.
Sofern für die jeweilige Gefahr auch die Betriebsunterbrechungsversicherung abgeschlossen wurde, gelten die vereinbarten
Klauseln auch für diese Versicherung.

B.Bedingungen und Besondere Vereinbarungen
Für den Umfang der Versicherung gelten die nachstehend genannten Bedingungen und Besonderen Vereinbarungen – sofern die
betreffende Versicherung und jeweilige Gefahr vereinbart gilt:

I. Bedingungen
zur Feuer-, Einbruchdiebstahl-, Leitungswasser-, Sturm- und Glasversicherung
1. Allgemeine Bedingungen für die Dynamische Sachversicherung (ABDS) – Fassung Januar 2008 .................................. 72010
zur Sturmversicherung – wenn Elementarschäden vereinbart –
2. Besondere Bedingungen für die Versicherung Weiterer Elementarschäden bei gewerblichen 

Risiken (BEG 2003) – Fassung Januar 2008 ...................................................................................................................... 401062

II. Besondere Vereinbarungen
zur Feuer-, Einbruchdiebstahl-, Leitungswasser-, Sturm- und Glasversicherung
1. Klauseln gemäß Abschnitt C 
zur Einbruchdiebstahlversicherung
2. Mindestsicherungen und Risikobegrenzung vor Anbringung von Sicherungen ................................................................ 70208
zur Feuerversicherung – wenn Mittlere Betriebsunterbrechung vereinbart –
3.1 Allgemeine Sicherheitsvorschriften der Feuerversicherer für Fabriken und gewerbliche Anlagen (ASF) ......................... 442038
3.2 Sicherheitsvorschriften für Starkstromanlagen bis 1.000 Volt ........................................................................................... 442046

Klausel für die Feuer-, Einbruchdiebstahl-, Leitungswasser-
und Sturmversicherung

1101 Schäden durch radioaktive Isotope

1.  In die Versicherung sind Schäden an den versicherten Sa -
chen eingeschlossen, die als Folge eines unter die Versi -
che rung  fallenden Schadenereignisses durch auf dem
Versicherungs grund stück betriebsbedingt vorhandene oder
verwendete radioaktive Isotope entstehen, insbesondere
Schäden durch Kontamination und Aktivierung. Das gilt
nicht für radioaktive Isotope von Kern reaktoren.

2. Kosten für Abbruch, Aufräumung, Abfuhr und Isolierung
 radioaktiv verseuchter Sachen infolge eines Versicherungs-
falles nach Absatz 1 werden nur ersetzt, soweit dies beson-
ders vereinbart ist und soweit die Maßnahmen gesetzlich
geboten sind.

1302 Sachverständigenkosten

Übersteigt der entschädigungspflichtige Schaden den verein-
barten Betrag, so ersetzt der Versicherer bis zu der hierfür ver-
einbarten Ver sicherungssumme von den nach den dem Vertrag
zugrunde  liegenden Allgemeinen Versicherungsbedingungen
durch den Ver si cherungsnehmer zu tragenden Kosten des
Sachver ständigenver fahrens den vereinbarten Anteil.

1304 Mehrkosten durch Technologiefortschritt

1. Abweichend von den dem Vertrag zugrunde liegenden All -
gemeinen Versicherungsbedingungen sind Mehrkosten
durch Technologiefortschritt als Folge eines Versicherungs -
falles mitversichert.

2. Ersetzt werden bis zu dem hierfür vereinbarten Betrag die
tatsächlich entstandenen Mehrkosten für die Wieder -
beschaffung oder Wieder herstellung der versicherten und
vom Schaden betroffenen Sachen, wenn die Wiederherstel -
lung der versicherten oder Wiederbeschaffung der Sache in
derselben Art und Güte infolge Technologiefortschritt nicht
möglich ist.
Maßgebend ist der Betrag, der für ein Ersatzgut aufzuwen-
den ist, das der vom Schaden betroffenen Sachen in Art
und Güte möglichst nahe kommt.

3. Entschädigung wird nicht geleistet für Mehrkosten durch
behördliche Wiederherstellungsbeschränkungen und -auf -
lagen. 

4. Ist der Zeitwert Versicherungswert, so werden auch die
Mehrkosten nur im Verhältnis des Zeitwertes zum Neuwert
ersetzt.

5. Ist die Versicherungssumme einer vom Schaden betroffe-
nen Position, für welche die Mehrkosten durch Techno logie -
fort schritt versichert sind, niedriger als der Versicherungs -
wert (Unterversicherung), so wird der nach Nr. 2 bis Nr. 4
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Versicherungsschein /
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bis

5.000 EUR
1.500 EUR

Schadenhöhe
bis höchstens

10 % 25.000 EUR
2.500 EUR

50.000 EUR



ermittelte Betrag nur im Verhältnis der Versicherungssumme
zum Versicherungswert ersetzt.

1508 Kunstgegenstände

1. Versicherungswert von Kunstgegenständen ist der Preis für
das Anfertigen einer qualifizierten Kopie.

2. Für den Versicherungswert von Gebäuden sind Kunstge -
gen  stände nur mit dem Preis für das Anfertigen qualifizierter
Kopien zu berücksichtigen.

1703 Vorsorgeversicherungssumme

1. Die Vorsorgeversicherungssumme verteilt sich auf die Ver -
sicherungssummen der Positionen, für die sie vereinbart ist 
und bei denen Unterversicherung besteht oder bei denen
die Versicherungssumme wegen entstandener Aufwendun -
gen für Abwendung oder Minderung des Schadens nicht
ausreicht.

2. Für die Aufteilung ist das Verhältnis der Beträge maßge-
bend, um die die Versicherungswerte der einzelnen Positio -
nen die Versicherungssummen übersteigen, und zwar ohne
Rücksicht darauf, welche Positionen durch den Versiche -
rungsfall betroffen sind.

1904 Sachverständigenverfahren bei Zusammentreffen mit
einer Maschinenversicherung

1. Besteht auch eine Maschinenversicherung und ist streitig,
ob oder in welchem Umfang ein Schaden zu vorliegendem
Vertrag oder als Maschinenschaden anzusehen ist, so kön-
nen der Versicherungsnehmer, der Versicherer des vorlie-
genden Vertrages und der Maschinenversicherer vereinba-
ren, dass die Höhe des Schadens zu vorliegendem Vertrag
und des Maschinenschadens in einem gemeinsamen Sach -
verständigenverfahren festgestellt wird. Das Sachverständi- 
gen verfahren kann durch Vereinbarung auf sonstige tat -
säch liche Voraussetzungen des Entschädigungsanspruchs
sowie der Höhe der Entschädigung ausgedehnt werden.
Der Versicherungsnehmer kann ein Sachver ständigenver -
fahren auch durch einseitige Erklärung gegenüber den bei-
den Versicherern verlangen.

2. Für das Sachverständigenverfahren gilt:
a) Jede Partei benennt in Textform einen Sachverstän -

digen; der Versicherungsnehmer kann zwei Sachver -
ständige benennen.
Die Parteien können sich auf zwei gemeinsame Sach -
ver  stän dige oder auf einen gemeinsamen Sachverstän -
digen einigen.
Jede Partei kann die andere Partei unter Angabe des
oder der von ihr benannten Sachverständigen in Text -
form auffordern, auch ihrerseits einen Sachverstän digen
zu benennen. Geschieht dies nicht binnen zwei Wochen
nach Empfang der Aufforderung, so kann die auffor-
dernde Partei den Sachverständigen der säumigen Par -
tei durch das für den Schadenort zuständige Amts -
gericht ernennen lassen. In der Aufforderung ist auf
diese Folge hinzuweisen.

b) Die Sachverständigen benennen in Textform vor Beginn
des Feststellungsverfahrens einen weiteren Sachver -
ständigen als Obmann. Einigen sie sich nicht, so wird
der Obmann auf Antrag einer Partei durch das für den
Scha denort zuständige Amtsgericht ernannt.

c) Die Versicherer dürfen als Sachverständige keine Perso -
nen benennen, die Mitbewerber des Versicher ungs neh -
mers sind oder mit diesem in Geschäfts verbindung ste-
hen, ferner keine Personen, die bei Mitbewerbern oder
Geschäftspartnern angestellt sind oder mit ihnen in
einem ähnlichen Verhältnis stehen.

3. Für den Mindestinhalt der Feststellungen der Sachver stän -
digen gelten die dem Vertrag zugrunde liegenden Allgemei -
nen Versicherungsbedingungen und die vereinbarten Bedin -
gungen für die Maschinen-Versicherung.

4. Die Sachverständigen übermitteln den drei Parteien gleich-
zeitig ihre Feststellungen. Weichen diese voneinander ab,
so werden sie unverzüglich dem Obmann übergeben. 
Die ser entscheidet über die streitig gebliebenen Punkte
innerhalb der durch die Feststellungen der Sachverstän -
digen gezogenen Grenzen und übermittelt seine Entschei -
dung den drei Parteien gleichzeitig.

5. Jede Partei trägt die Kosten ihres oder ihrer Sachverstän -
digen. Die Kosten des Obmannes tragen die Parteien je zu
einem Drittel.

6. Die Feststellungen der Sachverständigen oder des Obman -
nes sind verbindlich, wenn nicht nachgewiesen wird, dass

sie offenbar von der wirklichen Sachlage erheblich abwei-
chen. Aufgrund dieser verbindlichen Feststellungen berech-
nen die Versicherer die Entschädigung.

7. Steht im Zeitpunkt einer Abschlagszahlung noch nicht fest,
inwieweit der Schaden als Schaden zu vorliegendem Ver -
trag oder als Maschinenschaden anzusehen ist, so beteiligt
sich jeder Versicherer an der Abschlagszahlung vorläufig
mit der Hälfte.

8. Durch das Sachverständigenverfahren werden die Oblie -
gen   heiten im Versicherungsfall gemäß den dem vorliegen-
den Vertrag zugrunde liegenden Allgemeinen Versiche -
rungs bedingungen sowie gemäß den vereinbarten Bedin -
gungen für die Maschinen-Versicherung nicht berührt.

3301 c Kosten für Dekontamination von Erdreich

1. Soweit dies vereinbart ist, ersetzt der Versicherer bis zu der
hierfür vereinbarten Versicherungssumme Kosten, die der
Versicherungsnehmer aufgrund behördlicher Anordnungen
infolge einer Kontamination durch einen Versicherungsfall
aufwenden muss, um
a) Erdreich von eigenen und gepachteten Versicherungs -

grundstücken innerhalb der Bundesrepublik Deutschland
zu untersuchen und nötigenfalls zu dekontaminieren
oder auszutauschen;

b) den Aushub zu vernichten oder in die nächstgelegene,
geeignete Deponie zu transportieren und dort abzula-
gern;

c) insoweit den Zustand des Versicherungsgrundstücks vor
Eintritt des Versicherungsfalls wiederherzustellen.

2. Die Aufwendungen gemäß Nr. 1 werden nur ersetzt, sofern
die behördlichen Anordnungen
a) aufgrund von Gesetzen oder Verordnungen ergangen

sind, die vor Eintritt des Versicherungsfalls erlassen
 wurden;

b) eine Kontamination betreffen, die nachweislich infolge
des Versicherungsfalls entstanden ist;

c) innerhalb von neun Monaten seit Eintritt des Versiche-
rungsfalls ergangen sind und dem Versicherer ohne
Rücksicht auf Rechtsmittelfristen innerhalb von drei
Monaten seit Kenntniserhalt gemeldet wurden.

3. Wird durch den Versicherungsfall eine bestehende Konta -
mination des Erdreichs erhöht, so werden nur die Aufwen -
dungen ersetzt, die den für eine Beseitigung der bestehen-
den Kontamination erforderlichen Betrag übersteigen, und
zwar ohne Rücksicht darauf, ob und wann dieser Betrag
ohne den Versicherungsfall aufgewendet worden wäre. Die
hiernach nicht zu ersetzenden Kosten werden nötigenfalls
durch Sachverständige festgestellt.

4. Aufwendungen aufgrund sonstiger behördlicher Anordnun-
gen oder aufgrund sonstiger Verpflichtungen des Versiche -
rungsnehmers einschließlich der sogenannten Einlieferer -
haftung werden nicht ersetzt.

5. Entschädigung wird nicht geleistet, soweit der Versiche -
rungs nehmer aus einem anderen Versicherungsvertrag
Entschädigung beanspruchen kann.

6. Für Aufwendungen gemäß Nr. 1 durch Versicherungsfälle,
die innerhalb eines Versicherungsjahres eintreten, gilt die
dafür vereinbarte Versicherungssumme gleichzeitig als
Jahreshöchstentschädigung.

7. Der gemäß Nr. 1 bis Nr. 5 als entschädigungspflichtig
errechnete Betrag wird je Versicherungsfall um den verein-
barten Selbstbehalt gekürzt.

8. Kosten gemäß Nr. 1 gelten nicht als Aufräumungskosten
gemäß § 3 Nr. 3 a AFB 87, AERB 87, AWB 87, AStB 87
Fassung 2008 bzw. § 9 Nr. 4 a ABDS.

G009 Spezialversicherung

Soweit Sachen durch eine Spezialversicherung auch gegen die
gleichen Gefahren anderweitig versichert sind, scheiden sie mit
dem anderweitig versicherten Wert aus dem Vertrag aus.

G035 Vorsorgeversicherungssumme

Zusätzlich gilt eine Vorsorge von 5 % der Versicherungssumme
für die Position „Betriebseinrichtung und Vorräte“ vereinbart.

G036 Umzug des Betriebes (nur gültig für Verträge mit einer
Versicherungssumme bis 500.000 EUR)

1. Im Falle eines Umzuges des versicherten Bürobetriebes
geht der Versicherungsschutz auf die neuen Büroräume
über, sofern der Versicherungsnehmer den versicherten
Bürobetrieb in derselben Weise nutzt wie bisher.

– 4 –



2. Während des Umzuges besteht Versicherungsschutz in
beiden Bürobetrieben. Der Versicherungsschutz in dem
bisherigen Bürobetrieb erlischt spätestens zwei Monate
nach Beginn des Umzuges.

3. Ein Umzug ist dem Versicherer spätestens bei Umzugs -
beginn in Textform anzuzeigen.

4. Ziffer 1 und Ziffer 2 gelten nicht, wenn
a) das neue Büro außerhalb der Bundesrepublik

Deutschland liegt.
b) die neuen Versicherungsräumlichkeiten nicht mit den

in der Einbruchdiebstahlversicherung vertraglich ver-
einbarten Sicherungen ausgestattet sind.

5. Sofern nach den vertraglichen Vereinbarungen Versiche -
rungsschutz für Weitere Elementargefahren besteht und
der neue Versicherungsort nach dem Geschäftstarif des
Ver sicherers gegen diese Gefahren nicht versicherbar ist,
geht im Falle eines Umzuges der Versicherungsschutz für
Weitere Elementargefahren nicht auf den neuen Versiche -
rungsort über.
In diesem Fall kann der Versicherungsnehmer ab Kenntnis
von diesem Umstand den Vertrag innerhalb eines Monats
kündigen. Die Kündigung wird einen Monat nach Zugang
wirksam. Sie ist in Schriftform zu erklären.

6. Versicherungsnehmer und Versicherer können den Vertrag
kündigen, wenn ein Umzug erfolgt. Die Kündigung hat
durch den Versicherungsnehmer spätestens einen Monat
nach Umzugsbeginn; durch den Versicherer binnen eines
Monats ab Kenntnis des Umzugsbeginns zu erfolgen. Sie
wird einen Monat nach Zugang wirksam, frühestens mit
dem Zeitpunkt, zu dem der Umzug aus den alten Büroräu -
men abgeschlossen ist. Die Kündigung ist in Schriftform zu
erklären.
Dem Versicherer gebührt in diesem Fall der Beitrag bis zur
Wirksamkeit der Kündigung. Ist die Anzeige gemäß Ziffer 3
erfolgt, so wird der Beitrag nur in der für die bisherigen
alten Büroräume maßgebenden Höhe geschuldet.

G041 Eingebrachte Sachen von Mieter und Pächter
 (sonstige Betriebseinrichtung)

Zur Betriebseinrichtung gehören in Abweichung zu § 2 Nr. 4
AFB 87, § 2 Nr. 3 AERB 87, § 2 Nr. 4 AWB 87, AStB 87, § 8 
Nr. 1.3 ABDS auch in das Gebäude eingefügte Sachen, die der
Versicherungsnehmer als Mieter oder Pächter auf seine Kosten
beschafft oder übernommen hat und für die er nach Verein -
barung mit dem Vermieter oder Verpächter die Gefahr trägt.

Klauseln für die Feuer-, Leitungswasser- und
Sturmversicherung

2301 Aufgebots- und Wiederherstellungskosten für
Urkunden

1. Der Versicherer ersetzt bis zu der hierfür vereinbarten Ver -
si cherungssumme die Kosten des Aufgebotsverfahrens
und der Wiederherstellung von Wertpapieren und sonstigen
Urkunden einschließlich anderer Auslagen für die Wieder -
erlangung, die der Versicherungsnehmer den Umständen
nach für geboten halten durfte.

2. Die Ersatzpflicht erstreckt sich auch auf einen Zinsverlust,
der dem Versicherungsnehmer durch Verzögerung fälliger
Leistungen aus den Wertpapieren entstanden ist.

2302 Mehrkosten durch behördliche Wiederherstellungs -
beschränkungen (ohne Restwerte)

1. Abweichend von den dem Vertrag zugrunde liegenden
Allgemeinen Versicherungsbedingungen sind Erhöhungen
des Schadenaufwandes durch Mehrkosten infolge behörd -
licher Wiederherstellungsbeschränkungen mitversichert. 

2. Ersetzt werden bis zu der hierfür vereinbarten Versiche -
rungs summe die tatsächlich entstandenen Mehrkosten für
die Wiederherstellung der versicherten und vom Schaden
betroffenen Sachen durch behördliche Auflagen auf der
Grundlage bereits vor Eintritt des Versicherungsfalles erlas-
sener Gesetze und Verordnungen. Soweit behördliche Auf -
lagen mit Fristsetzung vor Eintritt des Versicherungsfalles 
erteilt wurden, sind die dadurch entstehenden Mehrkosten
nicht versichert.

3. Aufwendungen, die dadurch entstehen, dass infolge be -
hördlicher Wiederherstellungsbeschränkungen Reste der
versicherten und vom Schaden betroffenen Sache nicht
wiederverwertet werden können, sind nicht versichert.

4. Wenn die Wiederherstellung der versicherten und vom
Scha den betroffenen Sache aufgrund behördlicher Wie der -

herstellungsbeschränkungen nur an anderer Stelle erfolgen
darf, werden die Mehrkosten nur in dem Umfang ersetzt, in
dem sie auch bei Wiederherstellung an bisheriger Stelle
entstanden wären.

5. Mehrkosten infolge Preissteigerungen, die dadurch entste-
hen, dass sich die Wiederherstellung durch Beschrän kun -
gen der vorgenannten Art verzögert, werden nicht ersetzt.
Sofern für versicherte und vom Schaden betroffene
Sachen die Preisdifferenz-Versicherung nach Klausel 1301
bzw. § 9 Nr. 3 ABDS vereinbart ist, werden Mehrkosten
infolge Preisstei ge rungen ersetzt, die dadurch entstehen,
dass sich die Wiederher stellung durch Beschränkungen
der vorgenannten Art verzögert. Ziffer 4 der Klausel 1301
bzw. Satz 3 des § 9 Nr. 3 ABDS wird insoweit abgeändert.

6. Ist der Zeitwert Versicherungswert, so werden auch die
Mehrkosten nur im Verhältnis des Zeitwertes zum Neuwert
ersetzt. Ist nach einer vertraglichen Wiederherstellungs -
vereinba rung nur der Zeitwertschaden zu erstatten, so wer-
den die Mehrkosten nicht ersetzt.

7. Besteht Unterversicherung für eine vom Schaden betroffe-
ne Position, für welche Mehrkosten durch behördliche
Wieder herstellungsbeschränkungen versichert sind, so
wird der nach Nr. 2 bis Nr. 6 ermittelte Betrag nur anteilig
ersetzt.

8. Soweit ein Ersatzanspruch gegenüber einem Dritten ent-
steht, verpflichtet sich der Versicherungsnehmer, diesen in
Höhe des fällig werdenden Mehrbetrages an den Versiche -
rer abzutreten.

Klauseln für die Feuerversicherung

3111 b (98) Überspannungsschäden durch Blitz unter
Einschluss von Folgeschäden

1. Abweichend von § 1 AFB 87 bzw. § 1 ABDS ersetzt der
Versicherer auch Überspannungsschäden durch Blitz sowie
daraus entstehende Folgeschäden an versicherten Sachen.

2. Der erweiterte Versicherungsschutz gilt nicht für Sachen,
soweit dafür aus einer anderen Versicherung Entschädi -
gung beansprucht werden kann.

3. Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf den verein-
barten Betrag begrenzt.

4. Der als entschädigungspflichtig errechnete Betrag wird je
Versicherungsfall um den vereinbarten Selbstbehalt
gekürzt.

3605 b Vorübergehende Abweichung von
Sicherheitsvorschriften

Vorübergehende Abweichungen von Sicherheits- und Betriebs -
vorschriften bei Bau-, Umbau- und Reparaturarbeiten auf dem
Versicherungsgrundstück gelten, soweit sie durch zwingende
technische Gründe veranlasst sind und bei ihrer Durchführung
die gebotene erhöhte Sorgfalt beobachtet wird, nicht als Ver -
stoß gegen § 7 AFB 87 bzw. § 14 ABDS, und wenn derartige
Abweichungen gleichzeitig eine Gefahrerhöhung darstellen,
auch nicht als Ver stoß gegen §§ 6, 6 a AFB 87 Fassung 2008
bzw. §§ 13, 13 a, ABDS Fassung 2008. Abweichungen, die,
soweit nichts anderes vereinbart ist, 4 Monate überschreiten,
gelten nicht mehr als vorübergehend.

G026 Schäden durch Nutzwärme

Abweichend von § 1 Nr. 5 a AFB 87 bzw. § 1 Nr. 5 a ABDS
sind auch die dort bezeichneten Brandschäden versichert.

G044 Schäden durch Blindgänger

Abweichend von § 1 Nr. 7 AFB 87 bzw. § 7 Nr. 2 ABDS ersetzt
der Versicherer auch Explosionsschäden durch Kampfmittel
aus beendeten Kriegen.

Klauseln für die Einbruchdiebstahl- und
Raubversicherung

G037 Firmenschilder

Versichert sind bis zu dem vereinbarten Betrag Kosten für die
Wiederbeschaffung von durch einfachen Diebstahl entwende-
ten Firmenschilder, die innerhalb des Grundstücks, auf dem
der Versicherungsort liegt, oder in dessen unmittelbarer
Umgebung (angrenzendes Grundstück) angebracht sind. Der
Versiche rungsnehmer hat den Diebstahl unverzüglich der
zuständigen Polizeidienststelle anzuzeigen.

G045 Kosten für provisorische Sicherungsmaßnahmen

Der Versicherer ersetzt bis zu dem vereinbarten Betrag die not-
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wendigen Kosten für provisorische Sicherungsmaßnahmen zum
Schutz versicherter Sachen sowie für die notwendige Bewa -
chung zur Vermeidung von Folgeereignissen, die durch einen
Ver sicherungsfall oder den Versuch einer Tat nach § 1 Nr. 1 a, 
1 b oder 1 d AERB 87 bzw. § 2 Nr. 1 a, 1 b oder 1 d ABDS ent-
stehen.

G048 Erweiterter Raub

Abweichend von § 1 Nr. 5 AERB 87 bzw. § 2 Nr. 7 a ABDS gilt
anstelle des bedingungsgemäßen Entschädigungsbetrages von
12.500 EUR der vereinbarte höhere Betrag.

Klauseln für die Leitungswasserversicherung

5101 Bestimmungswidriger Wasseraustritt aus Sprinklern

1. Abweichend von § 1 Nr. 5 c AWB 87 bzw. § 3 Nr. 4 b ABDS
leistet der Versicherer Entschädigung auch für versicherte
Sachen und für versicherte Kosten, wenn Wasser aus
Sprinklern bestimmungswidrig austritt.

2. Ausgeschlossen sind Schäden, die durch Druckproben oder
durch Umbauten oder Reparaturarbeiten an Gebäuden oder
an der Sprinkleranlage verursacht werden. Zur Sprinkler -
anlage gehören Sprinkler, Wasserbehälter, Verteilerleitun -
gen, Ventile, Alarmanlagen, Pumpenanlagen sowie sonstige
Armaturen und Zuleitungsrohre, die ausschließlich dem
Betrieb der Sprinkleranlage dienen.

3. Der Versicherungsnehmer hat
a) die Sprinkleranlage unverzüglich durch die Technische

Prüfstelle der VdS Schadenverhütung GmbH oder eine
andere Stelle abnehmen oder revidieren zu lassen, falls
dies nicht innerhalb der letzten sechs Monate vor Ver -
tragsschluss oder vor Abschluss dieser Vereinbarung
bereits geschehen ist;

b) die gesamte Anlage auf eigene Kosten halbjährlich
durch die in a genannte Prüfstelle prüfen zu lassen;

c) Mängel, die bei Prüfungen gemäß a oder b festgestellt
worden sind, durch eine anerkannte Installationsfirma
beseitigen zu lassen und dem Versicherer hierüber ein
schriftliches Zeugnis zu übersenden.

4. Die Rechtsfolgen von Verstößen gegen die Bestimmungen
von Nr. 3 ergeben sich aus §§ 6 und 7 AWB 87 bzw. §§ 13
und 14 ABDS.

5105 Erweiterte Leitungswasserversicherung

Abweichend von § 1 Nr. 2 b AWB 87 bzw. § 3 Nr. 2 ABDS gilt
als Leitungswasser auch Wasser, das aus sonstigen mit dem
Rohrsystem verbundenen Einrichtungen bestimmungswidrig
ausgetreten ist.

5106 Klima-, Wärmepumpen- und Solarheizungsanlagen

1. Als Leitungswasser im Sinne von § 1 Nr. 1 AWB 87 bzw. § 3
Nr. 1 ABDS gelten auch Wasser oder sonstige wärmetra-
gende Flüssigkeiten wie Sole, Öle, Kühlmittel, Kältemittel
und dergleichen, die aus Klima-, Wärmepumpen- oder
Solarheizungsanlagen bestimmungswidrig ausgetreten sind.

2. Bei der Versicherung von Gebäuden sind auch versichert
a) innerhalb versicherter Gebäude

aa) Frost- und sonstige Bruchschäden an den Rohren
der in Nr. 1 genannten Anlagen;

bb) Bruchschäden durch Frost an sonstigen Einrich -
tungen der in Nr. 1 genannten Anlagen;

b) außerhalb versicherter Gebäude
Frost- und sonstige Bruchschäden an Rohren der in
Nr. 1 genannten Anlagen, soweit diese Rohre der
Versorgung der versicherten Gebäude oder Anlagen
dienen und sich auf dem Versicherungsgrundstück
befinden.

G020 Rechnungsstellung für Mehrverbrauch von
Leitungswasser

1. Der Versicherer ersetzt Aufwendungen, die dadurch entste-
hen, dass infolge eines Versicherungsfalls gemäß § 1 Nr. 3
a, aa AWB 87 bzw. § 3 Nr. 2 a ABDS Leitungswasser aus -
tritt und der Mehrverbrauch durch das Wasserversorgungs -
unternehmen in Rechnung gestellt wird.

2. Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf den verein-
barten Betrag begrenzt.

G043 Wasseraustritt aus Aquarien oder Wasserbetten

Abweichend von § 1 Nr. 2 b AWB 87 bzw. § 3 Nr. 2 b ABDS gilt

als Leitungswasser auch Wasser, das aus Aquarien oder
Wasser betten bestimmungswidrig ausgetreten ist.

G046 Regenfallrohre innerhalb des Gebäudes

1. Soweit dies vereinbart ist, gilt als Leitungswasser im Sinne
von § 1 Nr. 1 AWB 87 bzw. § 3 Nr. 1 ABDS auch Wasser,
das aus im Gebäude verlaufenden Regenfallrohren bestim-
mungswidrig ausgetreten ist.

2. Soweit dies vereinbart ist, sind frostbedingte und sonstige
Bruchschäden an im Gebäude verlaufenden
Regenfallrohren versichert.

Zusätzliche Klauseln für die Betriebsunterbrechungs-
versicherung

G015 Wertverluste und zusätzliche Aufwendungen

Versichert sind bis zu der hierfür vereinbarten Entschädigungs-
grenze Wertverluste und zusätzliche Aufwendungen, die
dadurch entstehen, dass vom Sachschaden nicht betroffene
Roh-, Hilfs-, Betriebsstoffe und unfertige Erzeugnisse infolge
eines versicherten Unterbrechungsschadens vom Versiche -
rungsnehmer nicht mehr bestimmungsgemäß verwendet wer-
den können.

G016 Vertragsstrafen

Versichert sind bis zu der hierfür vereinbarten Entschädigungs-
grenze Vertragsstrafen, die infolge eines versicherten Unterbre-
chungsschadens innerhalb der Haftzeit anfallen. Vertragsstrafen
sind vor Eintritt eines Sachschadens vertraglich vereinbarte
Leistungen wegen Nichterfüllung von Liefer- oder Abnahme -
verpflichtungen.

G017 Zusätzliche Standgelder

Versichert sind innerhalb der Haftzeit bis zu der hierfür verein-
barten Entschädigungsgrenze zusätzliche Standgelder und
ähnliche Mehraufwendungen, die anfallen, weil infolge eines
Sachschadens im Sinne dieses Vertrages Lagerflächen nicht
mehr zur Verfügung stehen oder Transportmittel nicht mehr ent-
laden werden können.

G022 Unterbrechungsschäden infolge Zerstörung, Beschä -
digung oder Abhandenkommen von nicht duplizierten
Unterlagen oder Datenträgern

Abweichend von § 1 Nr. 3 ZKBU 87 bzw. ZMBU 99 sind
Unterbrechungsschäden, die durch Zerstörung, Beschädigung
oder Abhandenkommen von Urkunden, Plänen, Zeichnungen,
Lochkarten, Magnetbändern oder sonstigen Datenträgern,
Geschäftsbüchern oder Schriften entstehen, auch dann mitver-
sichert, wenn von diesen Unterlagen oder Datenträgern keine
Kopien vorhanden sind oder diese nicht so aufbewahrt sind,
dass sie im Falle eines Sachschadens nicht gleichzeitig mit den
Originalen zerstört oder beschädigt werden oder abhanden
kommen können.
Unterbrechungsschäden infolge des Verlustes oder der Ände-
rungen gespeicherter Informationen ohne gleichzeitige
Beschädigung des Datenträgermaterials werden nicht ersetzt.

G047 Rückwirkungsschäden (Zulieferer)

1. Ein Unterbrechungsschaden im Sinne des § 2 Nr. 1 ZKBU
87, ZMBU 99 bzw. § 5 Nr. 4 ABDS liegt auch vor, wenn sich
ein  Sachschaden entsprechend § 1 Nr. 1 – 3 ZKBU 87,
ZMBU 99 bzw. § 5 Nr. 1 – 3 ABDS auf einem Grundstück
ereignet hat, das Betriebsstelle eines mit dem Versiche -
rungsnehmer durch Zulieferung von Produkten in laufender
Geschäftsverbindung stehenden Unternehmens (Zulieferer)
ist. Dies gilt jedoch, sofern nichts anderes vereinbart ist, nur
für Grundstücke innerhalb der Bundesrepublik Deutschland.

2. Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf den hierfür
vereinbarten Betrag begrenzt.

3. Aufwendungen, die der Versicherungsnehmer zur Abwen-
dung oder Minderung des Rückwirkungsschadens macht,
werden nicht ersetzt, soweit sie zusammen mit der übrigen
Entschädigung die Höchstentschädigung gemäß Nr. 2 über-
steigen, es sei denn, dass sie auf einer Weisung des
Versicherers beruhen.

4. Der als entschädigungspflichtig errechnete Betrag ein-
schließlich Aufwendungsersatz gemäß § 83 VVG wird je
Versicherungsfall um den vereinbarten Selbstbehalt gekürzt.
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Klauseln für die Feuer-, Einbruchdiebstahl-, Leitungs-
wasser-, Sturm- und Glasversicherung

G052 Verzicht auf den Einwand der groben Fahrlässigkeit

1. Die Bestimmungen über die grob fahrlässige Herbeiführung
des Versicherungsfalles in den dem Vertrag zugrunde
 liegenden Allgemeinen Versicherungsbedingungen sind
nicht anzuwenden, wenn der Schaden den vereinbarten
Prozentsatz des Gesamtbetrages der Versicherungs -
summen nicht übersteigt und nicht mehr als den vereinbar-
ten Betrag beträgt.
Sofern nicht etwas anderes vereinbart ist, beträgt der 
a) vereinbarte Prozentsatz 10 Prozent; 
b) vereinbarte Betrag 25.000 EUR.

2. Die gesetzlichen und vertraglichen Obliegenheiten sowie die
Bestimmungen über deren Verletzung bleiben hiervon unbe-
rührt.

3. Bei Feststellung des Gesamtbetrages der Versicherungs-
summen nach Nr. 1 werden nicht berücksichtigt Versiche -
rungssummen
a) auf Erstes Risiko;
b) für Vorräte, für die Stichtagsversicherung vereinbart ist;
c) für die selbstständige Außenversicherung.

– 7 –



Vorbemerkung
Versicherungen können heute ihre Aufgaben nur noch mit Hilfe
der elektronischen Datenverarbeitung (EDV) erfüllen. Nur so las-
sen sich Vertragsverhältnisse korrekt, schnell und wirtschaftlich
abwickeln; auch bietet die EDV einen besseren Schutz der Ver -
sichertenge mein schaft vor mißbräuchlichen Handlungen als die
bisherigen  manuellen Verfahren. Die Verarbeitung der uns be-
kanntgegebenen Daten zu Ihrer Person wird durch das Bundes -
daten schutzgesetz (BDSG) geregelt. Danach ist die Datenver -
arbeitung und -nutzung zulässig, wenn das BDSG oder eine
andere Rechtsvorschrift sie erlaubt oder wenn der Betroffene
eingewilligt hat. Das BDSG erlaubt die Datenverarbeitung und
-nutzung stets, wenn dies im Rahmen der Zweckbestimmung
 eines Vertragsverhältnisses oder vertrags ähnlichen Vertrauens -
ver hältnisses geschieht oder soweit es zur Wahrung  berechtigter
Interessen der speichernden Stelle erfor derlich ist und kein
Grund zu der Annahme besteht, dass das schutzwürdige Inter -
esse des Betroffenen an dem Ausschluss der Verarbeitung oder
Nutzung überwiegt.

Einwilligungserklärung
Unabhängig von dieser im Einzelfall vorzunehmenden Interes -
sen  ab wägung und im Hinblick auf eine sichere Rechtsgrundlage
für die Datenverarbeitung ist in Ihren Versicherungsantrag eine
Einwilli gungserklärung nach dem BDSG aufgenommen worden.
Diese gilt über die Beendigung des Versicherungsvertrages hin-
aus, endet  jedoch – außer in der Lebens- und Unfallversicherung
– schon mit Ablehnung des Antrages oder durch Ihren jederzeit
möglichen Widerruf. Wird die Einwilligungserklärung bei Antrag -
stellung ganz oder teilweise gestrichen, kommt es u.U. nicht
zu einem Vertrags abschluss. Trotz Widerruf oder ganz bzw. teil-
weise gestrichener Einwilligungserklärung kann eine Datenverar -
bei tung und -nutzung in dem begrenzten gesetzlich zulässigen
Rah men, wie in der Vor bemerkung beschrieben, erfolgen.

Schweigepflichtentbindungserklärung
Daneben setzt auch die Übermittlung von Daten, die, wie z. B.
beim Arzt, einem Berufsgeheimnis unterliegen, eine spezielle
Erlaub nis des Betroffenen (Schweigepflichtentbindung) voraus.
In der Lebens-, Kranken- und Unfallversicherung (Personen -
versiche rung) ist daher im Antrag auch eine Schweigepflichtent -
bin dungsklausel enthalten.
Im folgenden wollen wir Ihnen einige wesentliche Beispiele für
die Datenverarbeitung und -nutzung nennen.

1. Datenspeicherung bei Ihrem Versicherer
Wir speichern Daten, die für den Versicherungsvertrag not-
wendig sind. Das sind zunächst Ihre Angaben im Antrag
(Antrags daten). Weiter werden zum Vertrag versicherungs-
technische Daten wie Kundennummer (Partnernummer), Ver -
sicherungs summe, Versi cherungsdauer, Beitrag, Bankverbin -
dung sowie erforderlichen falls die Angaben eines Dritten, z. B.
eines Vermittlers, eines Sach verständigen oder eines Arztes
geführt (Vertragsdaten). Bei einem Versicherungsfall speichern
wir Ihre Angaben zum Scha den und ggf. auch Angaben von
Dritten, wie z.B. den vom Arzt ermittelten Grad der Berufsun -
fähigkeit, die Feststellung Ihrer Reparaturwerkstatt über einen
Kfz-Total schaden oder bei Ablauf einer Lebensversicherung
den Auszah lungsbetrag (Leistungs daten).

2. Datenübermittlung an Rückversicherer
Im Interesse seiner Versicherungsnehmer wird ein Versicherer
stets auf einen Ausgleich der von ihm übernommenen Risiken
achten. Deshalb geben wir in vielen Fällen einen Teil der  Risi -
ken an Rückversicherer im In- und Ausland ab. Diese Rück -
ver siche rer benötigen ebenfalls entsprechende versiche -
rungs  technische Angaben von uns, wie Versi che rungs num-
mer, Beitrag, Art des Versicherungsschutzes und des Risikos
und Risikozuschlags, sowie im Einzelfall auch Ihre Persona -
lien. Soweit Rückversiche rer bei der Risiko- und Schaden -
beur teilung mitwirken, werden ihnen auch die dafür erforder -
lichen Unterlagen zur Verfügung  gestellt.
In einigen Fällen bedienen sich die Rückversicherer weiterer
Rück versicherer, denen sie ebenfalls entsprechende Daten
 übergeben.

3. Datenübermittlung und Speicherung bei der Generali
Deutschland Schadenmanagement GmbH
Um die Schadenbearbeitung möglichst schnell, effektiv und
kostengünstig zu gestalten, hat die Generali Deutschland

Gruppe eine Schadenmanagementgesellschaft gegründet, 
die konzernweit als eigenständige Tochtergesellschaft für
 bestimmte Versicherer der Generali Deutschland Gruppe tätig
wird. Dies sind derzeit die AachenMünchener Versicherung
AG und die Generali Versicherung AG. 
Die Generali Deutschland Schadenmanagement GmbH über-
nimmt in unserem Auftrag die Bearbeitung von Groß- und
Spezialschäden auf dem Gebiet der Schaden-, Unfall, Haft-
pflicht- und Kfz-Versicherung. Zu diesen Zwecken benötigt
die Generali Deutschland Schadenmanagement GmbH Ihre
Vertrags- und Schadendaten. Dazu gehören beispielsweise
Ihre Angaben im Antrag, auch Gesundheitsdaten insbesonde-
re in der Unfallversicherung, versicherungstechnische Daten
wie Vertragslaufzeit, Versicherungssumme oder Bankver -
bindung sowie erforderlichenfalls Angaben eines Dritten, 
z. B. eines Vermittlers, Sachverständigen oder eines Arztes 
(u. a. Behandlungsberichte).
Die Generali Deutschland Schadenmanagement GmbH ist
verpflichtet, ein angemessenes Datenschutzniveau sicher zu
stellen, einen zweckgebundenen und rechtlich zulässigen
Umgang mit den Daten zu gewährleisten sowie den Grund -
satz der Verschwiegenheit zu beachten.

4. Datenübermittlung an andere Versicherer
Nach dem Versicherungsvertragsgesetz hat der Versicherte
bei Antragstellung, jeder Vertragsänderung und im Schaden -
fall dem Versicherer alle für die Einschätzung des Wagnisses
und die Schadenabwicklung wichtigen Umstände anzugeben.
Hierzu gehören z.B. frühere Krankheiten und Versicherungs -
fälle oder Mitteilungen über gleichartige andere Versicherun -
gen (beantrag te, bestehende, abgelehnte oder gekündigte).
Um Versiche rungs mißbrauch zu verhindern, eventuelle Wi der -
sprüche in den Angaben des Versicherten aufzuklären oder
um Lücken bei den Feststellungen zum entstandenen Scha -
den zu schließen, kann es erforderlich sein, andere Versi che -
rer um Auskunft zu bitten oder entsprechende Aus künfte auf
Anfragen zu erteilen.
Auch sonst bedarf es in bestimmten Fällen (Doppelversiche -
rungen, gesetzlicher Forderungsübergang sowie bei Teilungs -
abkommen) eines Austausches von personenbezogenen
Daten unter den Versicherern. Dabei werden Daten des Be -
trof fenen weitergegeben, wie Name und Anschrift, Kfz-Kenn -
zeichen, Art des Versicherungsschutzes und des Risikos oder
Angaben zum Schaden, wie Schadenhöhe und Schadentag.

5. Zentrale Hinweissysteme der Fachverbände
Bei Prüfung eines Antrages oder eines Schadens kann es not-
wendig sein, zur Risikobeurteilung, zur weiteren Aufklärung
des Sachverhalts oder zur Verhinderung von Versicherungs -
mißbrauchs Anfragen an den zuständigen Fachverband bzw.
an andere Versicherer zu richten oder auch entsprechende
Anfragen anderer Versicherer zu beantworten. Dazu bestehen
beim GDV und PKV-Verband zentrale Hinweissysteme.
Die Aufnahme in diese Hinweissysteme und deren Nutzung
 erfolgt lediglich zu Zwecken, die mit dem jeweiligen System
verfolgt werden dürfen, also nur soweit bestimmte Voraus -
setzungen erfüllt sind.

Beispiele:
Kfz-Versicherer – Registrierung von auffälligen Schaden -
fällen, Kfz-Diebstählen sowie von Personen, bei denen der
Verdacht des Versicherungsmißbrauchs besteht.
Zweck: Risikoprüfung, Schadenaufklärung und -verhütung.
Lebensversicherer – Aufnahme von Sonderrisiken, z. B.
 Ableh nung des Risikos bzw. Annahme mit Beitragszuschlag.
– aus versicherungsmedizinischen Gründen,
– aufgrund der Auskünfte anderer Versicherer,
– wegen verweigerter Nachuntersuchung;
Aufhebung des Vertrages durch Rücktritt oder Anfechtung
 seitens des Versicherers; Ablehnung des Vertrages seitens
des Ver sicherungsnehmers wegen geforderter Beitrags -
zuschläge;
Zweck: Risikoprüfung.

Rechtsschutzversicherer
– vorzeitige Kündigungen und Kündigungen zum normalen

 Vertragsablauf durch den Versicherer nach mindestens zwei
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Versi cherungsfällen innerhalb von 12 Monaten.
– Kündigungen zum normalen Vertragsablauf durch den Versi -

cherer nach mindestens 3 Versicherungsfällen innerhalb von
36 Monaten.

– Vorzeitige Kündigungen und Kündigungen zum normalen
 Vertragsablauf bei konkret begründetem Verdacht einer
betrü geri schen Inanspruchnahme der Versicherung.

Zweck: Überprüfung der Angaben zu Vorversicherungen bei
der Antragstellung.
Sachversicherer – Aufnahme von Schäden und Personen,
wenn Brandstiftung vorliegt oder wenn aufgrund des Ver -
dachts des Versicherungsmißbrauchs der Vertrag gekündigt
wird und bestimmte Schadensummen erreicht sind.
Zweck: Risikoprüfung, Schadenaufklärung, Verhinderung
 wei teren Mißbrauchs.
Transportversicherer – Aufnahme von auffälligen (Verdacht
des Versicherungsmißbrauchs) Schadenfällen, insbesondere
in der Reisegepäckversicherung.
Zweck: Schadenaufklärung und Ver hinderung von Versiche -
rungs mißbrauch.
Unfallversicherer – Meldung bei
– erheblicher Verletzung der vorvertraglichen Anzeigepflicht,
– Leistungsablehnung wegen vorsätzlicher Obliegenheitsver -

let zung im Schadenfall, wegen Vortäuschung eines Unfalls
oder von Unfallfolgen,

– außerordentlicher Kündigung durch den Versicherer nach
 Leistungserbringung oder Klageerhebung auf Leistung.

Zweck: Risikoprüfung und Aufdeckung von Versicherungs -
mißbrauch.
Allgemeine Haftpflichtversicherung
– Registrierung von auffälligen Schadenfällen sowie von

 Perso nen, bei denen der Verdacht des Versicherungs miß -
brauchs besteht.

Zweck: Risikoprüfung, Schadenaufklärung und Verhütung.

6. Datenverarbeitung in und außerhalb der
Unternehmensgruppe
Einzelne Versicherungsbranchen (z. B. Lebens-, Kranken-,
Sachversicherung) und andere Finanzdienstleistungen, z. B.
Bauspa ren, werden durch rechtlich selbständige Unterneh -
men betrieben. Um dem Kunden einen umfassenden Ver -
siche rungsschutz anbieten zu können, arbeiten die Unter -
nehmen häufig in Unter nehmensgruppen zusammen.
Zur Kostenersparnis können dabei einzelne Bereiche zentrali-
siert werden, wie das Inkasso oder die Datenverarbeitung. So
wird z.B. Ihre Adresse nur einmal gespeichert, auch wenn Sie
Ver träge mit verschiedenen Unternehmen der Gruppe ab -
schließen; und auch Ihre Versicherungsnummer, die Art der
Verträge, ggf. Ihr Geburtsdatum, Kontonummer und Bankleit -
zahl, d.h. Ihre  allgemeinen Antrags-, Vertrags- und Leistungs -
daten können in  einer zentralen Datensammlung geführt
 werden.
a) Dabei sind die sog. Partnerdaten (z. B. Name, Adresse,

 Kundennummer, Kontonummer, Bankleitzahl, bestehende
Verträge) von allen Unternehmen der Gruppe abfragbar. Auf
diese Weise kann eingehende Post immer richtig zugeord-
net und bei telefonischen Anfragen sofort der zuständige
Partner genannt werden. Auch Geldeingänge können so in
Zweifels fällen ohne Rückfragen korrekt verbucht werden.

b) Die übrigen allgemeinen Antrags-, Vertrags- und Leistungs -
daten sind dagegen nur von den Versicherungsunter neh -
men der Gruppe abfragbar.

Obwohl alle diese Daten nur zur Beratung und Betreuung des
 jeweiligen Kunden durch die einzelnen Gesellschaften ver-
wendet werden, spricht das Gesetz auch hier von „Daten -
über mittlung“, bei der die Vorschriften des Bundesdaten -
schutz gesetzes zu beachten sind. Branchenspezifische Daten
– wie z.B. Gesundheits- oder Bonitätsdaten – bleiben dage-
gen unter ausschließlicher Verfügung der jeweiligen Unter -
nehmen.
Unserer Unternehmensgruppe gehören zur Zeit u. a. folgende
Unternehmen an:
– Generali Versicherung AG
– Generali Lebensversicherung AG
– AachenMünchener Lebensversicherung AG
– AachenMünchener Versicherung AG
– AdvoCard Rechtsschutzversicherung AG
– Generali Deutschland Pensionsfonds AG
– Generali Deutschland Pensionskasse AG

– Generali Deutschland Schadenmanagement GmbH
– Generali Deutschland Services GmbH
– Generali Investments Deutschland Kapitalanlage -

gesell schaft mbH
– Central Krankenversicherung AG
– COSMOS Lebensversicherungs-AG
– COSMOS Versicherung AG
– Deutsche Bausparkasse Badenia AG
– Dialog Lebensversicherungs-AG
– ENVIVAS Krankenversicherung AG
– PENSOR Pensionsfonds AG
– ufba e. V.
– Volksfürsorge Pensionskasse AG
Mit diesen Unternehmen sind Kooperationsverträge geschlos-
sen.
Daneben arbeiten unsere Versicherungsunternehmen und
Vermittler zur umfassenden Beratung und Betreuung ihrer
Kunden in weiteren Finanzdienstleistungen (z.B. Kredite,
Kapitalanlagen, Immobilien, Bausparverträge), auch mit
Unternehmen außerhalb der engeren Gruppe zusammen.
Zurzeit kooperieren wir u. a. mit:
– Commerzbank AG Frankfurt a. M.
– Commerz Real Investmentgesellschaft mbH Wiesbaden
– COMINVEST Asset Management GmbH Frankfurt
– Generali Asset Managers Luxembourg S.A. Luxembourg 
– Europ Assistance Versicherung AG München
– Europ Assistance Services GmbH München
– Auto Club Europa e.V. Stuttgart
Die Zusammenarbeit besteht dabei in der gegenseitigen Ver -
mitt lung der jeweiligen Produkte und der weiteren Betreuung
der so gewonnenen Kunden. So vermitteln z. B. die genann-
ten Institute im Rahmen einer Kundenberatung/-betreuung
Versicherungen als Ergänzung zu den eigenen Finanzdienst -
leistungsprodukten. Für die Datenverarbeitung der vermitteln-
den Stelle gelten die  folgenden Ausführungen unter Punkt 6.

7. Betreuung durch Versicherungsvermittler
In Ihren Versicherungsangelegenheiten sowie im Rahmen des
sonstigen Dienstleistungsangebots unserer Unternehmens -
grup pe bzw. unseres Kooperationspartners werden Sie durch
einen unserer Vermittler betreut, der Sie mit Ihrer Einwilligung
auch in sonstigen Finanzdienstleistungen berät. Vermittler in
diesem Sinn sind neben Einzelpersonen auch Vermittlungs -
gesellschaf ten sowie im Rahmen der Zusammenarbeit bei
Finanzdienstleistun gen auch Bausparkassen.
Um seine Aufgaben ordnungsgemäß erfüllen zu können,
 erhält der Vermittler zu diesen Zwecken von uns die für die
Betreuung und Beratung notwendigen Angaben aus Ihren
Antrags-, Ver trags- und Leistungsdaten, z. B. Versicherungs -
nummer, Beiträge, Art des Versicherungsschutzes und des
Risikos, Zahl der Ver sicherungsfälle und Höhe von Versiche -
rungsleistungen sowie von unseren Partnerunternehmen
Anga ben über andere finan zielle Dienstleistungen, z.B. Ab -
schluss und Stand Ihres Bauspar  vertrages. Ausschließlich
zum Zweck von Vertrags anpassungen in der Personenver -
 sicherung können an den zuständigen Ver mitt ler auch Ge -
sund heitsdaten übermittelt werden.
Unsere Vermittler verarbeiten und nutzen selbst diese perso -
nen bezogenen Daten im Rahmen der genannten Beratung
und Be treuung des Kunden. Auch werden Sie von uns über
Änderungen der kundenrelevanten Daten informiert. Jeder
Vermittler ist  gesetzlich und vertraglich verpflichtet, die Be -
stim  mungen des BDSG und seine besonderen Verschwie gen -
 heitspflichten (z.B. Berufsgeheimnis und Datengeheimnis) zu
beachten.
Der für Ihre Betreuung zuständige Vermittler wird Ihnen mitge -
teilt. Endet seine Tätigkeit für unsere Unternehmen (z.B. durch
Kündigung des Vermittlervertrages oder bei Pensionierung),
regelt das Unternehmen Ihre Betreuung neu; Sie werden
hierüber informiert.

8. Weitere Auskünfte und Erläuterungen
Sie haben als Betroffener nach dem Bundesdatenschutz ge -
setz neben dem eingangs erwähnten Widerrufsrecht ein Recht
auf Auskunft sowie unter bestimmten Voraus set zun gen ein
Recht auf Berichtigung, Sperrung oder Löschung Ihrer in einer
Datei gespeicherten Daten.
Wegen eventueller weiterer Auskünfte und Erläuterungen
wenden Sie sich bitte an den betrieblichen Datenschutz beauf -
tragten Ihres Versicherers. Richten Sie auch ein etwaiges Ver -
langen auf Auskunft, Berichtigung, Sperrung oder Löschung
wegen der beim Rückversicherer gespeicherten Daten stets
an Ihren Ver sicherer.

Generali Versicherung AG · Adenauerring 7, 81737 München
Vorsitzender des Aufsichtsrates: Dietmar Meister
Vorstand: Winfried Spies (Vorsitzender), Onno Denekas, Dr. Karsten Eichmann, 
Dr. Monika Sebold-Bender, Volker Seidel, Michael Stille
Sitz: München, Amtsgericht München HRB 177658
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Versicherungsumsätze sind umsatzsteuerfrei. Ein Unternehmen der Generali Deutschland



1. Identität des Versicherers 

Name: Generali Versicherung AG
Anschrift: Adenauerring 7, 81737 München
Rechtsform: Aktiengesellschaft
Sitz: München
Handelsregister: Registergericht Amtsgericht München – HRB 177658

2. Ladungsfähige Anschrift des Versicherers

Generali Versicherung AG
Adenauerring 7
81737 München

vertreten durch den Vorstand: Winfried Spies (Vorsitzender),
Onno Denekas, Dr. Karsten Eichmann, Dr. Monika Sebold-Bender, Volker Seidel, Michael Stille
Vorsitzender des Aufsichtsrates: Dietmar Meister

3. Hauptgeschäftstätigkeit des Versicherers

Die Generali Versicherung AG betreibt alle Arten der Schaden- und Unfallversicherung.

4. Wesentliche Merkmale der Versicherungsleistung

Es gelten bei entsprechender Beantragung die zu den einzelnen Versicherungen aufgeführten Versiche rungs bedingungen und
Klauseln.

Nach Eintritt eines Versicherungsfalles und Feststellung unserer Leistungspflicht erbringen wir die in dem jeweiligen Versiche -
rungsvertrag für diesen Fall vereinbarte Leistung.

Die Einzelheiten zu Art, Umfang und Fälligkeit sowie Erfüllung unserer Leistungen sind in den maßgeblichen
Versicherungsbedingungen und Klauseln geregelt.

5. Einzelheiten hinsichtlich der Zahlung und der Erfüllung, insbesondere zur Zahlweise der Beiträge

Der erste oder einmalige Beitrag wird unverzüglich nach Abschluss des Vertrages und Aufforderung zur Zahlung fällig, jedoch
nicht vor dem Beginn des Versicherungsschutzes.

Wann Sie die Folgebeiträge zu zahlen haben, richtet sich diese nach der vereinbarten Zahlweise (z. B. monatlich oder jährlich), die
Sie Ihrem Antrag entnehmen können. Bei Einzug von Ihrem Konto sorgen Sie bitte für entsprechende Deckung; die Zahlung gilt
als rechtzeitig, wenn der Beitrag zum Fälligkeitstag eingezogen werden kann und einer berechtigten Einziehung nicht wider -
sprochen wird.

Ist die Zahlweise des Jahresbeitrages in Raten vereinbart, gilt als erster Beitrag nur die erste Rate des ersten Jahresbeitrages. Ist
Ratenzahlung vereinbart, so gelten die ausstehenden Raten bis zu den vereinbarten Zahlungsterminen als gestundet. Die gestun-
deten Raten des laufenden Versicherungsjahres werden sofort fällig, wenn der Versicherungsnehmer mit einer Rate ganz oder teil-
weise in Verzug gerät.

Nähere Einzelheiten finden Sie in den Allgemeinen Versicherungsbedingungen der jeweiligen Versicherung.

Bei halbjährlicher Zahlweise beträgt der Ratenzuschlag 3 %, bei vierteljährlicher Zahlweise 5 %. Monatliche Zahlung setzt eine zu
unseren Gunsten erteilte Einzugsermächtigung voraus. Entfällt diese Voraussetzung nachträglich, gilt vierteljährliche Zahlweise
vereinbart.

6. Befristung der Gültigkeitsdauer der zur Verfügung gestellten Informationen

Die Informationen dieser Antragsmappe sind 3 Monate ab Aushändigung dieser Unterlagen gültig. Der im Antrag genannte
Beitrag kann sich jedoch ändern. Hier gilt der bei Vertragsabschluss jeweils gültige Tarif.

7. Zustandekommen des Vertrages

Der Versicherungsvertrag kommt durch Ihren Antrag und Zugang des Versicherungsscheines oder unserer gesonderten An -
nahme erklärung zustande. Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Versicherungsschein genannten Zeitpunkt, wenn Sie den
Beitrag rechtzeitig gezahlt haben. Als Antragsteller sind Sie einen Monat an den Antrag gebunden; Ihr Widerrufsrecht bleibt hier-
von unberührt. Ebenfalls mit einer Frist von einem Monat können wir Ihren Antrag annehmen.

8. Widerrufsrecht

Sie können Ihre Vertragserklärung ohne Begründung innerhalb von 2 Wochen widerrufen (z. B. Brief, Telefax, Email). Eine ausführ -
liche Belehrung zu Ihrem Widerrufsrecht finden Sie im Antrag.

9. Laufzeit des Vertrages

Die Vertragsdauer können Sie dem Antrag entnehmen. 

10. Beendigung des Vertrages, Kündigungsbedingungen

Sie oder wir können zum Ablauf der zunächst vereinbarten Vertragsdauer und zum Ablauf jeden Verlängerungsjahres den Vertrag
kündigen. Verträge von mindestens einjähriger Dauer verlängern sich nach Ablauf der vereinbarten Vertragdauer stillschweigend
um jeweils ein Jahr, wenn nicht vorher durch Sie oder uns gekündigt wurde. Bei einer Vertragsdauer von mehr als 3 Jahren kön-
nen Sie den Vertrag schon zum Ablauf des 3. Jahres und jedes darauf folgenden Jahres kündigen. Die Kündigung ist wirksam,
wenn sie 3 Monate vor dem jeweiligen Ablauf dem anderen Vertragspartner zugegangen ist. Die Kündigung ist in Schriftform zu
erklären.
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Der Vertrag kann vorzeitig beendet/gekündigt werden, insbesondere
• im Versicherungsfall (von beiden Vertragspartnern)
• bei Eigentumswechsel (vom Versicherer und dem Erwerber) 
• bei Obliegenheitsverletzung (vom Versicherer)
• bei Risikofortfall (von beiden Vertragspartnern) 
• im Fall der Beitragsangleichung (unter bestimmten Voraussetzungen; von Ihnen als Versicherungsnehmer)

Einzelheiten entnehmen Sie bitte den Allgemeinen Versicherungsbedingungen zu der jeweiligen Versicherung.

Diese sind in Ihrer Antragsmappe zu finden.

11. Anwendbares Recht

Auf die vorvertraglichen Beziehungen und auf das Vertragsverhältnis selbst findet das Recht der Bundesrepublik Deutschland
Anwendung.

12. Sprachen

Sämtliche Kommunikation und Korrespondenz findet in deutscher Sprache statt.

13. Außergerichtliche Beschwerde- und Rechtsbehelfsverfahren Versicherungsombudsmann e.V.

Unser Unternehmen ist Miglied im Verein Versicherungsombudsmann e.V.
Sie können deshalb innerhalb von 8 Wochen nach Erhalt unserer Nachricht das kostenlose außergerichtliche
Schlichtungsverfahren in Anspruch nehmen.

Versicherungsombudsmann e.V., Postfach 080632, 10006 Berlin
Tel.: 0 18 04/22 44 24 (0,20 Euro je Anruf/Fax; höchstens 60 Cent je Anruf aus Mobilfunknetzen); 
Fax: 0 18 04/22 44 25
Email: beschwerde@versicherungsombudsmann.de

Ihre Möglichkeit, den Rechtsweg zu beschreiten, bleibt hiervon unberührt.

Aufsichtsbehörde

Wir werden uns stets gut und zuvorkommend um Ihre Versicherungsangelegenheiten kümmern. Kommt es doch einmal zu
Meinungsverschiedenheiten, so können Sie Ihre Beschwerde an die

Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht
Bereich Versicherung
Graurheindorfer Str. 108, 53117 Bonn;
Tel.: 02 28/41 08-0; Fax 02 28/41 08-15 50
E-Mail: poststelle@bafin.de

richten.



Sehr geehrte Kundin, sehr geehrter Kunde,

damit wir Ihren Versicherungsantrag ordnungsgemäß prüfen können, ist es notwendig, dass Sie die Antragsfragen wahr heitsgemäß
und vollständig beantworten. Es sind auch solche Umstände anzugeben, denen Sie nur geringe Bedeutung bei messen.

Angaben, die Sie nicht gegenüber dem Versicherungsvermittler machen möchten, sind unverzüglich und unmittelbar gegenüber
der Generali Versicherung AG, Adenauerring 7, 81737 München, in Schriftform nachzuholen.

Bitte beachten Sie, dass Sie Ihren Versicherungsschutz gefährden, wenn Sie unrichtige oder unvollständige Angaben machen.
Nähere Einzelheiten zu den Folgen einer Verletzung der Anzeigepflicht können Sie der nachstehenden Information entnehmen.

Welche vorvertraglichen Anzeigepflichten bestehen?

Sie sind bis zur Abgabe Ihrer Vertragserklärung verpflichtet, alle Ihnen bekannten gefahrerheblichen Umstände, nach denen wir in
Textform gefragt haben, wahrheitsgemäß und vollständig anzuzeigen. Wenn wir nach Ihrer Vertragserklärung, aber vor Ver trags -
annahme in Textform nach gefahrerheblichen Umständen fragen, sind Sie auch insoweit zur Anzeige verpflichtet.

Welche Folgen können eintreten, wenn eine vorvertragliche Anzeigepflicht verletzt wird?

1. Rücktritt und Wegfall des Versicherungsschutzes
Verletzen Sie die vorvertragliche Anzeigepflicht, können wir vom Vertrag zurücktreten. Dies gilt nicht, wenn Sie nachweisen, dass
weder Vorsatz noch grobe Fahrlässigkeit vorliegt.

Bei grob fahrlässiger Verletzung der Anzeigepflicht haben wir kein Rücktrittsrecht, wenn wir den Vertrag auch bei Kenntnis der
nicht angezeigten Umstände, wenn auch zu anderen Bedingungen, geschlossen hätten.

Im Fall des Rücktritts besteht kein Versicherungsschutz. Erklären wir den Rücktritt nach Eintritt des Versicherungsfalles, bleiben
wir dennoch zur Leistung verpflichtet, wenn Sie nachweisen, dass der nicht oder nicht richtig gegebene Umstand

– weder für den Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalles
– noch für die Feststellung oder den Umfang unserer Leistungspflicht

ursächlich war. Unsere Leistungspflicht entfällt jedoch, wenn Sie die Anzeigepflicht arglistig verletzt haben.

Bei einem Rücktritt steht uns der Teil des Beitrags zu, welcher der bis zum Wirksamwerden der Rücktrittserklärung abgelaufenen
Vertragszeit entspricht.

2. Kündigung
Können wir nicht vom Vertrag zurücktreten, weil Sie die vorvertragliche Anzeigepflicht lediglich einfach fahrlässig oder schuld los
verletzt haben, können wir den Vertrag unter Einhaltung einer Frist von einem Monat kündigen. 

Unser Kündigungsrecht ist ausgeschlossen, wenn wir den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, wenn auch
zu anderen Bedingungen, geschlossen hätten.

3. Vertragsänderung
Können wir nicht zurücktreten oder kündigen, weil wir den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Gefahrumstände,
wenn auch zu anderen Bedingungen, geschlossen hätten, werden die anderen Bedingungen auf unser Verlangen Vertrags -
bestandteil. Haben Sie die Anzeigepflicht fahrlässig verletzt, werden die anderen Bedingungen rückwirkend Vertragsbestandteil.
Haben Sie die Anzeigepflicht schuldlos verletzt, werden die anderen Bedingungen erst ab der laufenden Versicherungsperiode
Vertrags bestand teil.

Erhöht sich durch die Vertragsänderung (in der Kfz-Versicherung nur bei Änderung der Art und Verwendung des Fahrzeugs) der
Beitrag um mehr als 10 Prozent oder schließen wir die Gefahrabsicherung für den nicht angezeigten Umstand aus, können Sie
den Vertrag innerhalb eines Monats nach Zugang unserer Mitteilung über die Vertragsänderung fristlos kündigen. Auf dieses
Recht  werden wir Sie in unserer Mitteilung hinweisen.

4. Ausübung unserer Rechte
Wir können unsere Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung oder zur Vertragsänderung nur innerhalb eines Monats in Schriftform
 geltend machen. Die Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, zu dem wir von der Verletzung der Anzeigepflicht, die das von uns geltend
ge machte Recht begründet, Kenntnis erlangen. Bei der Ausübung unserer Rechte haben wir die Umstände anzugeben, auf die 
wir unsere Erklärung stützen. Zur Begründung können wir nachträglich weitere Umstände angeben, wenn für diese die Frist nach
Satz 1 verstrichen ist.

Wir können uns auf die Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung oder zur Vertragsänderung nicht berufen, wenn wir den nicht ange-
zeigten Gefahrumstand oder die Unrichtigkeit der Anzeige kannten.

Unsere Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung und zur Vertragsänderung erlöschen mit Ablauf von fünf Jahren nach Ver trags -
schluss. Dies gilt nicht für Versicherungsfälle, die vor Ablauf dieser Frist eingetreten sind. Die Frist beträgt zehn Jahre, wenn 
Sie die Anzeigepflicht vorsätzlich oder arglistig verletzt haben.

5. Stellvertretung durch eine andere Person
Lassen Sie sich bei Abschluss des Vertrages durch eine andere Person vertreten, so sind bezüglich der Anzeigepflicht, des
Rücktritts, der Kündigung, der Vertragsänderung und der Ausschlussfrist für die Ausübung unserer Rechte die Kenntnis und
Arglist Ihres Stellvertreters als auch Ihre eigene Kenntnis und Arglist zu berücksichtigen. Sie können sich darauf, dass die
Anzeigepflicht nicht vorsätzlich oder grob fahrlässig verletzt worden ist, nur berufen, wenn weder Ihrem Stellvertreter noch Ihnen
Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit zur Last fällt.

Mitteilung nach § 19 Abs. 5 VVG über die Folgen einer Verletzung 
der gesetzlichen Anzeigepflicht




